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� Die Jahre sind kaum vergangen und nicht vergessen, als wir

in Deutschland, besonders ausgeprägt in den ostdeutschen

Ländern, einen eklatanten Mangel an Ausbildungsplätzen und

eine hohe Zahl Jugendlicher ohne betriebliches Ausbildungs-

platzangebot hatten. Schlägt die zyklische Bewegung nun wie-

der zu einem Überhang an Ausbildungsplätzen, zu einem Man-

gel an Ausbildungsnachfragern und zur Fachkräftelücke um?

Haben wir auf der einen Seite demografisch bedingt zu wenig

Auszubildende oder zu wenig ausbildungsreife Jugendliche

und auf der anderen Seite zu wenig Fachkräftenachwuchs, der

das Wirtschaftswachstum in unserem Land reduziert, eine

Beeinträchtigung, die auch nicht durch noch so fantasievolle

Green-Card-Regelungen kompensiert werden kann?

Manche Äußerungen hoher Unternehmerrepräsentanten wol-

len den Eindruck erwecken, als hätte der konjunkturelle Ab-

schwung in Deutschland seine Ursache nicht zuletzt darin, dass

betriebliche Ausbildungsplätze nicht genügend qualifiziert

besetzt werden könnten. Das ist natürlich Unsinn. Wie steht es

mit den rechtzeitigen Ausbildungs- und Weiterbildungsan-

strengungen deutscher Unternehmer aus wirtschaftlichem

Eigeninteresse?

Die Parl. Staatssekretärin beim Bundesminister für Wirtschaft

und Technologie und Beauftragte der Bundesregierung für den

Mittelstand, Frau Margareta Wolf, MdB, äußert im Interview

dieser BWP die hoffnungsvolle Erwartung, dass in Mittelstand

und Handwerk zumindest bis 2005 kein grundsätzlicher Man-

gel an Lehrstellenbewerbern auftreten wird. Sie hoffe, dass für

Handwerk und Mittelstand mindestens bis 2010 genügend

Lehrstellenbewerber zur Verfügung stehen. – Es wäre schön,

wenn die Staatssekretärin Recht hätte, aber Skepsis ist ange-

bracht.

Eher ist zu befürchten, dass der Konkurrenzdruck um den Fach-

kräftenachwuchs, der heute bereits deutlich sichtbar ist, nicht

zuletzt dem Handwerk zu schaffen machen wird. Dieser Kon-

kurrenz muss sich das Handwerk stellen, denn die geburten-

schwächeren Jahrgänge wirken sich gerade hier deutlich aus,

auch bei einer in etwa gleich bleibenden Übergangsquote der

Schulabsolventen in die betriebliche Berufsausbildung. 

Die Konkurrenzsituation um „gute“ Jugendliche und Schulab-

solventen scheint immer mehr ein generelles Problem des deut-

schen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes zu werden. Im Bereich

des Dualen Systems wirkt sich diese Konkurrenz auch durch

steigende Übergangsquoten in berufliche Vollzeitschulen aus.

Das sind inzwischen rd. 27 Prozent eines Altersjahrgangs, die in

berufliche Vollzeitausbildung, insbesondere in Berufsfachschu-

len wechseln. Außerdem gibt es einen sehr starken Konkur-

renzdruck durch Fachhochschulen, Berufsakademien und ande-

re „Abiturienten-Berufsbildungsgänge“ auf das Duale System,

aber auch auf die Universitäten. Der beschriebene Konkur-

renzdruck, der in Zukunft noch stärker wird, betrifft nicht nur

das Handwerk, sondern auch die anderen Wirtschaftsbereiche,

seien es Handel, Industrie und wohl auch die sozialen und Pfle-

ge-Dienstleistungsberufe.

Wünschenswert ist allerdings, dass sich dieser Konkurrenzdruck

auf die Ausbildungsanstrengungen der Betriebe der Wirtschaft

insgesamt positiv und stimulierend auswirkt.

Die quantitativen Aspekte der Fachkräfte-Nachwuchsgewin-

nung treten immer deutlicher zu Tage. Wir haben tatsächlich

einen demografisch bedingten Nachfragerückgang von Ju-

gendlichen nach Ausbildungsplätzen mit den spezifischen

Problemen gerade für die Klein- und Mittelunternehmen. Das

Fachkräftenachwuchsproblem wirkt sich bereits bis 2006 bei

allerdings zunächst noch leicht steigender Nachfrage nach Aus-

bildungsplätzen aus, dann aber sinkt ab 2006 in ganz Deutsch-

land aus demografischen Gründen die Zahl der Jugendlichen

und Ausbildungsplatzsuchenden, und in den ostdeutschen

Ländern setzt sich diese degressive Linie bis 2012 fort. Danach

steigt demografisch bedingt die Ausbildungsplatznachfrage all-

mählich wieder an, aber für ganz Deutschland kann man fest-

stellen, dass bis 2015 im Bereich der Nachfrage nach Ausbil-

dungsplätzen eine schwierige Situation bestehen wird (vgl.

BROSI /TROLTSCH/ULRICH: Nachfrage Jugendlicher nach Ausbil-

dungsplätzen, Analysen und Prognosen 2000–2015, For-

schung Spezial, Heft 2, Bundesinstitut für Berufsbildung, Bie-

lefeld 2001). Wer seit längerer Zeit das jährlich erscheinende,

jeweils fortgeschriebene Buch von RADDATZ, BERGMANN und SELKA

„Ausbildungschancen“ beobachtet, dem fällt auf, dass tat-

BWP 5/2001 3

Ausbildungsplatzüberangebot
versus Fachkräftelücke?

K O M M E N T A R



sächlich der Auszubildendenmangel in immer mehr Berufen

mit Zukunftschancen um sich greift. Und wenn die Autoren

2001 von „38 nicht überlaufenen Ausbildungsberufen“ spre-

chen, so ist das eine vornehme Umschreibung der nicht erfreu-

lichen Situation, dass es zunehmend Mangel, zunächst rein

quantitativ und dann auch von den schulischen Voraussetzun-

gen her, an geeigneten Lehrlingen gibt.

Gerade für Klein- und Mittelbetriebe, zunehmend aber auch

für Industrie- und Handelsunternehmen, wird die Situation in

der beruflichen Bildung dadurch besonders problematisch, dass

sie regional und nach Branchen und Gewerken äußerst unter-

schiedlich ist. Deshalb gibt es keine generellen Bewertungs-

maßstäbe und Patentrezepte zur Lösung. Es gibt große Unter-

schiede zwischen Ost- und Westdeutschland, beispielsweise im

Hinblick auf die Ausbildungsplatzangebote, auf den Arbeits-

markt und generell auf das Spektrum der Qualifizierungsmög-

lichkeiten. Deutliche Unterschiede sind aber auch innerhalb

einzelner Länder und Regionen zu erkennen, besonders in Ost-

deutschland. Auch die Branchenunterschiede sind so groß,

dass Allgemeinrezepte den Unternehmen bei der Fachkräfte-

nachwuchswerbung nicht weiterhelfen. Ist das die neue „Qua-

lifikationsfalle“, dass Ausbildungsplatzüberangebot und Bewer-

bermangel gegen die zunehmende Fachkräftelücke stehen?

Im Oktober vorigen Jahres hat der damalige BDI-Präsident Hen-

kel den Fachkräftemangel beklagt und den Eindruck erweckt,

als ob die Gewinnung qualifizierter Fachleute in Produktion

und Dienstleistung durch Zuwanderung oder Green Cards

gelöst werden könnte. Als ob in Deutschland die betriebliche

Berufsausbildung mit allen Rechten und Pflichten nicht Sache

und Verantwortung der Unternehmer sei! Was hält eigentlich

deutsche Unternehmer, Manager, Betriebsinhaber und Arbeit-

geber sowie die Mitgliedsunternehmen des BDI davon ab,

selbst diejenigen Fachkräfte für den deutschen Arbeitsmarkt

quantitativ ausreichend und qualitativ hochwertig aus- und

weiterzubilden, damit Fachkräftemangel gar nicht erst in die-

sem Ausmaß entstehen kann und Arbeitslosigkeit abgebaut

wird? Solche Positionen wie die von Henkel, die inzwischen

auch von anderen Unternehmerrepräsentanten nachgeredet

wurden, sind eine Flucht der Arbeitgeber aus der Ausbildungs-

verantwortung und eine unzulässige Verschiebung des Prob-

lems des Fachkräftenachwuchses auf die Zuwanderungsdis-

kussion. 

Früher einmal gehörte es zum Ethos deutscher Unternehmer,

aus wohl begründetem unternehmerischen und betriebswirt-

schaftlichen Eigeninteresse und aus sozialer Verantwortung,

selbst engagiert und mit erheblichem finanziellem Aufwand für

den eigenen Fachkräftenachwuchs durch Aus- und Weiterbil-

dung zu sorgen und jungen Menschen eine Ausbildungs-,

Berufs-, Arbeitsmarkt- und

Lebenschance zu geben. 3,7

Mio. Arbeitslose, viele davon

gut qualifiziert, einfach wei-

terzubilden und leicht umzu-

schulen, sollten eine Heraus-

forderung für Unternehmer in

Deutschland ebenso sein wie

die hohe Zahl junger Menschen, die besondere Förderung

benötigen, um dann doch eine qualifizierte Berufsausbildung

beenden zu können.

Für viele Industriebetriebe, aber auch für das Handwerk gilt,

dass es einerseits Fachkräftemangel, auf der anderen Seite aber

viele Nichtqualifizierte oder schwer zu qualifizierende Jugend-

liche gibt. Das sind immerhin zwischen 10 und 15 Prozent

eines Altersjahrgangs, und dieser Anteil bleibt über die Jahr-

zehnte hinweg offenbar konstant. Das sind rd. 100.000 Jugend-

liche aus jedem Altersjahrgang in Deutschland, die ohne beruf-

liche Qualifizierung bleiben. Wenn aber eine gezielte Förde-

rung und Ausbildung, Unterstützung und Betreuung erfolgt,

ist häufig auch eine solide berufliche Qualifizierung möglich.

Es gibt genug überzeugende Beispiele bewährter Traditionen

in Industrie-, Handels- und Handwerksbetrieben. Gerade die

großen Verdienste des Handwerks auf dem Gebiet der Förde-

rung von benachteiligten Jugendlichen sind allgemein bekannt

und unbestritten. Hier besteht für die Zukunft noch ein großes

Potenzial für Fachkräftenachwuchs in der Wirtschaft. 

Um also dem partiellen und regionalen „Ausbildungsplatzüber-

angebot“, um Auszubildendenmangel und Fachkräftelücke für

die Zukunft wirkungsvoll zu begegnen, sind insbesondere

neben der Förderung und Berufsausbildung von benachteilig-

ten Jugendlichen folgende Maßnahmen Erfolg versprechend:

• Steigerung der Ausbildungsquote von ausländischen Ju-

gendlichen,

• Förderung positiver Berufswahlentscheidungen durch mehr

neue Berufe und durch attraktive Berufsbezeichnungen,

• noch bessere Berufsberatung, Informationen und Aufklä-

rung über die Chancen durch berufliche Aus- und Weiter-

bildung auch in Klein- und Mittelunternehmen zum Ziel der

Existenzgründung und wirtschaftlichen Selbstständigkeit, 

• Ausweitung der Förderung der Weiterbildung bis hin zum

Meister und Fachwirt durch mehr bundeseinheitliche Auf-

stiegsfortbildungsregelungen,

• deutlichere Öffnung des Hochschulzugangs, insbesondere

in die Fachhochschulen, für die Leistungsstärksten und Moti-

viertesten der beruflichen Aus- und Weiterbildung,

• Verbesserung des Images der Wirtschaft durch Produktqua-

lität, kundenfreundliche Dienstleistungsmentalität und Ori-

entierung auch an der sozialen Dimension des Wirtschaftens

und nicht überwiegend am Shareholdervalue,

• Ausbau der Schule-Wirtschaft-Kooperationen,

• weitere Flexibilisierung des Berufskonzepts durch Modulari-

sierung/Bausteingliederung und neue Prüfungsverfahren in

Aus- und Weiterbildung durch „gestreckte Prüfungen“. 
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BWP_Vor gut einem halben Jahr haben Sie – neben Ihrem
Amt als Parlamentarische Staatssekretärin im BMWi –
auch die Aufgaben einer „Beauftragten der Bundesregie-
rung für den Mittelstand“ übernommen. Wo drückt die
mittelständische Wirtschaft der Schuh in der Berufsbildung,
und was sind Ihre ersten Erfahrungen bei der ressort-
übergreifenden Koordination der Berufsbildungspolitik?

M. Wolf_Das duale Berufsbildungssystem mit der Vermitt-
lung von praktischen und theoretischen Inhalten in Berufs-
schule und Betrieb hat sich bewährt. Es ist bei unseren
europäischen Nachbarn als Best-Practice in der beruflichen
Qualifizierung anerkannt. Die von vielen Handwerksbe-
trieben beklagten  Abwesenheitszeiten der Lehrlinge
anlässlich der überbetrieblichen Unterweisung können
durch neue Lernformen wie Telelearning komprimiert wer-
den. Ich kann mir eine Modernisierung und Ergänzung der
dualen Berufsausbildung z. B. durch Onlinelernen gut vor-
stellen. Deshalb werden die „Berufemacher“ meines Mini-
steriums parallel zu neuen Ausbildungsordnungen in die-
sem Sommer zusammen mit dem Bildungsministerium eine
Lernsoftware entwickeln. Das Arbeiten mit dem Internet
gehört heute bei Jugendlichen zum Standard. Dies müssen
wir uns für den Lernprozess zu Nutze machen. In den USA
setzen bereits 92 Prozent der großen Firmen Onlinelernen
für ihre Mitarbeiter ein. Die von meinem Haus in Auftrag
gegebene Studie zu den „Zukunftsperspektiven multime-
dialen Lernens in kleinen und mittleren Unternehmen“
zeigt dagegen, dass deutsche Betriebe netzbasiertes Lernen

noch sehr verhalten einsetzen. So setzen 24 Prozent der
mittelständischen Betriebe multimediale Lernmethoden ein,
17 Prozent planen den Einsatz. 7 Prozent haben netzge-
stütztes Lernen eingeführt, 8 Prozent ziehen es in Erwä-
gung. Mit dem Wettbewerb des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Technologie „LERNET – netzbasiertes Ler-
nen in Mittelstand und Verwaltung“ sollte die Entwicklung
und Erprobung von netzbasiertem Lernen insbesondere in
kleinen und mittleren Unternehmen sowie der öffentlichen
Verwaltung angestoßen und verbessert werden. Hieran
werden wir weiterarbeiten.

BWP_Für über 300 der rund 350 Ausbildungsberufe im
dualen System der Berufsausbildung ist das BMWi der Ver-
ordnungsgeber. Der Ende der 90er zu beobachtende Schub
an neuen Berufen ist in den letzten beiden Jahren deutlich
zurückgegangen. Gibt es keinen Bedarf mehr für neue Be-
rufe oder welche Gründe sehen Sie für die Stagnation bei
der Erschließung neuer Berufsfelder?

M. Wolf_Bis Mitte der 90er-Jahre war es aus einer Vielzahl
von Gründen nur im geringen Umfang zur Schaffung
neuer Ausbildungsberufe gekommen. Dies änderte sich, als
es dem Bundesministerium für Wirtschaft  gemeinsam mit
den Sozialpartnern gelang, im Rahmen der Initiative „Neue
Berufe“ im Zeitraum 1996 bis 1999 insgesamt 32 neue
Ausbildungsberufe zu schaffen, darunter so erfolgreiche
wie die vier IT-Berufe, den Mechatroniker, den Medienge-
stalter für Digital- und Printmedien oder die Fachkraft für
Veranstaltungstechnik. 
Im Jahr 2000 und in diesem Jahr haben wir jeweils drei
neue Berufe entwickelt und erlassen. Zurzeit entwickeln
wir acht neue Berufe, darunter vier neue umwelttechnische
Berufe sowie die Fachkraft für Schutz- und Sicherheit. Sie
sehen: Von einer Stagnation bei der Erschließung neuer
Berufsfelder kann nicht gesprochen werden.

BWP_Welche Akzente wird das BMWi künftig bei seiner
Verordnungstätigkeit setzen?
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M. Wolf_Unsere Verordnungstätigkeit orientieren wir stark
am Qualifikationsbedarf der Wirtschaft. Danach sind auch
bei Tätigkeiten im gewerblich-technischen Bereich zuneh-
mend dienstleistungsbezogene Qualifikationen notwendig.
Wir werden daher darauf achten, dass auch in technischen
Berufen, wie z. B. denen des Handwerks, künftig verstärkt
dienstleistungsbezogene Qualifikationen wie Kundenorien-
tierung, Qualitätssicherung und Instandhaltung in die Aus-
bildungsinhalte integriert werden. Auch die Vermittlung
von Schlüsselqualifikationen wie Teamarbeit, Umgang mit
IT-Techniken, Arbeitsplanung usw. wird in Zukunft einen

höheren Stellenwert in der dualen Ausbildung haben müs-
sen. Ich halte es für ganz besonders wichtig, künftig
grundsätzlich bei allen neuen und neu zu ordnenden Beru-
fen den Umgang mit Informations- und Kommunikations-
techniken als Lernziel obligatorisch festzuschreiben. Diese
Aufgabe können nicht allein die allgemein bildenden
Schulen übernehmen. Ein weiterer wichtiger Aspekt der
künftigen BMWi-Neuordnungsarbeit zielt darauf ab, durch
flexible Ausbildungsstrukturen mit Wahlbausteinen oder
Einsatzgebieten weiteren Betrieben eine Ausbildungsoption
zu eröffnen und gleichzeitig durch diese Wahlmöglichkei-
ten das duale System der Berufsausbildung für Jugendliche
attraktiv zu erhalten.

BWP_Die Zusammenarbeit von Staat und Sozialpartnern ist
ein konstitutives Element der deutschen Berufsbildung, das
im Wesentlichen auf dem so genannten Konsensprinzip be-
ruht. Bei allem praktischen Nutzen, den die Mitsprache der
Sozialpartner hat, ist das Konsensprinzip nicht auch ein
wesentlicher Grund für den Reformstau (z. B. bei der Ent-
wicklung neuer Berufe) in der Berufsbildung?

M. Wolf_Das Ziel der Bundesregierung, Ausbildungsinhalte
und Prüfungsanforderungen in Ausbildungsordnungen am
Qualifikationsbedarf der Wirtschaft auszurichten, setzt eine
frühzeitige Mitwirkung der Sozialpartner bei der Neuord-
nungstätigkeit geradezu voraus. Zudem wird die Akzeptanz
sowie die Implementation neuer Ordnungsmittel sowohl in
der Wirtschaft als auch bei Jugendlichen entscheidend be-
günstigt, wenn an ihrer Erstellung Vertreter der Arbeitge-
ber und der Arbeitnehmer mitwirken. Das in der dualen
Berufsausbildung praktizierte Konsensprinzip hat sich in
der Vergangenheit bewährt. Allerdings kann es in Einzel-

fällen mitunter auch zu Verzögerungen oder Rückstellun-
gen notwendiger Aktivitäten führen. Beispielsweise fehlen
uns immer noch kurze Ausbildungsberufe mit „abgespeck-
ten“ Theorieanteilen. Die Bundesregierung versucht in die-
sen Fällen, zwischen den Positionen der Sozialpartner zu
vermitteln, um Stillstand zu vermeiden. Konsens bedeutet
auch Verantwortung aller Beteiligten gegenüber den Aus-
zubildenden. In besonders begründeten Fällen wird aller-
dings der Verordnungsgeber auch vielleicht gegen den ei-
nen oder anderen Konsenspartner entscheiden müssen, wie
dies die Sozialpartner im Rahmen des Bündnisses für Ar-
beit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit am 6. Juli 1999
beschlossen haben.

BWP_Mit der inzwischen vorliegenden Ausbildungsord-
nung für die duale Ausbildung zum/zur Kosmetiker/-in ist
die begründete Erwartung auf eine nennenswerte Anzahl
von Ausbildungsplätzen und attraktive Arbeitsplätze in der
mittelständischen Wirtschaft verbunden. Der Hauptaus-
schuss des BIBB hat deshalb in seiner letzten Sitzung am
20. Juni 2001 das BMWi – das gegen das Votum aller an-
deren Verfahrensbeteiligten diese Ausbildungsordnung erst
im Jahr 2003 unbefristet in Kraft setzen will – aufgefor-
dert, die Ausbildungsordnung unverzüglich und unbefristet
in Kraft zu setzen. Welche Chancen sehen Sie für eine Um-
setzung des Hauptausschuss-Beschlusses? Wird das BMWi
nicht unglaubwürdig, wenn es den unbefristeten Erlass der
Verordnung ohne nachvollziehbare Begründung verzögert?

M. Wolf_Für eine Umsetzung des Hauptausschuss-Be-
schlusses vom 20. Juni 2001 sehe ich keine Möglichkeit.
Eine solche Vorgehensweise würde gegen existenzielle In-
teressen der bestehenden Kosmetikerschulen verstoßen, de-
nen angesichts der für sie neuen Situation des Wettbewerbs
mit einem dualen Ausbildungsgang eine ausreichende An-
passungszeit gewährt werden muss. Auch die einstweilige
Anordnung des Bundesverfassungsgerichts zum Altenpfle-
gegesetz bestärkt mich in der Auffassung, beim Erlass des
„Kosmetikers“ besonders sensibel und umsichtig vorzuge-
hen. Wenn Regulierungen für neue Ausbildungsberufe die
wirtschaftlichen Interessen bestehender Ausbildungsein-
richtungen tangieren, ist eine abwägende Zurückhaltung
des Staates geboten.
Nachdem die von meinem Haus zunächst beabsichtigte so-
fortige, aber befristete Inkraftsetzung der Ausbildungsord-
nung am Veto der Länder gescheitert ist, sehe ich keine an-
dere, allen Interessen gerecht werdende Lösung, als die
neue Verordnung erst zum 1. August 2003, dann aber un-
befristet in Kraft zu setzen.

BWP_In den nächsten Jahren wird aus demographischen
Gründen die Anzahl der Auszubildenden zurückgehen und
voraussichtlich ein verstärkter Wettbewerb der Unterneh-
men um Nachwuchs einsetzen. Wie ist die mittelständische
Wirtschaft auf diese Situation vorbereitet? Was muss aus
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Ihrer Sicht geschehen, um z. B. die Abwanderung ausgebil-
deter Fachkräfte aus dem Handwerk zu reduzieren?

M. Wolf_Die Zahl der Jugendlichen zwischen 15 und 20
Jahren, die bestimmende demographische Komponente für
die Anzahl der Lehrstellenbewerber, wird voraussichtlich
nach dem Jahr 2005 wieder zurückgehen. Bis dahin wird
kein grundsätzlicher Mangel an Lehrstellenbewerbern in
Mittelstand und Handwerk auftreten. Zwischenzeitlich wird
der Bedarf an Auszubildenden im Handwerk nochmals
zurückgehen, da der Fachkräftebedarf insbesondere im
Bau- und Ausbauhandwerk weiter sinken wird. Ich hoffe,
dass für Handwerk und Mittelstand somit mindestens bis
2010 genügend Lehrstellenbewerber zur Verfügung stehen.
Für die Zeit danach gilt es, die mit der EU-Osterweiterung
verbundenen Chancen und Möglichkeiten zu nutzen.
Schließlich sollte das Handwerk Folgendes bedenken: Es
bildet traditionell seit langem über den eigenen Bedarf hin-
aus aus und gibt Fachkräfte an andere Gewerbezweige ins-
besondere der Industrie ab. Das wird sich ändern, wenn es
seine Ausbildungsstellen und Arbeitsplätze gegenüber kon-
kurrierenden Gewerbezweigen attraktiver macht. Dabei
geht es nicht nur  um Arbeitsbedingungen, Aufstiegsmög-
lichkeiten und die Inhalte von Ausbildung und Berufsbil-
dern. Ich bin mir sicher, dass das Handwerk diese Heraus-
forderungen erkennt und auch meistern wird.

BWP_Gegenwärtig wird das Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetz (AFBG) mit dem Ziel novelliert, die finanziel-
len Rahmenbedingungen für den Erwerb von Fortbil-
dungsabschlüssen zu verbessern. Die Gründe für den zum
Teil erheblichen Rückgang der Absolventenzahlen sind
vielfältig; deutlich ist aber u. a., dass es an neuen, förde-
rungsfähigen Weiterbildungsabschlüssen, insbesondere in
den modernen Dienstleistungsbereichen (z. B. Tagungswe-
sen, Sport, Tourismus) fehlt, die eine attraktive Alternative
zu Fach- und Hochschulabschlüssen darstellen. Sieht das
BMWi hier Handlungsbedarf und welche Anstrengungen
sind erforderlich, um hier wirksame Verbesserungen zu
schaffen?

M. Wolf_Neben bildungspolitischen Verbesserungen leistet
die AFBG-Reform auch einen Beitrag, dass die mittelstän-
dische Wirtschaft bei der wirtschaftlichen Entwicklung in 

Ost und West weiterhin Führungsfunktionen übernehmen
kann. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie setzt mit der Novellierung einen deutlichen Akzent
bei der Existenzgründungsförderung im Mittelstand. Damit
wird eine Basis für neue Arbeits- und Ausbildungsplätze
in kleinen und mittleren Unternehmen geschaffen. In un-
serer schnelllebigen Ökonomie ändern sich Fachqualifika-
tionen so rasant, dass sie durch lebensbegleitendes Lernen
ständig und immer wieder auf den neuesten Stand ge-
bracht werden müssen. Das Qualifikationspotenzial in den
Unternehmen, die zurzeit über 70 Mrd. DM jährlich für die
Aus- und Weiterbildung ausgeben, muss weiter genutzt
werden. Weiterbildung ist vor allem auch Sache jedes Ein-
zelnen. Einmal erworbene Qualifikationen, die für ein
ganzes Berufsleben reichen, sind ein Auslaufmodell. Die im
Rahmen des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wett-
bewerbsfähigkeit vereinbarte Qualifizierungsoffensive wird
die Bedeutung kontinuierlichen beruflichen Lernens stär-
ker ins Bewusstsein rücken. Dabei müssen Fehlsteuerungen
zwischen Bildung und Qualifizierung und dem Qualifikati-
onsbedarf der Wirtschaft vermieden werden. Die Früher-
kennung von Qualifikationserfordernissen wird deshalb ein
eigener Schwerpunkt in der Berufsbildungsforschung sein.
Der Weiterbildungsmarkt reagiert auf neuen Fortbildungs-
bedarf schnell. 
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11 moderne Berufe starten 2001

� Mit 11 modernen Ausbildungsberufen, die

ab August 2001 an den Start gegangen sind,

wird in diesem Jahr die Modernisierung der

Ausbildung fortgesetzt. Die Anzahl der seit

1996 neu geschaffenen Berufe erhöht sich

damit auf 39, die der modernisierten bzw.

erweiterten Berufe auf 114.

Innovationen und fortschreitende Spezialisierung machen
eine kontinuierliche Modernisierung von Ausbildungsord-
nungen bis hin zur Schaffung neuer Berufe notwendig. Be-
sonders bedeutsam ist, dass ab August 2001 erstmalig für
drei neue Ausbildungsberufe im kaufmännischen Dienst-
leistungssektor ausgebildet werden kann.
Im Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahren wurde unter
Federführung des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB)
gemeinsam mit Sachverständigen der Spitzenorganisati-
onen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern eine Ausbil-
dungsordnung für diese drei Ausbildungsberufe entwickelt.
Die neue Ausbildungsordnung wurde am 25. Juni 2001
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung
und Forschung erlassen und dann im Bundesgesetzblatt
veröffentlicht.

Gründe für das Entstehen der drei neuen Ausbildungsbe-
rufe Kaufmann/Kauffrau im Gesundheitswesen, Sport- und
Fitnesskaufmann/Sport- und Fitnesskauffrau sowie Veran-
staltungskaufmann/Veranstaltungskauffrau sind die Pro-
fessionalisierung in den kaufmännischen Tätigkeitsfeldern
sowie der bisherige Mangel an kaufmännischen Ausbil-
dungsberufen in den drei Dienstleistungsbereichen Ge-

sundheitswesen, Sport- und Fitnesswirtschaft sowie Veran-
staltungswirtschaft. Diese Bereiche zeichnen sich in den
letzten Jahren durch eine dynamische Entwicklung aus,
Aufgaben sind neu entstanden oder haben sich verändert.
Für die vielfältigen und sehr unterschiedlichen Aufgaben-
felder müssen Qualifikationen zur Verfügung gestellt wer-
den, die den neuen Anforderungen an die Arbeitsplätze bei
den sich wandelnden Aufgaben gerecht werden. Um auf
dem Markt bestehen zu können, werden zur Erledigung der
Aufgaben qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
– Fachleute – benötigt. (vgl. auch BWP 5/2000, S. 25–26)

Ursprünglich sollte auch für den bisher rein schulischen
Beruf Kosmetiker/Kosmetikerin eine neue Ausbildungsord-
nung als dualer Ausbildungsgang erlassen werden (vgl.
BIBBaktuell 2/2001, S. 4). Derzeit ist aber erst 2003 da-
mit zu rechnen. Der Hauptausschuss des BIBB hat in seiner
Sitzung am 20. Juni 2001 der Bundesregierung empfohlen,
die verschobene Ausbildungsordnung unverzüglich in
Kraft zu setzen (vgl. auch das Interview mit der Parl.
Staatssekretärin im BMWi, Frau M. Wolf, in diesem Heft).

In den folgenden Beiträgen wollen wir Sie, liebe Leserinnen
und Leser, über aktuelle Aspekte der Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten im Rahmen der Modernisierung von
Aus- und Fortbildungsberufen informieren. 
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Jahr neu modernisiert gesamt

1980–1995 14 166 180
1996 3 18 21
1997 14 35 49
1998 11 18 29
1999 4 26 30
2000 4 9 13
2001 3 8 11

1996–2001 39 114 153
BIBB: Stand 31. 07. 2001
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Anzahl der neuen und modernisierten Ausbildungsberufe 
1980 bis 2001

Neue und modernisierte Ausbildungsberufe 2001

Neue Berufe
• Kaufmann/Kauffrau im Gesundheitswesen
• Sport- und Fitnesskaufmann/Sport- und Fitnesskauffrau
• Veranstaltungskaufmann/Veranstaltungskauffrau

Modernisierte Berufe
• Berufskraftfahrer/Berufskraftfahrerin
• Chemikant/Chemikantin
• Glaser/Glaserin
• Pharmakant/Pharmakantin
• Uhrmacher/Uhrmacherin
• Verpackungsmittelmechaniker/Verpackungsmittelmechanikerin
• Weber/Weberin
• Zahnmedizinischer Fachangestellter/

Zahnmedizinische Fachangestellte



� Das 1998 neu geschaffene Berufsbild

Mediengestalter/-in für Digital- und Printme-

dien fasst fünf Ausbildungsberufe, die bislang

im Bereich der Druckvorstufe und in der Wer-

bebranche ausgebildet wurden, in einem

Berufsbild zusammen: Schriftsetzer/-in, Repro-

hersteller/-in, Reprograf/-in, Werbe- und

Medienvorlagenhersteller/-in und Fotogravur-

zeichner/-in. Sinnvoll wurde die Zusammen-

führung dieser Berufsbilder durch die Ent-

wicklung und Ausbreitung der Informations-

und Telekommunikationstechniken in allen

Produktionsbereichen der Druck- und Medien-

industrie. Gängige Standard-Software ermög-

licht die Bearbeitung verschiedener Datenar-

ten (z. B. Text, Bild, Grafik, Ton, Bewegtbild)

von einem Arbeitsplatz aus. Damit ist eine

strikte Zuordnung der Bearbeitung bestimm-

ter Datenarten zu entsprechenden Berufsbil-

dern kaum mehr möglich.

Notwendig wurde der neue Beruf auf Grund der durch
Digitalisierung möglich gewordenen Vernetzung digitaler
Print- und Nonprint-Produktion. Denn aus einem einmal
vorhandenen Datensatz können mithilfe der Digitaltechno-
logie Druckerzeugnisse erstellt werden, kann eine Internet-
Präsentation oder Multimedia-Animation gestaltet werden,
und es können Datenbanken für unterschiedliche Anwen-
dungen und Mediennutzungen generiert werden.
Mit diesen technologischen Entwicklungen vollzieht sich
auch eine Veränderung der Branchengrenzen. Bedingt
durch die gleichen Betriebsmittel (Hard- und Software) in
den Unternehmen, wird es möglich, Arbeitsbereiche der be-
nachbarten Branchen (z. B. Druckereien, Verlage, Werbe-
und Multimediaagenturen) in die Produktpalette zu inte-
grieren. Dies führt zu einer neuen Konkurrenzsituation, die
auch das Marktverhalten der Unternehmen beeinflusst.1 So
sehen sich heute viele Unternehmen als Mediendienstleister
mit einer ausgeprägten Kunden- und Dienstleistungsorien-
tierung.2 Die Schaffung des neuen Berufsbildes geschah
deshalb mit dem übergeordneten Ziel, Personal mit ausge-
prägten Kompetenzen und möglichst breitem Einsatzgebiet
auszubilden. 
Die quantitative Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse
scheint das Konzept des neuen Ausbildungsberufes zu be-
stätigen: Wurden mit In-Kraft-Treten der Ausbildungsord-
nung im Jahr 1998 bereits 2.434 Ausbildungsverhältnisse
neu abgeschlossen, so stieg die Zahl im Jahr 1999 auf
4.015 und Ende 2000 konnten für das neue Ausbildungs-
jahr schon 5.024 neue Ausbildungsplätze registriert wer-
den. Zu diesem Zeitpunkt bestanden somit über 10.500
Ausbildungsverhältnisse in diesem Berufsbild.3 Vergleicht
man diese Entwicklung mit der der Vorgängerberufe, die
1997 zusammen in allen drei Ausbildungsjahren 4.861
Ausbildungsverhältnisse ausmachte,4 so ist ein Zuwachs
von über 100 Prozent zu verzeichnen.
Im Rahmen der Evaluation des neuen Berufsbildes führte
das BIBB Ende des Jahres 2000 eine schriftliche Befragung
von Ausbildungsbetrieben durch. Es wurden bundesweit
1.280 Ausbildungsbetriebe angeschrieben,5 von denen sich
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Neuer Ausbildungsberuf „Medien-
gestalter/-in für Digital- und
Printmedien” in der Praxis
Ergebnisse einer Unternehmensbefragung

HEIKE KRÄMER 

Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich

„Ordnung der Ausbildung – Kaufmännische

und verwaltende Berufe“ im BIBB



159 Unternehmen mit insgesamt 293 Auszubildenden be-
teiligten.6

Zunächst wurden die Unternehmen gebeten, Angaben zu
ihrer Struktur, Ausbildungserfahrung und einer ersten Ein-
schätzung des neuen Berufsbildes zu machen.
An der Ausbildung sind Unternehmen verschiedener Wirt-
schaftsgruppen beteiligt.7

Den größten Anteil an den Ausbildungsverhältnissen ha-
ben erwartungsgemäß die Druckindustrie und die Werbe-
branche, da beide Wirtschaftsgruppen schon über Ausbil-
dungserfahrung in den Vorgängerberufen verfügten. Be-
merkenswert ist, dass auch andere Branchen mit dem
Berufsbild angesprochen werden konnten, wie z. B. die
Wirtschaftsgruppen Multimedia, Datenverarbeitung und
Datenbanken sowie audiovisuelle Medien.

Bei der Zuordnung der Betriebe nach Betriebsgrößenklas-
sen zeigt sich die Dominanz kleiner und mittlerer Unter-
nehmen8: Fast die Hälfte der Ausbildungsbetriebe gehören
mit weniger als zehn Beschäftigten zu den Kleinstbetrie-
ben. Zusammen mit den Kleinbetrieben mit weniger als 50
Beschäftigten werden mehr als drei Viertel aller Ausbil-
dungen in kleinen Unternehmen durchgeführt, gegenüber
nur 3 Prozent in Großbetrieben. Diese Verteilung zeigt,
dass vor allem kleine und mittelständische Unternehmen
in diesen Branchen ausbilden. 
57 Prozent der Unternehmen gaben an, schon vor 1998 in
einem Vorgängerberuf ausgebildet zu haben.9 Dies bedeutet
jedoch auch, dass durch die Schaffung des neuen Berufs-
bildes 43 Prozent der Unternehmen neu für die Ausbildung
gewonnen werden konnten. Bei den Betrieben mit Ausbil-
dungstradition stellen 27 Prozent heute mehr Ausbildungs-
plätze zur Verfügung.
Der Anstieg der Ausbildungsverhältnisse in den vergange-
nen Jahren ergibt sich somit sowohl aus der Gewinnung
neuer Ausbildungsbetriebe als auch der Erweiterung von
Ausbildungskapazitäten bereits erfahrener Unternehmen.

Neue Struktur der Ausbildung stößt
überwiegend auf positive Resonanz

Die Ausbildungsordnung weist sowohl inhaltliche als auch
strukturelle Neuerungen auf. Neben den traditionellen
printorientierten Inhalten bilden der technische und ge-
stalterische Umgang mit Neuen Medien wie Internet und
multimediale Anwendungen sowie die Medienintegration
mögliche Schwerpunkte der Ausbildung. Es wurde eine
Ausbildungsstruktur entwickelt, die sich in eine zweijäh-
rige gemeinsame Grundausbildung und eine anschließende
Spezialisierung mit vier zur Auswahl stehenden Fachrich-
tungen gliedert. (vgl. Abb. 1)
Die modular aufgebaute Struktur gliedert sich in Pflicht-
und Wahlqualifikationseinheiten. Diese Wahlmöglichkeiten
sollen unter Beibehaltung eines einheitlichen Berufskon-
zeptes ein hohes Maß an bedarfsgerechter Flexibilität für
Unternehmen und Auszubildende bringen.
Die Unternehmen wurden gebeten, ihre Meinung über die
Verständlichkeit der neuen Ausbildungsordnung zu äußern.
Das Ergebnis war überwiegend positiv: Fast 56 Prozent
fanden diese verständlich, 12 Prozent eher nicht und nur
weniger als 5 Prozent vollkommen unverständlich.
Befragt nach den in Anspruch genommenen Hilfestellun-
gen zum Verständnis bzw. zur Umsetzung der neuen Aus-
bildungsordnung gaben 71 Prozent an, Beratungen oder
Informationsveranstaltungen der Industrie- und Handels-
kammern oder von Verbänden genutzt bzw. erläuternde
Veröffentlichungen10 zurate gezogen zu haben.
Zum Zeitpunkt der Befragung war die Ausbildungsordnung
bereits seit über zwei Jahren in Kraft, sodass auch schon
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Abbildung 1  Ausbildungsstruktur des Mediengestalters
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eine erste Einschätzung zur Bewährung in der Praxis ge-
troffen werden konnte:
• 9 Prozent der Unternehmen waren der Ansicht, dass es

eine vollkommene Übereinstimmung der Inhalte der Be-
rufsausbildung mit den Anforderungen der Praxis gebe, 

• 55 Prozent fanden dies in überwiegendem Maße und 
• nur 6 Prozent sahen geringe bzw. gar keine Überein-

stimmungen von Verordnung und betrieblicher Praxis.

Somit scheint es gelungen zu sein, ein Ausbildungskonzept
zu entwickeln, das den betrieblichen Realitäten entspricht.

Erste Anregungen zur Veränderung 

Die Vorschläge der Unternehmen zur Veränderung der
Ausbildungsordnung lassen sich in drei Themengruppen
zusammenfassen:
• Ausweitung der Inhalte, die sich auf die Neuen Medien

beziehen,
• Vertiefung traditioneller Grundkenntnisse,
• stärkere Berücksichtigung der Methodenkompetenz

Für den Bereich der Neuen Medien wurde angeregt, mehr
Raum für die Vermittlung von technischen und gestalteri-
schen Aspekten, insbesondere des Internets, zu schaffen.
Genannt wurden hier die HTML-Programmierung und das
Web-Design. Diese Inhalte sind jedoch bereits Gegenstand
vorhandener Ausbildungsinhalte, z. B. in den Pflicht-Qua-
lifkationseinheiten Gestaltungsgrundlagen, Datenhandling
und Medienintegration. Weitere Vertiefungsmöglichkeiten
ergeben sich durch entsprechende Wahl-Qualifikationsein-
heiten, z. B. die Gestaltung digitaler Medien. 
Von einigen Unternehmen wurde auch der Wunsch geäu-
ßert, bereits in der Ausbildungsordnung eine deutlichere
Trennung zwischen Print- und Nonprint-Produkten vorzu-
nehmen. Dieser Wunsch wird gestützt durch die Prüfungs-
praxis. So werden bei der durch den ZFA – Zentral-Fach-
ausschuss Berufsbildung Druck und Medien erstellten bun-
deseinheitlichen praktischen Abschlussprüfung bereits
Unterscheidungen nach dem Ausgabemedium vorgenom-
men, in der theoretischen Prüfung jedoch Kenntnisse in bei-
den Bereichen verlangt. Gegen eine Trennung spricht die zu-
nehmende crossmediale Nutzung von Daten, die es ermög-
licht, diese z. B. sowohl als Druckprodukt als auch als
Websites ausgeben zu können. So ist zu erwarten, dass es in
Zukunft eher zu einer weiteren Auflösung arbeitsteiliger
Produktion kommt. Dies erfordert jedoch Personal, das über
ein breites Basiswissen verfügt, um auch über die Schnitt-
stellen des eigenen Arbeitsplatzes hinaus kommunizieren zu
können. Gleichzeitig kann nur so eine berufliche Mobilität
sichergestellt werden. Im Zuge der Evaluation wird deswe-
gen zu untersuchen sein, ob eine weitere Aufspaltung in der
Ausbildungsordnung tatsächlich Sinn machen könnte.

Weitere Anregungen bezie-
hen sich auf die stärkere
Vertiefung insbesondere
manueller und gestalteri-
scher Fertigkeiten, wie sie
in den Vorgängerberufen
vermittelt wurden, z. B. die
Typografie.

Die Vermittlung von Methodenkompetenz ist bereits in
neueren Ausbildungsordnungen, so auch beim Medienge-
stalter für Digital- und Printmedien, verankert. Und doch
zeigte die Befragung, dass hier noch weiterer Bedarf be-
steht. So wurden z. B. Arbeitsmethoden, Lernstrategien,
Präsentations- und Verhandlungstechniken, Rhetorik und
Kundenbetreuung als zu ergänzende Ausbildungsinhalte
genannt. Angeregt wurde ebenfalls eine stärkere Einbezie-
hung der englischen Sprache während der Ausbildung.
Zieht man Vergleiche zwischen den Anregungen zur Ver-
änderung und den Inhalten der bestehenden Ausbildungs-
ordnung, so lässt sich feststellen, dass die meisten der ge-
wünschten Fertigkeiten und Kenntnisse bereits in vorhan-
denen Qualifikationseinheiten beschrieben sind. Doch gilt
es im weiteren Verlauf der Evaluation zu prüfen, ob even-
tuell diesen Inhalten durch Erweiterung der zeitlichen
Richtwerte oder der Schaffung zusätzlicher Qualifikations-
einheiten mehr Raum zu geben ist.
Berufe, die einem stetigen Wandel durch technologischen
Fortschritt und wirtschaftliche Veränderungen unterliegen,
erfordern Ausbilder/-innen, die sich kontinuierlich quali-
fizieren. Zwei Drittel der Unternehmen gaben an, dass sich
der/die verantwortliche Ausbilder/-in seit 1998 weiter-
gebildet habe, davon (bei möglichen Mehrfachnennungen) 
• 70 Prozent technisch, 
• 35 Prozent methodisch-didaktisch, 
• 23 Prozent betriebswirtschaftlich und
• 10 Prozent in anderen Bereichen.

Im Rahmen der Evaluation, in der auch betriebliche Fall-
studien durchgeführt werden, zeigt sich, dass der Wunsch
nach speziellen Weiterbildungsmöglichkeiten für Ausbil-
der/-innen zu fachlichen und methodisch-didaktischen
Themen groß ist. Hier gibt es sicherlich Handlungsbedarf.11

Der bereits in den Vorgängerberufen zu verzeichnende
große Anteil von weiblichen Auszubildenden setzt sich bei
der Ausbildung zum/zur Mediengestalter/-in für Digital-
und Printmedien fort: Fast 60 Prozent der befragten Aus-
zubildenden sind Frauen.12

Die Frage nach dem bislang höchsten schulischen Ab-
schluss zeigt eine hohe Qualifikation der Auszubildenden,
denn die Hälfte verfügt über das Abitur bzw. das Fachabi-
tur und 35 Prozent über einen Realschulabschluss. Entspre-
chend hoch liegt auch das Durchschnittsalter der Auszu-
bildenden mit 20,6 Jahren.13 Interessant wird hier sicher-
lich eine später durchzuführende Untersuchung des
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Verbleibs der Absolventen nach Abschluss der Ausbildung,
die zeigen wird, ob insbesondere die Auszubildenden mit
Fachhochschul- oder Hochschulzugangsberechtigung im
Beruf verbleiben oder doch noch ein Studium anschließen.

Eindeutige Trends bei Fachrichtungen
und der Wahlqualifikationseinheiten

Vier Fachrichtungen stehen laut Ausbildungsordnung im
dritten Ausbildungsjahr zur Wahl: Medienberatung, Me-
diendesign, Medienoperating und Medientechnik. Von den
Befragten haben sich 68 Prozent für die Fachrichtung Me-
diendesign entschieden, für Medienoperating 18 Prozent,
Medientechnik 11 Prozent und Medienberatung 3 Prozent.14

Der hohe Anteil der Fachrichtung Mediendesign lässt sich
u. a. damit begründen, dass hier Inhalte der Berufe Schrift-
setzer/-in und Werbe- und Medienvorlagenhersteller/-in
integriert wurden, die bereits vor 1998 über die weitaus
meisten Auszubildenden der Vorgängerberufe verfügten.
Die Fachrichtung Medienberatung ist in ihrer Ausrichtung
auf kaufmännische und marketingorientierte Inhalte in ei-
ner technischen Ausbildung der Druck- und Medienvor-
stufe neu und könnte mit wachsender Dienstleistungsori-
entierung der Branchen und einem steigenden Bekannt-
heitsgrad  der Ausbildungsinhalte noch weitere Anteile an
den Berufsausbildungsverhältnissen gewinnen.
Die Ausbildungsordnung unterscheidet Pflicht- und Wahl-
qualifikationseinheiten. Insgesamt können fünf Qualifika-
tionseinheiten in einem Umfang von 40 Wochen gewählt
werden. Bereits vor der Zwischenprüfung werden zwei
Qualifikationseinheiten aus einer sieben Module umfassen-
den Auswahlliste entnommen. Bei der Auswahl sind deut-
liche Schwerpunkte zu erkennen. (vgl. Abb. 2)
Gewählt wurden hier in erster Linie diejenigen Qualifikati-
onseinheiten, deren Inhalte aus den printorientierten Vor-
gängerberufen weiterentwickelt wurden. Die Platzierung
des Moduls Medienübergreifende Datenausgabe deutet auf
die Bedeutung der crossmedialen Produktion hin. Hier ist
bei zukünftigen Erhebungen zu untersuchen, ob Wachs-
tumspotenzial zu verzeichnen ist.
Die bei den W1-Qualifikationseinheiten erkennbaren
Trends lassen sich auch in den Fachrichtungen beobach-
ten. Im dritten Ausbildungsjahr können zunächst zwei
W2-Einheiten aus 15 angebotenen gewählt werden. Die
Verteilung auf die Auszubildenden zeigt ebenfalls Abb. 2.
Die Qualifikationseinheit Gestaltung von Printprodukten
wird erwartungsgemäß für die meisten Ausbildungsver-
hältnisse gewählt. Bemerkenswert ist jedoch, dass mit der
Qualifikationseinheit Gestaltung digitaler Medien ein
Wahlmodul, das sich auf die Nutzung Neuer Medien be-
zieht, mit 16 Prozent an dritter Stelle der Auswahlliste
liegt. Weitere Module, die technische oder gestalterische
Aspekte neuer Technologien zum Gegenstand haben, wie
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Abbildung 2  Wahl der Qualifikationseinheiten durch die Auszubildenden
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z. B. Datenbankanwendung, Digitalfotografie oder die Pro-
grammierung von Medienprodukten, spielen zurzeit noch
eine untergeordnete Rolle.
Die Ausbildung wird abgerundet durch die Wahl einer
zwölf Wochen umfassenden W3-Qualifikationseinheit.
Diese hat besondere Bedeutung, da sie integraler Bestand-
teil der Abschlussprüfung ist. Hier wird besonders deutlich,
dass mit der Text-, Grafik- und Bilddatenbearbeitung so-
wie der Werbeorientierten Gestaltung diejenigen Qualifika-
tionseinheiten gewählt wurden, deren Inhalte sich aus den
Vorgängerberufen ableiten lassen. Das scheint den Betrie-
ben für die ersten Durchgänge der Ausbildung in dem
neuen Beruf zunächst Sicherheit für deren Durchführung
zu geben. Interessant wird hier ein Vergleich mit zukünfti-
gem Wahlverhalten bei wachsender Ausbildungsroutine.

Kooperationschancen für Lernorte

Auch die Berufsschulen stehen mit dem Berufsbild vor
großen Herausforderungen. Um den Innovationen durch
den Einsatz neuer Technologien und gleichzeitig veränder-
ten berufspädagogischen Ansätzen des handlungsorien-
tierten Unterrichts gerecht zu werden, wurden die traditi-
onellen Fächer zu Gunsten von Lernfeldern aufgelöst. Dies
hat auch Konsequenzen für die organisatorische Durch-
führung des Unterrichts. Jedoch entwickeln sich in den
einzelnen Schulstandorten sehr unterschiedliche Modelle.
So gab die Hälfte der befragten Unternehmen an, dass ihre
Auszubildenden Teilzeitunterricht haben, d. h. ein oder
zwei Tage pro Woche die Berufsschule besuchen. Für die

andere Hälfte der Auszubildenden erfolgt die Beschulung
in verschiedenen Varianten als Blockunterricht. Befragt
nach möglichen Klassendifferenzierungen gaben 40 Pro-
zent der Befragten an, dass die Berufsschulen die Klassen
nach gewählten Fachrichtungen bilden, in 10 Prozent der
Fälle sogar nach Wahlqualifikationseinheiten. Bemerkens-
wert hoch war mit 30 Prozent der Befragten der Anteil der
Ausbildungsbetriebe, denen nicht bekannt war, ob bzw. wie
in der Schule verfahren wird. Dies deutet auf ein erhebli-
ches Kommunikationsdefizit der dualen Partner hin.
Ein interessantes Ergebnis lieferte die abschließende Frage
nach dem Ort der Ausbildung, denn knapp 60 Prozent der
Befragten gaben an, dass die Ausbildung auch in externen
Ausbildungsstätten durchgeführt wird. In der Hälfte dieser
Fälle findet die Ausbildung in Kooperation bzw. Verbund
mit einem anderen Unternehmen statt. 30 Prozent der Aus-
zubildenden besuchen auch eine ÜBS sowie 19 Prozent
eine andere Bildungseinrichtung.

Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass das Berufsbild
Mediengestalter/-in für Digital- und Printmedien mit seiner
neuen Konzeption auf überwiegend positive Resonanz stößt.
Sowohl die quantitative Entwicklung der Ausbildungszah-
len als auch die Einschätzungen der Ausbildungsbetriebe
von Inhalten und Struktur des Berufes bestätigen dies. Dar-
über hinaus gibt es interessante Anregungen zur Weiterent-
wicklung der Ausbildungsordnung. Diese gilt es im Verlauf
der Evaluation aufzunehmen und einer weiteren Prüfung zu
unterziehen. Ende 2002 ist eine erneute Verlaufsuntersu-
chung in Ausbildungsbetrieben geplant, um mögliche Ver-
änderungen bei der Gestaltung der Ausbildungsverträge und
der betrieblichen Ausbildung erkennen zu können. 
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� E-Commerce verändert zunehmend die An-

forderungen an Kaufleute in allen Wirt-

schaftsbereichen. Trendergebnisse einer BIBB-

Untersuchung zur kaufmännischen Qualifika-

tionsentwicklung in sieben Branchen und

Wirtschaftsbereichen zeigen, dass im elektro-

nischen Geschäftsverkehr branchen- und

berufsübergreifend fachliche, informations-

technische, sozial-kommunikative und metho-

dische Basiskompetenzen gefordert sind.

Diese könnten bereits während der Ausbil-

dung branchenspezifisch moduliert vermittelt

werden.

Jede vierte angebotene Stelle beginnt mit einem „E“, so die
Dekra-Akademie in ihrer Analyse des Stellenmarktes in
den Bereichen Internet und Electronic Business vom Mai
2001.1 So beeinflussen eCommerce bzw. eBusiness zuneh-
mend die Gestaltung der dynamisch verlaufenden Ent-
wicklungsprozesse von Unternehmen und damit auch die
Tätigkeitsfelder der Beschäftigten in allen Wirtschaftsbe-
reichen. Die Bemühungen in Bildungspolitik und Wirt-
schaft, in der Berufsbildung bedarfsgerechte Qualifizierun-
gen für den expandierenden elektronischen Geschäftsver-
kehrs zu entwickeln, dauern ungeachtet der Krise in der
New Economy an.
Während bereits zahlreiche einschlägige Dokumentationen
und Prognosen zur ökonomischen Entwicklung des elek-
tronisch betriebenen Geschäfts vorliegen (vgl. Abb. 1)3,
existieren derzeit noch kaum Untersuchungen zur Qualifi-
kationsentwicklung im Allgemeinen und insbesondere in
kaufmännischen Tätigkeitsfeldern in diesem Bereich.4 Das
Bundesinstitut für Berufsbildung hat Anfang 2001 im Rah-
men der Dauerbeobachtung zur Entwicklung des Qualifi-
kationsbedarfs in kaufmännischen und kaufmännisch aus-
gerichteten Berufen eine erste Untersuchung zu „Electro-
nic Commerce – Qualifikationsentwicklung und -bedarf
sowie Maßnahmen zur Bedarfsdeckung“ durchgeführt. Ziel
der Untersuchung war es, erste Erkenntnisse zu Trends und
Veränderungen der Qualifikationsanforderungen von Kauf-
leuten im Bereich des expandierenden elektronischen Ge-
schäftsverkehrs und Handels in unterschiedlichen Bran-
chen sowie zum Professionalisierungsbedarf im Rahmen
von bestehenden und zukünftigen Aus- und Fortbildungs-
berufen zu gewinnen.
Die Untersuchung basiert auf sieben unternehmensbezoge-
nen Fallstudien in überwiegend größeren Unternehmen in
den für die Entwicklung des elektronischen Geschäftsver-
kehrs repräsentativen Wirtschaftsbereichen IT, Multimedia,
Finanzdienstleistungen, Handel, Verkehr, Logistik und Bil-
dungsmanagement, die durch Interviews mit Berufsbil-
dungsexperten entsprechender Branchenverbände sowie ei-
ner Materialanalyse zu branchenbezogenen und -übergrei-
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fenden Aspekten des eCommerce ergänzt worden sind. Die
Untersuchung erstreckte sich dabei auf die Transaktions-
sektoren Business-to-Business (B2B) und Business-to-Con-
sumer (B2C). Vor dem Hintergrund der bisherigen und
zukünftigen Entwicklung des elektronischen Geschäftsver-
kehrs und des entsprechenden Fachkräftebedarfs in den be-
fragten Unternehmen galt das Interesse vor allem der Ent-
wicklung der Kompetenzanforderungen und der Qualifika-
tionserfordernisse sowie Konzepten und Problemen der
Qualifizierung.

Trends in der unternehmensbezoge-
nen Entwicklung von E-Commerce

ZIELE

Als allgemeine Zielsetzungen verbinden die befragten Un-
ternehmen mit der Einführung von eCommerce die Qua-
litätsoptimierung, mehr Kundenorientierung und Kostenef-
fizienz bis hin zur Transformation des gesamten Geschäftes
von der Neuausrichtung der Geschäftsprozesse bis zur
Neuaufstellung der Unternehmen selbst. Je nach den bran-
chenspezifischen Bedingungen werden dabei die Schwer-
punkte unterschiedlich gesetzt. So betonen die vertriebs-
orientierten Unternehmen (Einzelhandel, Reiseverkehr,
Finanzdienstleistung) eine Multikanalstrategie5 zur Verbes-
serung der Kundenbindung und Erreichung neuer Ziel-
gruppen. Branchenübergreifend werden im Einzelnen die
Möglichkeiten des Direktvertriebs sowie der Kombination
mit Content und Beratung, der marktstrategischen Präsenz
im Internet, des Services und nicht zuletzt der  Qualifizie-
rung der Mitarbeiter durch E-Learning und Personalrekru-
tierung als weitere Unternehmensziele herausgestellt. 

NUTZUNG

Der Entwicklungsstand bzw. die Anwendungsbereiche des
elektronischen Geschäftsverkehrs unterscheiden sich un-
ternehmens- und branchenspezifisch. Während einige Un-
ternehmen eCommerce bereits multifunktional z. B. in der
Materialbeschaffung und im Vertrieb sowie in der Perso-
nalrekrutierung betreiben, nutzen andere das Internet der-
zeit noch überwiegend zur Informationsbeschaffung und
-übermittlung. In der Tendenz weiten die Unternehmen den
elektronischen Geschäftsverkehr im Sinne der o. g. Ziele
von eCommerce auf alle Geschäftsfelder aus. Wie bereits in
den Unternehmen der IT- und Multimedia-Wirtschaft6 weit-
gehend praktiziert, werden auch die Unternehmen der übri-
gen untersuchten Branchen zukünftig verstärkt auch die
kaufmännischen Tätigkeitsfelder in der Beschaffung, dem
Verkauf, der Logistik und der Datenverarbeitung sowie  im
Marketing, im Personalwesen sowie in der allgemeinen
Verwaltung in den elektronischen Geschäftsverkehr einbe-
ziehen. (vgl. Abb. 2)

Insbesondere bei großen Un-
ternehmen mit einer heteroge-
nen Gesamtstruktur der Ge-
schäftsbereiche traten in der
Startphase bei unklar definier-
ten Zielen und Strategien von
eCommerce Probleme in der
Entwicklung einer kongruen-
ten Netzpräsenz auf, wenn in
den Bereichen wenig aufein-
ander abgestimmte Systeme eingeführt worden waren, was
auch zu höheren Kosten führte. Als weitere Probleme wer-
den von den befragten Unternehmen u. a. die Zahlungssi-
cherheit und die Entwicklung adäquater Qualifizierungs-
konzepte genannt. 

PERSONALBEDARF

Im Gegensatz zur umfassenden Fachkräftenachfrage in al-
len Funktionsbereichen der expandierenden IT- und Multi-
media-Wirtschaft beschränkt sich der Bedarfszuwachs nach
kaufmännischen Fachkräften in den übrigen Branchen auf-
grund der Entwicklung internetbezogener Vertriebsstrate-
gien auf die Bereiche Werbung und Marketing sowie län-
gerfristig auf den Bereich Projektmanagement. Keine quan-
titativen Veränderungen zeichnen sich für die Bereiche
Verkauf sowie Datenverarbeitung ab. Branchenübergrei-
fend wird bei einem fortschreitenden Ausbau von eCom-
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Unter Electronic Commerce ist die

umfassende, digitale Abwicklung von

Geschäftsprozessen zwischen Unter-

nehmen sowie zu deren Kunden mittels

elektronischer Datennetze zur Förde-

rung von Wirtschaftsprozessen und

neuen Absatzwegen einer Unterneh-

mung zu verstehen.2

Abbildung 2  Internetnutzung nach Zwecken in Prozent
(Mehrfachnennungen möglich)

Abbildung 1  B2B-E-Commerce-Volumen nach Branchen im Jahr 2003 in Mrd. DM

Quelle: Boston Consulting Group, B2B E-Commerce in Deutschland, Schätzung – August 2000

Quelle: HDE, 2000. Die Angaben beziehen sich auf Betriebe (Handel) mit Internetzugang.
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merce-Anwendungen von einer sinkenden Nachfrage nach
Fachkräften in den Bereichen Beschaffung, Logistik, Per-
sonal- und Rechnungswesen sowie Verwaltung, Organisa-
tion und Geschäftsleitung ausgegangen.

PROBLEME

Ein wichtiges Problem in der Personalentwicklung der un-
tersuchten Branchen ist – nicht nur bezogen auf die kauf-
männischen Mitarbeiter – die fehlende Akzeptanz von
eCommerce durch die Mitarbeiter. Dies gilt insbesondere
für Branchen mit expliziten Rationalisierungsprognosen
z. B. in den Bereichen Finanzdienstleistung und Handel.
Auch kann der notwendige Qualifikationsbedarf in Unter-
nehmen im Bereich Multimedia, aber auch in der Logistik
und im Handel, aus Mangel an entsprechenden Schulungs-
kapazitäten (Räume, Dozenten und Curricula) noch nicht
ausreichend gedeckt werden. Weiter wird die unterschied-
liche Fachsprache zwischen Kaufleuten und IT-Fachkräf-
ten z. B. im Bereich Finanzdienstleistungen, als Erschwernis
für die Entwicklung von eCommerce herausgestellt. 

Entwicklung der Kompetenz-
anforderungen und der
Qualifikationserfordernisse 7

Im Unternehmens- bzw. Branchenvergleich zeigt die Un-
tersuchung, dass sich das Anforderungsniveau kaufmän-
nischer und kaufmännisch ausgerichteter Mitarbeiter in
den Aufgabenfeldern des elektronischen Geschäftsverkehrs
zum Teil deutlich unterscheiden. 
Grundsätzlich wird von allen Mitarbeitern Sicherheit im
Umgang mit IT-Techniken erwartet. Insbesondere in der IT-
und der Multimedia-Wirtschaft, aber auch in den Berei-
chen Verkehr und Logistik wird von den Mitarbeitern zur
fortlaufenden Optimierung der elektronisch basierten Ab-
lauforganisation von Geschäftsprozessen mehr als bisher
ein vertieftes prozessorientiertes Know-how vorausgesetzt.
Im Hinblick auf den Umfang von informationstechnischen
Fähigkeiten wird im Einzelhandel lediglich Anwender-
wissen von den Mitarbeitern vorausgesetzt, während die
IT- und Multimedia-Wirtschaft im Kontext der Prozess-
orientierung vertiefte IT-Kenntnisse erwartet. Hierzu ge-
hören auch Bereitschaft und Fähigkeit, im Rahmen von
eCommerce-Projekten, z. B. in der Multimediavernetzung,
mit IT-Fachkräften zusammenzuarbeiten.  Während beson-
ders im Bereich der IT- und Multimedia-Wirtschaft Pro-
jektkompetenzen, häufig in Verbindung mit Beratungs-
tätigkeiten, schon heute eine hohe Relevanz besitzen, wird
auch in den Bereichen Verkehr, Banken und Einzelhandel
der Anteil an projektbezogenen Tätigkeiten kaufmänni-
scher Mitarbeiter noch deutlich anwachsen. Darüber hin-
aus ist in den Bereichen Verkehr, IT/Multimedia und
Finanzdienstleistung durch den elektronischen Geschäfts-
verkehr der Anteil an selbstständig zu erfüllenden Tätig-
keiten gewachsen, die ein gestiegenes Maß an Analyse-
fähigkeit voraussetzen. 
Branchenübergreifend wird im Kontext des elektronischen
Geschäftsverkehrs von einem erheblichen Zuwachs an Be-
ratungsaufgaben ausgegangen. Die hier geforderte beson-
dere Kommunikationsfähigkeit kommt in netzbasierten
Projektkooperationen (u. a. in der Multimedia-Wirtschaft)
ebenfalls zum Tragen. Die befragten Berufsbildungsexper-
ten gehen davon aus, dass die im elektronischen
Geschäftsverkehr zukünftig von Kaufleuten geforderten
sozial-kommunikativen Kompetenzen gegenüber den
IT-Kompetenzen relativ an Bedeutung gewinnen werden,
da die kommenden Jahrgänge von Auszubildenden bereits
über ausreichende informationstechnische Anwender-
grundlagen verfügen und für die erforderlichen IT-Spezi-
alaufgaben in der Regel entsprechende Fachkräfte einge-
setzt werden. Dennoch sind kaufmännische Mitarbeiter ge-
fordert, eine eigenverantwortliche Lernkompetenz zur
Bewältigung der rasanten informationstechnischen Ent-
wicklung und der durch den elektronischen Geschäftsver-
kehr beschleunigten Reorganisationen des eigenen Tätig-
keitsfeldes zu erwerben.
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1. Fachliche Kompetenzen
• Geschäftsprozessorientierung unter Netzbedingungen

• Customer Relationship Management unter Netzbedingungen

• Verknüpfung von Marketing- und PR-Aufgaben

• Netzbasierte Beratung

• Netzbasierter Verkauf

• Markt- und Trendanalyse im Netz

• Kosten-Nutzen-Analysen im elektronischen Geschäftsverkehr

2. Informationstechnische Kompetenzen
• IT-Überblicks- und Anwendungswissen (tätigkeitsfeldabhängig)

• Metawissen zur Netzlogik

• Operative Multikanalkompetenz

• Rechtliches und sicherheitstechnisches Verständnis

3. Sozial-kommunikative Kompetenzen
• Kommunikationsvermögen im Netz

• Kulturelle Sensibilität unter Netzbedingungen

• Fremdsprachliche Anforderungen im Netz

4. Methodische Kompetenzen
• Prozessorientierte Planung und Steuerung von netzbasierten

Arbeitsabläufen

• Arbeiten in netzbasierten Projekten

• Netzbezogene Recherche (Netscouting) und Informationsaufbereitung

• Medienkompetenz

• Eigene tätigkeitsfeld- und netzbezogene Lernstrategien

Abbildung 3  Kaufmännische Basiskompetenzen im eCommerce



Obwohl die Anforderungen nach Inhalt und Niveau in den
verschiedenen Branchen und Tätigkeitsfeldern variieren,
kristallisierte  sich in der Untersuchung ein branchenüber-
greifend relevantes Gefüge von Basiskompetenzen8 aus
fachlichen, informationstechnischen sowie sozial-kommu-
nikativen und methodischen Aspekten zur Bewältigung
von kaufmännischen Aufgaben im elektronischen Ge-
schäftsverkehr heraus. (Abb. 3)

Es muss geprüft bzw. präzisiert werden, wie dieses Kom-
petenzgefüge als Qualifizierungsgrundlage kaufmännischer
Mitarbeiter, eCommerce-Aufgaben in unterschiedlichen
Tätigkeitsfeldern zu bewältigen, branchenspezifisch zu mo-
dulieren ist.

Qualifizierungskonzepte und
-probleme

Aktuell sind Qualifizierungsmaßnahmen für kaufmänni-
sche Mitarbeiter im elektronischen Geschäftsverkehr über-
wiegend als Weiterbildung konzipiert. Viele Unternehmen
befinden sich noch in der Experimentierphase und nur die-
jenigen arbeiten bereits mit einem differenzierten Bil-
dungsprogramm, die über mehrjährige Erfahrungen im
eCommerce verfügen wie z. B. die Unternehmen der IT- und
Multimedia-Wirtschaft. Die Qualifizierungen erfolgen
überwiegend auf internen und externen Schulungen, über
Training-on-the-Job sowie Telelearning. Ein Schwerpunkt
der Weiterbildung ist die Führungskräfteschulung, deren
Ziel die Realisierung eines Multiplikatoreneffektes inner-
halb der kaufmännischen Arbeitsbereiche ist. 

Die bereits von den Unternehmen und Verbänden angebo-
tenen Bildungsmaßnahmen beabsichtigen überwiegend die
Förderung der notwendigen Anwenderqualifikationen,
ohne dabei IT-Kompetenzen in den Vordergrund zu stel-
len. Entsprechend den differierenden Anforderungsniveaus
in den untersuchten Branchen beinhalten einige Bildungs-
maßnahmen spezifisches Hintergrundwissen zu eCommerce
inkl. der Anwendung von Programmiersprachen, während
andere lediglich auf die Nutzung der vorhandenen Stan-
dardprogramme abzielen. In der IT- und Multimedia-Wirt-
schaft werden vergleichsweise mehr informationstech-
nische Schulungen angeboten, während im Vordergrund
der kaufmännischen Weiterbildung die Themen Projekt-
management und Beratung9 stehen. Die Weiterbildungs-
maßnahmen im Handel konzentrieren sich auf netzba-
sierte Serviceberatung sowie
für Führungskräfte auf Un-
ternehmensstrategien im
eCommerce. Nur in wenigen
Fällen werden bereits Bil-
dungsangebote in die beruf-

liche Ausbildung integriert, die sich auf Basisschulungen
in der IT-Wirtschaft zu Internet-Kenntnissen und zur
fremdsprachlichen Kommunikation im Netz konzentrieren. 
Die Probleme bei der Realisierung dieser Qualifizierungs-
angebote sind in Abhängigkeit der unternehmenspezifi-
schen Rahmenbedingungen zu sehen. Hierzu zählt z. B. die
Anzahl und der unterschiedliche Qualifikationsstand der
zu schulenden Mitarbeiter, fehlende Kapazitäten an quali-
fizierten Dozenten oder an ausreichend ausgestatteten
Schulungsräumen. Wegen Arbeitsauslastungen müssen
Mitarbeiter berufliche Weiterbildung verstärkt in die Frei-
zeit verlagern (z. B. im Bereich der Finanzdienstleistungen).
Auch lern- und austauschhemmende Betriebsstrukturen
gerade von Großunternehmen sind als Probleme der Fach-
kräftequalifizierung genannt worden. Mangelnde Lernbe-
reitschaft wird mit branchenspezifischen Unterschieden als
vergleichsweise geringes Problem bei der Durchführung
von entsprechenden Bildungsmaßnahmen angesehen. 

Electronic Commerce in der Aus- und
Weiterbildung von Kaufleuten

Die o. g. eCommerce-Kompetenzen gelten nach Ansicht der
meisten befragten betrieblichen Experten für alle kauf-
männischen Berufe und können als Basisqualifikationen
bereits während der Ausbildung erworben werden. Für den
Handel bzw. die Finanzdienstleistungen befürworten die
Branchenexperten zusätzlich fachspezifische Kern- bzw.
Spezialqualifikationen (z. B. Multikanal-Strategie). Mittel-
fristig gelte es, die Ausbildungsordnungen der kaufmänni-
schen Berufe im Hinblick auf eine Integration von entspre-
chenden Inhalten zu überprüfen. Dabei sollte vermieden
werden, die Berufe zu techniklastig auszurichten. Ein kurz-
fristiger Bedarf für neue Ausbildungsberufe wird nicht ge-
sehen, jedoch sollten Aus- und Fortbildung durch Module
verzahnt werden, um den kurzen Innovationszyklen im Be-
reich eCommerce in der Fachkräftequalifizierung Rechnung
zu tragen.

Mit Ausnahme der IT- und Multimedia-Wirtschaft, die in
der Personalentwicklung aufgrund des Fachkräftemangels10

auch auf zahlreiche Quereinsteiger mit Weiterbildungszer-
tifikaten aufbaut, müssen nach Ansicht der Experten der
übrigen untersuchten Branchen für die notwendigen Fort-
bildungen der vorhandenen kaufmännischen Mitarbeiter
nicht unbedingt zertifizierte Fortbildungsmaßnahmen oder
nach BBiG geregelte Fortbildungsberufe geschaffen wer-
den. Für kaufmännisch ausgerichtete Positionen im mitt-
leren und gehobenen Management sehen die befragten Ex-
perten einen Bedarf an Akademikern aus betriebswirt-
schaftlichen Studiengängen mit Bezug zu eCommerce, die
nach Möglichkeit berufsintegriert oder berufsbegleitend
absolviert werden sollten.
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Fazit

Die Trendergebnisse der BIBB-Untersuchung in sieben
Branchen und Wirtschaftsbereichen in Deutschland zeigen,
dass in fachlicher, informationstechnischer, sozial-kom-
munikativer und methodischer Hinsicht von branchen-
übergreifenden eCommerce-Kompetenzen für kaufmänni-
sche und kaufmännisch ausgerichtete Mitarbeiter auszu-
gehen ist, die in der Vermittlung branchenspezifisch
moduliert werden müssen. Es sind weniger zusätzliche
kaufmännische Fachkenntnisse, sondern vielmehr Hybrid-
qualifikationen und  kaufmännisch orientierte Handlungs-
kompetenzen gefordert, die funktionsübergreifend einge-
setzt werden können. 
So hat sich die Annahme bestätigt, dass – branchenspezi-
fisch unterschiedlich gewichtete – Fähigkeiten im Umgang
mit den jeweils aktuellen IT-Techniken erwartet werden,
die jedoch entsprechend den Anforderungen des jeweiligen
Tätigkeitsfeldes im Kontext anderer z. B. kommunikativer
Qualifikationen erworben werden müssen. Darüber hinaus
machen die z. B. von Kaufleuten in der IT- und Multime-
dia-Wirtschaft geforderten Fähigkeiten zur Reorganisation
von Prozessabläufen sowie zum projektorientierten Arbei-
ten deutlich, dass der elektronische Geschäftsverkehr Kom-
petenz- und Qualifikationsanforderungen verstärkt, die an-
gesichts der beschleunigten Dynamik der Strukturentwick-
lungen und Geschäftsprozesse in den Unternehmen bereits
zu den Essentials kaufmännischer Berufsbildung gehören.
Dies gilt auch für den Bedarf an Kommunikationskompe-
tenzen, die im Hinblick auf die wachsenden Beratungsauf-
gaben sowie fremdsprachlichen und interkulturellen Erfor-
dernisse im elektronischen Geschäftsverkehr netzspezifisch
erworben werden müssen. Schließlich ist als Ergebnis der
Untersuchung eine Präferenz der Unternehmen für arbeits-
platznahe bis hin zu -integrierten Qualifizierungsformen
festzustellen, die der großen Veränderungsdynamik in der
Gestaltung elektronischer Geschäftsprozesse am ehesten
entsprechen. 

Zukünftiger Forschungsbedarf

Im Hinblick auf die einzelnen Branchen und besonders die
kleinen und mittleren Betriebe muss die Untersuchung der
Anforderungsentwicklung im elektronischen Geschäftsver-
kehr und entsprechender Qualifizierungsmaßnahmen in der
Aus- und Fortbildung zu einer Reihe von weiteren Aspekten
fortgesetzt und vertieft werden. Die Entwicklung von kauf-
männisch/dv-technischen Querschnittskompetenzen im
Kontext der jeweiligen Schnittstellen (z. B. im Marketing)
und entsprechende Qualifizierungsformen stehen ebenfalls
im Blickpunkt. Weiter ist hier der Erwerb von Netzkompe-
tenz im Kontext der Kommunikation innerhalb und zwi-
schen den Unternehmen bzw. mit dem Endkunden sowie
auf der Ebene internationaler und interkultureller Kommu-
nikation anzuführen. Auch in der Frage  prozessorientier-
ten Arbeitens im Netz im Zusammenhang von Projekt-
management und Intrapreneurship11 gibt es weiteren Unter-
suchungsbedarf. Schließlich stellt sich die Frage nach
geeigneten Lehr- und Lernkonzepten (Tutoring, E-Learning
u. a.), die der informationstechnischen und betrieblichen
Veränderungsdynamik z. B. durch Mobile Commerce12 und
Projektarbeiten bedarfsgerecht  Rechnung tragen.

Die Untersuchung hat auch gezeigt, dass die eher analyti-
sche Trennung in unternehmensinterne und externe elek-
tronisch gestützte Geschäftsprozesse angesichts der kom-
plexen Praxis des Geschäftsverkehrs in der Qualifikations-
forschung in diesem Bereich nicht  mehr vorgenommen
werden sollte, da das Internet und ältere Systeme wie Elec-
tronic Data Interchange (EDI) unternehmensbezogene
Wertschöpfungsketten (z. B. im Reiseverkehr) ebenfalls ver-
ändern. Insofern empfiehlt es sich bei künftigen Untersu-
chungen zur Qualifikationsentwicklung sowie bei der
Überprüfung bzw. Neuordnung bestehender oder neuer
kaufmännisch ausgerichteter Berufe, von Electronic Busi-
ness als dem umfassenden Bezugsrahmen auszugehen. 
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� In der beruflichen Bildung spielt das Lernen

mit dem Internet/Intranet bisher eine noch

untergeordnete Rolle, seine Bedeutung nimmt

jedoch im Bereich der Weiterbildung 1, vor

allem in Großunternehmen, zu. Ein Beispiel

dafür stellt die Bankgesellschaft Berlin dar,

ein Bank- und Finanzkonzern mit rund 17.000

Mitarbeitern, der im letzten Jahr beschlossen

hat, das Online-Lernen zur Schulung von

Mitarbeitern einzuführen. Im Sommer 2000

wurde dazu ein Pilotprojekt gestartet, an dem

rund 130 Mitarbeiter teilnahmen. Begleitet

wurde das Pilotprojekt durch eine Untersu-

chung des BIBB, deren Ergebnisse im Beitrag

vorgestellt werden.2

Untersuchungsgegenstand und -ziel

Die Teilnehmer am Pilotprojekt konnten sich über mehrere
Wochen auf der Informations- und Lernplattform der
Bankgesellschaft im DV-Bereich und im Bereich der „Geld-
wäsche-Prävention“ weiterqualifizieren. Im Bereich DV
wurden Grundlagen zu Office 95 vermittelt. Beim Thema
„Geldwäsche-Prävention“ handelte es sich um Erst- oder
Folgeschulungen, die nach Maßgabe des Bundesaufsicht-
samts für das Kreditwesen alle Mitarbeiter absolvieren
müssen. Beide Lernprogramme, die den Teilnehmern über
das unternehmenseigene Intranet zur Verfügung gestellt
wurden, sind modular aufbereitet und hypermedial gestal-
tet. In ihrer Gesamtkonzeption unterscheiden sich jedoch
beide Schulungen. Beim obligatorischen Kurs „Geldwä-
sche-Prävention“ gibt es nach dem Abschlusstest eine Zer-
tifizierung, die zugleich als Nachweis für das Bundes-
aufsichtsamt für das Kreditwesen gilt. Beim DV-Kurs
hingegen bildet der Abschlusstest lediglich eine Lerner-
folgskontrolle für die Teilnehmer; hier sind im Anschluss
auch Präsenzveranstaltungen vorgesehen, in denen die on-
line vermittelten Inhalte weiter vertieft werden sollen. Im
Pilotversuch wurde nur die Online-Phase des Kurses durch-
geführt.

Die im Rahmen des Pilotprojekts vorgenommene Evalua-
tion durch das Bundesinstitut für Berufsbildung hat sich
im Wesentlichen auf drei Fragestellungen konzentriert:

1. Wie war die Akzeptanz des netzgestützten Lernens bei
den Teilnehmern?

2. Was lässt sich über die Wirkung der neuen Lernform sa-
gen?

3. Welche Erkenntnisse können mit Blick auf die spätere
Umsetzungsphase aus der Analyse der Bedingungen und
der Gestaltung des Online-Lernens in der Pilotphase ge-
wonnen werden?
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Methodisches Vorgehen

Es wurden schriftliche und mündliche Befragungen durch-
geführt. Der Fragebogen für die schriftliche Erhebung be-
stand aus geschlossenen Fragen in sechs Themenbereichen.
Bei den meisten Themenbereichen wurde aber zugleich den
Teilnehmern die Möglichkeit eingeräumt, ihre Anmerkun-
gen niederzuschreiben. Gefragt wurde erstens nach den
Vorkenntnissen der Teilnehmer im Umgang mit PC und In-
ternet-Anwendungen. Ein zweiter Fragekomplex behan-
delte die Lernorganisation, ein dritter das Thema „Lernen
in Netzen“, ein vierter den Lernerfolg und die Lernzeit. Die
fünfte Fragegruppe zielte auf die Betreuung und die in An-
spruch genommene Hilfe ab. Der sechste Bereich schließ-
lich umfasste persönliche Daten.
Der Fragebogen wurde an alle 130 Teilnehmer des Pilot-
projekts verschickt. Insgesamt konnten 67 Fragebögen aus-
gewertet werden, was einer Rücklaufquote von 52 Prozent
entspricht.
Darüber hinaus wurden leitfadengestützte Telefoninter-
views mit 27 Teilnehmern  geführt, von denen allerdings
nicht alle den Fragebogen ausgefüllt hatten. Dies ließ sich
nicht vermeiden, da die Interviews nach dem Zufallsprinzip
durchgeführt wurden.
Die Teilnehmer des Pilotversuchs sind an verschiedenen
Standorten des Konzerns beschäftigt. Über zwei Drittel sind
Frauen (71%) und jünger als vierzig (77 %); vier Fünftel
verfügen über eine bankspezifische Berufsbildung.

Ergebnisse

AKZEPTANZANALYSE

Insgesamt stieß das Online-Lernen auf eine hohe Akzep-
tanz. Auf die Frage, ob „das Lernen über die Lernplattform
Spaß gemacht“ habe, antworteten etwa vier Fünftel mit
„ja“ oder „eher ja“. Die hohe Zustimmung wird durch die
Auswertung der Frage nach der Motivation bestätigt, die
ähnliche Ergebnisse brachte. Äußerst positiv wurde außer-
dem die eingesetzte Lernplattform „KnowledgeSp@ce“ be-
wertet: Die Frage „Empfanden Sie die Lernplattform als be-
nutzerfreundlich und einfach?“ beantworteten über 90 Pro-
zent der befragten Mitarbeiter mit „ja“ oder „eher ja“. Ein
Grund dafür ist – neben der Qualität der Lernplattform –
sicherlich auch die Erfahrung der Kursteilnehmer im
Umgang mit dem PC . So gaben über vier Fünftel der
Befragten an, mindestens drei Anwendungen wie z. B.
Textverarbeitung, Tabellenkalkulation, E-Mail oder Inter-
net-Recherche zu kennen.

WIRKUNGSANALYSE

Beim Lernerfolg war das Gesamtbild ebenfalls positiv. So
stuften 88 Prozent der Befragten ihren Lernerfolg mit „sehr
gut“ oder „eher gut“ ein, der Rest mit „weniger gut“ oder
„schlecht“. Vergleicht man, wie beide Gruppen („positiver
Lernerfolg“ und „nicht so guter Lernerfolg“) jeweils zehn
Kriterien beurteilt haben, die den Lernerfolg beeinflusst ha-
ben könnten, so lässt sich Folgendes feststellen (vgl.
Abb.1):3

• Wie bei der Akzeptanzanalyse wurde die Lernplattform
„KnowledgeSp@ce“ von der großen Mehrheit der Ler-
nenden als gut beurteilt. Für die gute Qualität der Lern-
programme spricht die Tatsache, dass beide Gruppen
ganz eindeutig die Auffassung vertraten, dass sie Lern-
tempo und Lernweg selbst bestimmen konnten.

• Die zwei Kriterien, die die Lernumgebung betreffen, wer-
den von beiden Gruppen am niedrigsten bewertet. Dar-
auf wird später noch ausführlicher eingegangen.

• Die größten Unterschiede zwischen beiden Gruppen las-
sen sich bei den Fragen zum Anwendungsbezug des Ge-
lernten, zur Motivation sowie zum Umschalten von Ar-
beit auf Lernen feststellen.
Bei der Gesamtbetrachtung muss allerdings dieses letzte
Ergebnis vor allem mit Blick auf die Frage nach dem An-
wendungsbezug der Lernprogramme in seiner Bedeutung
relativiert werden, da über vier Fünftel der Teilnehmer die
Frage „Können Sie die Kenntnisse in der täglichen Arbeit
anwenden?“ mit „ja“ oder mit „eher ja“ beantwortet haben.

Auf eine Untersuchung nach soziodemographischen Merk-
malen wurde verzichtet. Wie bereits erwähnt, waren die
Frauen und die Untervierzigjährigen bei den Untersu-
chungsteilnehmern überproportional vertreten.
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Abbildung 1  Einschätzung des Lernerfolgs im Verhältnis zu zehn Kriterien
(in Prozent)
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Es fällt auf, dass die Mehrheit der Teilnehmer die von der
Bildungsakademie4 zur Verfügung gestellte Betreuung
kaum in Anspruch genommen hat. Für beide Kurse war als
Unterstützung eine telefonische und elektronische Hotline
vorgesehen, die einerseits technische Fragen an einen so
genannten „Kundenservice“ aus dem IT-Bereich, anderer-
seits fachlich-inhaltliche Fragen an die Bildungsakademie
weiterleiten sollte. Lediglich 5 Prozent der Befragten mach-
ten davon Gebrauch, 18 Prozent gaben an, sie hätten sich
bei Fragen an die Kollegen im Arbeitsbereich gewandt. 77
Prozent verneinten die Frage, ob sie Hilfe in Anspruch ge-
nommen hätten. Dieses Ergebnis überrascht, weil jüngste
Untersuchungen, wie bspw. die Studie von Infas5, nochmals
die Notwendigkeit der Betreuung des Lernenden unterstri-
chen haben, wenn netzbasiertes Lernen bei der Vermittlung
von komplexen Themenbereichen erfolgreich sein soll.
Zwei Gründe lassen sich zur Erklärung dieses Befundes, der
nur auf den ersten Blick widersprüchlich ist, anführen.

1. Das Online-Lernen ist bei diesem Pilotprojekt zweifellos
erfolgreich verlaufen. Die angebotenen Lernprogramme
hatten jedoch keinen hohen Schwierigkeitsgrad. So be-
urteilten in den Interviews annähernd drei Viertel der
Befragten den Kurs im Bereich „Geldwäsche-Prävention“
als eher leicht. In Bezug auf den DV-Kurs äußerte sich
mehr als die Hälfte in diesem Sinne. Für viele war darü-
ber hinaus – zumindest beim Lernprogramm „Geldwä-
sche-Prävention“ – die Materie bekannt, für einige war
der Kurs gar nur eine Auffrischung. Im DV-Bereich war
der Lernstoff weniger vertraut.

2. Die gegenseitige Unterstützung der Lernenden im Ar-
beitsbereich spielte offenbar für den Lernprozess eine
größere Rolle, als es das oben genannte Ergebnis von 18
Prozent zunächst vermuten lässt. Bei einer genaueren
Analyse fällt auf, dass 27 Prozent der Teilnehmer, die
nach eigenen Angaben keine Hilfe in Anspruch nahmen,
die darauf folgende Frage („Wenn Sie Fragen hatten,
welche Art von Fragen haben Sie am häufigsten ge-
stellt?“) beantworteten. Erwartet worden wäre, dass sie
diese Frage auslassen. Es ist daher anzunehmen, dass
viele Lernende bei auftretenden Schwierigkeiten nicht
die dafür vorgesehene Hotline nutzten, sondern sich eher
an die Kollegen wandten. Dies haben die telefonischen
Interviews bestätigt. Zwar sagten auch hier die meisten
Teilnehmer (bis auf zwei), sie hätten keine Betreuung im

Sinne einer Hilfe gebraucht, auf Nachfrage erklärte
jedoch über die Hälfte von ihnen, dass sie sich bei Prob-
lemen im Arbeitsbereich ausgetauscht hätten. Aussagen
wie „man griff lieber auf Kollegen zurück“ oder „für
viele Kollegen (sei) es wichtig gewesen, sich in der
Gruppe austauschen zu können“ unterstreichen die Be-
deutung der Unterstützung, die sich die Lernenden un-
tereinander gaben.

Es kann somit festgehalten werden: Da die Lernprogramme
nicht sehr schwierig waren, benötigten die Teilnehmer
nicht das Ausmaß an Betreuung, das vermutlich bei kom-
plexeren Themen erforderlich gewesen wäre. Zugleich ha-
ben die gegenseitige Unterstützung und der Erfahrungs-
austausch erheblich dazu beigetragen, dass die überwie-
gende Mehrheit der Teilnehmer ihren Lernerfolg positiv
einschätzte. Der persönliche Kontakt war dabei viel wich-
tiger als die Kommunikation im Netz, die in diesem Pilot-
projekt kaum eine Rolle spielte. Nur 8 Prozent der Befrag-
ten äußerten den Wunsch nach mehr Kontakt mit anderen
Lernenden im Netz. In den Interviews wurde häufig darauf
verwiesen, dass man lieber über Telefon mit anderen Kol-
legen außerhalb des Arbeitsbereichs kommuniziere, da die-
ser Kontakt direkter und unmittelbarer sei. Außerdem sei
die Kommunikation im Netz zu aufwändig. Im Arbeitsall-
tag habe man nicht die Zeit dafür.

ANALYSE DER LERNUMGEBUNG

Die Wirkungsanalyse hat deutlich gemacht, dass viele Teil-
nehmer mit der Lernumgebung, d. h. mit den Bedingungen,
unter denen sie lernten, weniger zufrieden waren. Beide
Gruppen („positiver/nicht so guter Lernerfolg“) hatten da-
bei die Kriterien „Aufteilung Arbeitsplatz/Lernplatz“ und
„Genügend Ruhe zum Lernen“ am niedrigsten bewertet.
Zwar liegen die einzelnen Bewertungen (Abb. 2 und 3) zu-
sammen gesehen noch über 50 Prozent. Der Anteil der ne-
gativen Beurteilungen ist jedoch beträchtlich. Fast die
Hälfte der Lernenden fand die Aufteilung Arbeitsplatz/
Lernplatz „weniger gut bis schlecht“ und über 40 Prozent
gaben an, sie hätten nicht genügend Ruhe zum Lernen ge-
habt. In ihren Kommentaren begründeten einige Teilneh-
mer ihre Unzufriedenheit. Ein Mitarbeiter schrieb: „Die täg-
liche Arbeit lässt ein konzentriertes Lernen nicht zu.“ Ein
anderer vermerkte: „Ich musste zwischen Kundenbedie-
nung und Lernprogramm hin- und herspringen.“ Auch die
Tatsache, dass der Arbeitsplatz in vielen Fällen zugleich
Lernplatz war, wurde kritisiert. Dadurch habe man „doch
mit einem Ohr mitgehört, was im Arbeitsbereich geschieht“.
Konkret wurden als Störfaktoren Telefonklingeln, das
Kommen und Gehen der Kollegen oder die verschiedenen
Hintergrundgespräche genannt. Einige Teilnehmer bemän-
gelten, dass sie – obwohl  sie gerade lernten – in die tägli-
che Arbeit mit einbezogen wurden. Die Anfragen der Kol-
legen seien „im Zweifel immer wichtiger“ gewesen, hieß es.

BWP 5/2001 21

Gegenseitige Unterstützung 

der Lernenden im Arbeitsbereich

war von großer Bedeutung



Ein Teilnehmer brachte das Problem auf eine einfache For-
mel: „Das Tagesgeschäft hat Priorität.“
Der Arbeitsalltag wurde von einigen Teilnehmern auch
häufig als Grund dafür genannt, dass der ganze Kurs in ei-
ner einzigen Lerneinheit bearbeit wurde. Man sei sonst
nicht zum Lernen gekommen, sagte ein Teilnehmer. Ein
Kollege wies darauf hin, dass der Kundenverkehr es nicht

erlaubt hätte, sich an meh-
reren Tagen zum Lernen
zurückzuziehen. Das Tages-
geschäft stellte aber auch
diejenigen, die das Lernen
über mehrere Einheiten
(meistens über zwei bis drei
Tage) verteilt hatten, oft vor
Probleme. Das Lernen wur-
de dann auf den Nachmit-
tag, „wenn der Kundenver-
kehr ruhiger ist“, oder
gleich auf die Zeit nach Ge-
schäftsschluss verlegt.

Angesichts dieser Ergebnis-
se ist es nicht verwunder-
lich, dass sich in den Inter-
views über ein Drittel der
Teilnehmer für einen geson-
derten Lernraum im Arbeits-
bereich aussprachen. Bei
den Probanden im DV-Be-
reich, die den – wie oben
gesehen – schwierigeren
und weniger bekannten
Kurs gewählt hatten, war es
sogar die Hälfte.

Fazit

1. Die Teilnehmer haben das netzbasierte Lernen insgesamt
gut angenommen. Dies lag zum einen an der Lernplatt-
form KnowledgeSp@ce und den Lernprogrammen, mit
denen die Teilnehmer offenkundig weitgehend problem-
los zurecht kamen. Wichtig war sicherlich auch die Tat-
sache, dass die überwiegende Mehrheit über gute Erfah-
rungen im Umgang mit dem PC verfügt. Zum anderen
waren die Lernenden gut motiviert, wozu auch beigetra-
gen haben dürfte, dass das Thema „Geldwäsche-Präven-
tion“ für alle Mitarbeiter der Bankgesellschaft ohnehin
Pflicht ist und der Kurs mit einem Zertifikat abschloss.

2. Beim Lernerfolg ist das Gesamtbild ebenfalls positiv. Die
Analyse hat gezeigt, dass bei der Auflistung der Fakto-
ren, die für den guten Lernerfolg verantwortlich waren,
wiederum die Lernplattform und die Lernprogramme
ganz oben stehen. Von großer Bedeutung war, dass die
angebotenen Lerninhalte keinen hohen Schwierigkeits-
grad hatten und teilweise bekannt waren. Dies förderte
nicht nur die Akzeptanz bei den Lernenden, die für eine
erfolgreiche Einführung der neuen Lernform im Konzern
eine notwendige Voraussetzung bildet. Diese Vorgehens-
weise trug auch wesentlich zum Gelingen des Pilotpro-
jekts insgesamt bei. Denn bei komplexeren Themenbe-
reichen wären sicherlich eine stärkere Betreuung und
ergänzende Präsenzseminare, wie sie auch für die Um-
setzungsphase vorgesehen sind, erforderlich gewesen.
Ein wichtiger Faktor für den Lernerfolg war auch der Er-
fahrungsaustausch und die gegenseitige Unterstützung
der Lernenden im Arbeitsbereich. Dies unterstreicht die
Bedeutung der sozialen Kontakte für das Lernen in Net-
zen. Auch wenn es sich dabei eigentlich nicht um Grup-
penlernen handelt, so ist es doch eine Form von koope-
rativem Lernen, die zeigt, dass netzbasiertes Lernen nicht
auf eine technische Dimension reduziert werden kann.

3. Die Untersuchung hat gezeigt, dass die Lernbedingun-
gen noch verbessert werden müssen.6 Zwar hatte dies bei
der Gesamtbetrachtung des Pilotprojekts keinen ent-
scheidenden Einfluss auf den Lernerfolg der Teilnehmer.
Es konnte aber festgestellt werden, dass die Defizite in
der Lernumgebung diejenigen, die den schwierigeren
Kurs im DV-Bereich gewählt hatten, vor größere Prob-
leme stellten. Die Hälfte von ihnen plädierte dann auch
für einen gesonderten Lernraum im Arbeitsbereich.
Der gute Lernerfolg bei diesem Pilotversuch darf nicht
darüber hinwegtäuschen, dass das Lernen in Netzen die
Teilnehmer vor hohe Anforderungen stellt, da sie für den
Lernprozess in viel stärkerem Maße als im traditionellen
Unterricht selbstverantwortlich sind. Deshalb ist es
wichtig, eine Lernumgebung zu schaffen, die das selbst
gesteuerte Lernen unterstützt. Dies ist vor allem dann
von Bedeutung, wenn der Berufsalltag von großem Zeit-
druck geprägt ist und der Lernplatz ein konzentriertes
Lernen oft nicht zulässt. 
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Anmerkungen

1 Ein Ergebnis des BIBB-Forschungsprojekts
„Lernen in Netzen – Nutzung von Computer-
netzen als Lehr-/Lernmittel in der Berufs-
bildung“ war, dass netzbasiertes Lernen
eher in der Weiterbildung und weniger in
der Ausbildung genutzt wird. Vgl. dazu For-
schungsergebnisse 1999 des Bundesinstituts
für Berufsbildung, Bonn 2000, S. 103 ff.

2 Mit der Durchführung des Projekts „Online-
Lernen“ in der Bankgesellschaft Berlin
wurde die Bildungsakademie der Bankge-
sellschaft beauftragt, eine eigene Geschäfts-
einheit, die für alle Fragen der Qualifizie-
rung und Nachwuchskräfteentwicklung im
Konzern zuständig ist. Im Sommer 2000
startete ein Pilotprojekt, an dem 130 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter teilnahmen. 

3 Die Balken geben in Prozenten jeweils die
Zustimmung der beiden Gruppen zu den
einzelnen Kriterien an. Bei den Kriterien
wurden die Ausprägungen „sehr gut“ und
„eher gut“, bzw. die Ausprägungen „weniger
gut“ und „schlecht“ zusammengefasst.

4 Vgl. Anm. 2
5 Vgl. dazu den Bericht von infas: Lernwirk-

samkeit von Internet und virtuellen Zentren.
In: Hensge, K. und Schlottau, W. (Hrsg.):
Lehren und Lernen im Internet – Organisa-
tion und Gestaltung virtueller Zentren,
Berichte zur beruflichen Bildung, Band 242,
BIBB, Bielefeld 2001, S. 34

6 Dies soll im Rahmen einer konzerneinheit-
lichen Betriebsvereinbarung erreicht werden.

Abbildung 2  Wie empfinden Sie die Aufteilung Arbeitsplatz/Lernplatz?

Abbildung 3  Hatten Sie genügend Ruhe zum Lernen und wurden selten gestört?
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� Das Kraftfahrzeuggewerbe, zuständig für

den Vertrieb und die Wartung von Kraftfahr-

zeugen, ist eine der bedeutsamsten Branchen

des Handwerks, sowohl was die Zahl der

Beschäftigten als auch der Auszubildenden

angeht. Mit der Fortbildungsordnung „Kraft-

fahrzeug-Servicetechniker“ nach § 46 Abs. 2

BBiG von 1998 sollten im Kraftfahrzeugge-

werbe sowohl neuartige Qualifikationsanfor-

derungen bewältigt als auch die Attraktivität

der Branche für qualifizierten Nachwuchs

erhöht werden. Die Antizipation dieser Prob-

leme veranlasst aktuell auch die IT-Branche

zur Implementierung von Fortbildungsord-

nungen. Daher scheint die Frage sinnvoll, wie

sich hierfür die Erfahrungen aus dem Kraft-

fahrzeuggewerbe nutzen lassen.

Die Fortbildungsordnung
„Kraftfahrzeug-Servicetechniker“
als Problemlösungsansatz

Das Problem der Bewältigung neuartiger Qualifikationsan-
forderungen resultiert im Kraftfahrzeuggewerbe aus dem
Einzug der Systemtechnik in das Kraftfahrzeug, d. h. der
Integration elektronischer und mechanischer Bauteile, die
in den 1970er-Jahren begann. Lange Zeit wurde hierauf je-
doch weder in der beruflichen Erstausbildung noch in den
herkömmlichen Formen der beruflichen Weiterbildung
adäquat reagiert. So hatten gerade kleinere und mittlere
Betriebe sowie die Berufsschulen mit den gestiegenen Aus-
bildungsanforderungen der letzten Neuordnung der Kfz-
Berufe 1989 nicht geringe Schwierigkeiten.1 Auch die im
Kfz-Gewerbe übliche Anpassungsfortbildung mit techni-
schen Seminaren von zwei- bis fünftägiger Dauer reichte
zumeist nicht aus, um Fehlfunktionen elektronisch-mecha-
nischer Systeme kompetent und rasch zu diagnostizieren
und zu beheben.

Zunächst veranlasste in den 1980er-Jahren die in der
Branche bestehende Qualifikationslücke einige Automobil-
hersteller und den Zentralverband Deutsches Kraftfahr-
zeuggewerbe (ZDK) dazu, integrierte Elektronik-Weiter-
bildungsgänge einzuführen. Anfang der 1990er-Jahre
schließlich wurde die Möglichkeit erkannt, hiermit auch
das Nachwuchsproblem der Kfz-Branche anzugehen, das
sich folgendermaßen darstellt: 

Zwar nimmt die Zahl der Ausbildungsverhältnisse in den
Kfz-Berufen nach wie vor eine Spitzenstellung unter den
Ausbildungsverhältnissen insgesamt ein. Allerdings haben
die gewerblichen Kfz-Berufe von der gesellschaftlichen
Tendenz zu höheren Schulabschlüssen nicht profitiert.
1995 waren von den Schulabgängern aus allgemein bil-
denden Schulen 36 Prozent Hauptschulabsolventen, 39
Prozent Realschulabsolventen und 25 Prozent Abiturien-
ten (1960: 75 Prozent Hauptschulabsolventen, 16 Prozent

BWP 5/2001 23

T H E M A

Fortbildungsordnungen erhöhen
Attraktivität der Berufsausbildung
Wie sich Erfahrungen aus dem
Kraftfahrzeuggewerbe für die IT-Branche
nutzen lassen

REINHARD BAUER

Dr. phil., Diplomsoziologe, Projektmitarbeiter

bei der Firmenverbund zur Förderung der

beruflichen Weiterbildung GmbH – ffw,

Nürnberg

B E R U F E  2 0 0 1



Realschulabsolventen, 9 Prozent Abiturienten)2, während
1992 nur rd. 15 Prozent der Anfänger einer Kfz-Lehre ei-
nen mittleren Bildungsabschluss und ca. 3 Prozent das
Abitur, der Rest maximal einen qualifizierten Hauptschul-
abschluss besaß.3 Insbesondere mehr Jugendliche mit ei-
nem mittleren Abschluss wünscht man sich deshalb, weil
man glaubt, dass viele der heutigen Hauptschulabsolventen
mit den gestiegenen beruflichen Anforderungen in der
Branche nur bedingt zurecht kommen.
Verbessert werden sollte das Branchenimage bei qualifi-
zierten Lehrstellenbewerbern durch die Schaffung einer
mittleren Qualifikationsebene in der Kfz-Werkstatt. Diese
war angesiedelt zwischen Geselle und Meister, ausgerichtet
insbesondere auf hoch qualifizierten Diagnosearbeiten,
ausgestattet mit einer dementsprechenden tariflichen Ver-
gütung und versehen mit dem Titel „Kraftfahrzeug-Ser-
vicetechniker“. Dieser Abschluss sollte vor allem die Mei-
sterprüfung ergänzen, die ihre Funktion als Aufstiegsmög-
lichkeit für ambitionierte Gesellen aufgrund der Enge des
Arbeitsmarktes zunehmend verloren hatte.

Lernorte waren die Kundendienstschulen der Automobil-
hersteller sowie vom ZDK ausgewählte Berufsbildungszen-
tren des Handwerks. Die Basis bildete ein Rahmenlehrplan
mit einem Umfang von 160 bis 220 Unterrichtsstunden.
Die Kundendienstschulen hatten gewisse Variationsmög-
lichkeiten; um die Gleichwertigkeit des Abschlusses sicher-
zustellen, wurde ein einheitliches Niveau der Abschluss-
prüfung vereinbart.

Zur langfristigen Absicherung der neuen Funktionsebene
haben der ZDK und die zuständige Industriegewerkschaft
Metall den Kraftfahrzeug-Servicetechniker sowohl tarif-
vertraglich geregelt als sich auch nach mehrjährigem Vor-
lauf auf eine Fortbildungsregelung nach § 46 Abs. 2 BBiG
und § 42 Abs. 2 HandwO geeinigt, die 1998 in Kraft trat.

Zur Problemlösungskapazität des
„Kraftfahrzeug-Servicetechnikers“4

Festzustellen ist, dass das Problem der Bewältigung neuar-
tiger Qualifikationsanforderungen mit der Einführung des
Kraftfahrzeug-Servicetechnikers gelöst wurde. So wurde
der neue Fortbildungsberuf von Experten konstruiert, die
mit der technischen Entwicklung im Kfz-Gewerbe und den
damit verbundenen Qualifikationsanforderungen genau
vertraut waren. Zudem ist sowohl in den Kundendienst-
schulen der Automobilhersteller als auch in den Fortbil-
dungszentren des Handwerks prinzipiell ein hohes Niveau
der Fortbildung festzustellen. Dieses beruht bei den Kun-
dendienstschulen auf deren Eigeninteresse an einer hoch-
wertigen Fortbildung. Die Fortbildungszentren des Hand-
werks wurden vom ZDK anhand der Kriterien eines Orga-
nisationsleitfadens ausgewählt. In diesem waren u. a.
Zeitumfang und -form, Methodik, Qualifikation der Do-
zenten, Raumplanung, technische Ausstattung und die für
die Fortbildung erforderlichen Lehrmittel aufgeführt.
Wenngleich während der Implementierungsphase der Fort-
bildung zwischen den Lernorten Unterschiede bezüglich
der inhaltlichen Schwerpunktsetzung existierten, wurde
das Hauptziel der Fortbildung realisiert, auf unterschiedli-
chen Wegen gleichwertige Abschlüsse zu erreichen. Dies-
bezüglich weiter nivellierend wirkt sich das In-Kraft-Treten
der bundeseinheitlichen Fortbildungsordnung aus, da die
Abschlussprüfung nun nach einheitlichen Standards von
Kammern durchgeführt wird.
Schließlich ist für die Frage nach der Bewältigung neuar-
tiger Qualifikationsanforderungen entscheidend, ob die
Abschlussprüfung die in der Fortbildung zu erzeugende be-
rufliche Handlungskompetenz tatsächlich validiert. Dies
trifft auf den Kraftfahrzeug-Servicetechniker ebenfalls zu,
da die Abschlussprüfung in erster Linie handlungsorien-
tiert durchgeführt wird, d. h. hauptsächlich an realen be-
ruflichen Problemstellungen orientiert ist.
Mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht gelöst wird das Nach-
wuchsproblem. Wie Studien zum Berufswahlverhalten von
Jugendlichen5 zeigen, steigen mit höherer schulischer Vor-
bildung auch die Erwartungen an Arbeitsbedingungen und
berufliche Entwicklungsmöglichkeiten. Diese werden Schul-
abgängern jedoch weniger durch offizielle Campagnen als
vielmehr durch die Erfahrungen von Beschäftigten und de-
ren Äußerungen in ihren gesellschaftlichen Zusammen-
hängen vermittelt. Als negativ bewertete Berufsmerkmale –
überdurchschnittlich belastende Arbeitsbedingungen und
mangelnde berufliche Entwicklungsmöglichkeiten – wer-
den jedoch mit der Einführung des Kraftfahrzeug-Service-
technikers nur für einen kleinen Teil der Beschäftigten
überwunden. Nur etwa ein Siebtel der Arbeiten in der Kfz-
Werkstatt erfordert eine solche Qualifikation. Aufgrund der
Zusatzkosten, die mit dem Einsatz von Kraftfahrzeug-Ser-
vicetechnikern verbunden sind, dürften in den meisten Be-
trieben nur so viele Beschäftigte fortgebildet werden wie
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mit hoch qualifizierten Arbeiten voll auslastbar wären.
Kaum bekannt sind in der Branche Personaleinsatzkon-
zepte, die Risiken einer derartigen „Polarisierung“ – wie
etwa innerbetriebliche Konflikte, eine verringerte Problem-
lösungsfähigkeit bei Absenz oder Abwanderung der weni-
gen Hochqualifizierten, Probleme bei der Gewinnung
Höherqualifizierter durch schlechtes betriebliches Image –
berücksichtigen.

Die Implementierung von Fortbil-
dungsordnungen in der IT-Branche

Mit denselben Problemen, die im Kraftfahrzeuggewerbe zur
Fortbildungsordnung „Kraftfahrzeug-Servicetechniker“ ge-
führt haben, wird die geplante Neuordnung der Weiterbil-
dungslandschaft in der Informations- und Telekommuni-
kations-Branche – die auch die Einführung mehrerer Fort-
bildungsordnungen vorsieht - in einer Vereinbarung der
zuständigen Fachverbände und Gewerkschaften begrün-
det.6 So wird darauf verwiesen, dass mit der Einführung
von dualen Ausbildungsberufen im August 1997 zwar ein
solides Fundament für den Aufbau eines qualifizierten
„Mittelbaus“ in der IT-Branche geschaffen worden sei, das
jedoch aufgrund des raschen Wandels in der Branche stän-
dig aktualisiert und weiterentwickelt werden müsse. Zu-
dem sei es notwendig, den Ausbildungsabsolventen An-
schlusswege der beruflichen Entwicklung zu eröffnen, da
ansonsten das Interesse qualifizierter Bewerber erlahmen
würde. Geschaffen werden soll daher ein transparentes IT-
Weiterbildungssystem, das die herkömmliche Weiterbil-
dungspraxis in der IT-Branche nicht ersetzt, jedoch be-
stimmte Mängel wie Herstellergebundenheit, Orientierung
an der momentanen Arbeitsmarktsituation und Intranspa-
renz überwindet. Zugleich sollen anerkannte Qualifika-
tionsprofile entwickelt werden, die betriebliche Aufstiegs-

wege ebenso eröffnen wie den Durchstieg ins weiter-
führende Bildungswesen. Durchgeführt werden sollen die
Fortbildungen in Bildungspartnerschaften zwischen Betrie-
ben und Bildungseinrichtungen auf der Basis von Refe-
renzanwendungen und Projekten.
Im Ergebnis der Arbeit eines Fachbeirates wurden Tätig-
keitsprofile beschrieben und systematisiert, die aktuell am
IT-Arbeitsmarkt nachgefragt werden und mittelfristig Be-
stand haben. Um gleichzeitig der Dynamik des IT-Arbeits-
marktes gerecht zu werden, wurde eine offene Struktur
entwickelt, die jederzeit durch neue Profile ergänzt werden
kann. Außerdem wird die Gleichwertigkeit von beruflicher
und akademischer Bildung angestrebt.7

Zur Nutzbarkeit von Erfahrungen
aus dem Kraftfahrzeuggewerbe für
die IT-Branche

Mit der Neuordnung der beruflichen Weiterbildung in der
IT-Branche sollen neuartige Qualifikationsanforderungen
bewältigt und den Beschäftigten Anschlusswege der beruf-
lichen Entwicklung aufgezeigt werden, um so der Branche
qualifizierten Nachwuchs zu sichern. Diese Ziele hat man
im Kraftfahrzeuggewerbe ebenfalls verfolgt, kann sie auf-
grund der oben genannten Umstände jedoch nur teilweise
verwirklichen. Daher liegt die Frage nahe, inwieweit diese
Umstände auch in der IT-Branche existieren und wie sie
sich gegebenfalls überwinden lassen.

Was das Ziel der Bewältigung neuartiger Qualifikationsan-
forderungen angeht, deutet alles darauf hin, dass dies in
der IT-Branche ebenso gut realisiert wird wie im Kraft-
fahrzeuggewerbe. Gewähr hierfür bietet zunächst das Ver-
fahren, das sicherstellt, dass die Struktur der Weiterbildung
sowohl dem aktuellen und als auch dem künftigen Qualifi-
kationsbedarf der Unternehmen entspricht.
Wie nun die Qualität der Weiterbildung gewährleistet wer-
den soll, scheint offenbar Gegenstand weiterer Diskussi-
onen zu sein. Die Aussage, dass die Fortbildung in Bil-
dungspartnerschaften zwischen Betrieben und Bildungs-
einrichtungen auf der Basis von Referenzanwendungen
und Projekten erfolgen soll, wobei die hierfür notwendi-
gen Konzepte und Medien gemeinsam mit Fachinstituti-
onen entwickelt werden,8 deutet auf ein handlungsorien-
tiertes Fortbildungskonzept hin, bei dem die tatsächliche
Befähigung zur Anwendung des Gelernten offenbar durch
die Integration von Projektarbeit (als der in der IT-Bran-
che dominanten Arbeitsform) in die Fortbildung herbeige-
führt werden soll. Dieses wäre äußerst sinnvoll.
Daneben wäre darauf zu achten, dass – wie im Kraftfahr-
zeuggewerbe – nur solche Bildungseinrichtungen zum
Zuge kommen, die jene sachliche und personelle Ausstat-
tung aufweisen, die zur Erzeugung von beruflicher Hand-
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lungskompetenz erforderlich sind. Zu leisten wäre dies
durch eine unabhängige Stelle, die wie der ZDK anhand ei-
nes Kriterienkatalogs die Genehmigung für die Durch-
führung der IT-Fortbildungen zu erteilen hätte. Neben ei-
ner praxisadäquaten Struktur der Weiterbildung und der
Sicherstellung der Fortbildungsqualität ist für die Frage
nach der Bewältigung neuartiger Qualifikationsanforde-
rungen entscheidend, ob in der Abschlussprüfung die in
der Fortbildung zu erzeugende berufliche Handlungskom-
petenz tatsächlich festgestellt wird. Dies dürfte gleichfalls
Gegenstand noch zu führender Diskussionen sein. Ein we-
nig geeignetes Prüfungsinstrument wäre sicherlich die
schriftliche Bearbeitung von Fragenkatalogen. Wesentlich
sinnvoller erscheint es, IT-Fortbildungsprüfungen genauso
handlungsorientiert, d. h. in Bezug zu realen beruflichen
Problemstellungen durchzuführen wie die Abschlussprü-
fungen in der IT-Erstausbildung oder in der Fortbildung
zum Kraftfahrzeug-Servicetechniker.
Die Realisierung des zweiten Zieles der Neuordnung der
IT-Weiterbildung, dauerhaft qualifizierten Nachwuchs zu
gewinnen, ist dann zu erwarten, wenn der angekündigten
Verzahnung der Fortbildungsebenen tatsächlich adäquate
Karrieren in den Betrieben entsprechen. Viel mehr als
durch offizielle Campagnen aller Art nämlich wird die Re-
putation einer Branche von den täglichen Erfahrungen ih-
rer Beschäftigten und deren Äußerungen in gesellschaftli-
chen Zusammenhängen geprägt. Die Gefahr nun, dass sich
die diesbezüglich im Kraftfahrzeuggewerbe aufgedeckten
Defizite auch in der IT-Branche wiederfinden, ist durchaus
gegeben. In der IT-Branche dominieren ebenso wie im
Kraftfahrzeuggewerbe kleinere und mittlere Unternehmen,
in denen es oftmals keine eigenständige betriebliche Ein-

heit gibt, die für Personalarbeit und -entwicklung zustän-
dig sind. Da die Durchführung von Weiterbildungsmaß-
nahmen und der Einsatz von Weiterbildungsabsolventen
für die Betriebe oftmals mit Mehrkosten verbunden sind,
scheinen für Geschäftsleitungen zunächst Personalkonzepte
attraktiv, bei denen nur so viele Mitarbeiter eine Fortbil-
dung erhalten, wie der Betrieb unbedingt benötigt. Die
Risiken einer derartigen „Polarisierung“, wie oben be-
schrieben, dürften hingegen zumeist nur Personalfachleu-
ten bekannt sein.
In der Vereinbarung zwischen IG Metall, Postgewerkschaft,
dem ZVEI und der Telekom wird davon gesprochen, dass
sich die Vereinbarungspartner über geeignete Instrumente
und Projekte zur Unterstützung besonders der mittelstän-
dischen Unternehmen der IT-Branche bei der Umsetzung
des neuen Weiterbildungssystems verständigen. Diese Un-
terstützung müsste m. E. vor allem in Fragen der Personal-,
aber auch der Organisationsentwicklung stattfinden, um
den Unternehmen, die nicht nur im nationalen, sondern
auch im verschärften internationalen Wettbewerb stehen
und zudem rasch wachsen, schmerzhafte Bauchlandungen
zu ersparen. Dazu gehört z. B. die Beratung, welche Fort-
bildungen für die aktuelle Situation, aber auch die künf-
tige betriebliche Entwicklung sinnvoll sind, welche regi-
onalen Bildungsträger solche Maßnahmen durchführen
und welche betrieblichen Referenzanwendungen für die
Fortbildung geeignet sind. Der Unterstützung bedürfen
aber auch Beschäftigte, deren Betriebe nicht bereit sind,
ihre berufliche Weiterentwicklung zu fördern. Last but not
least ist ein hohes Maß an Öffentlichkeitsarbeit notwendig,
um die neugeordnete Weiterbildung bei Betrieben und Be-
schäftigten der IT-Branche bekannt zu machen. 
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� Nach 15 Jahren wird die Ausbildungsord-

nung „Bauzeichner /Bauzeichnerin“ aktuali-

siert und modernisiert und den technischen,

wirtschaftlichen und strukturellen Verände-

rungen der Arbeitswelt angepasst. Das Ver-

fahren begann im Juli dieses Jahres. Die neue

Verordnung wird voraussichtlich 2002 in Kraft

treten und die bis dahin gültige Ausbildungs-

ordnung von 1986 1 ablösen. Welche Verände-

rungen und Innovationen im Bauwesen seit

Erlass der alten Verordnung erfolgt sind und

welche inhaltlichen und strukturellen Konse-

quenzen dies für die Neuordnung der Berufs-

ausbildung mit sich bringt, beleuchtet dieser

Beitrag.

Der Bund-Länder-Koordinierungsausschuss „Ausbildungs-
ordnungen/Rahmenlehrpläne“ stimmte im März 2001 der
Erarbeitung einer neuen Ausbildungsordnung zu. Das BIBB
wurde gebeten, einen Entwurf der Ausbildungsordnung zu
erarbeiten. Die Spitzenverbände der Arbeitgeber- und der
Arbeitnehmerseite haben ihre Sachverständigen benannt.
Beteiligt sind Vertreter der Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt, der Bundesarchitektenkammer, von Inge-
nieur-Büros, von Ausbildungszentren sowie vom Haupt-
verband der Deutschen Bauindustrie. Parallel zu den
Sitzungen des Bundes finden auf der Länderseite Sachver-
ständigensitzungen statt, in denen der schulische Rahmen-
lehrplan des dualen Ausbildungsberufes erarbeitet wird. 

Im Vorlauf dieses Verfahrens wurde vom Bundesinstitut ein
Forschungsprojekt2 durchgeführt, das Grundlagen für die
Neuordnung der Berufsausbildung zum Bauzeichner/zur
Bauzeichnerin zum Inhalt hat. In enger Zusammenarbeit
mit Experten der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer, Vertretern des Bundes und der Län-
der wurden Strukturfragen und Fragen zum Qualifika-
tionsbedarf der zukünftigen Facharbeiter diskutiert. Die
Ergebnisse sind in die Eckdaten der neuen Verordnung ein-
geflossen und werden den Rahmen für die Neuordnungs-
arbeit bilden. Derzeit wird der Abschlussbericht 3 zum
Forschungsprojekt erstellt, in dem die angestrebten inhalt-
lichen und strukturellen Neuerungen dieses Ausbildungs-
berufes dargestellt werden.

Höhere Anforderungen an
die Qualifikation

In den vergangenen Jahren hat sich im Bauwesen vieles
verändert. Vorgefertigte Baugruppen ersetzen einzelne
Bauelemente. Erweiterte Bestimmungen zum Umwelt-
schutz, die Lieferung bereits gebrauchsfertiger Mischung
von Baustoffen und die verstärkte Vergabe von Aufträgen
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an spezialisierte Fremdfirmen sind nur einige Beispiele, die
zum Einsatz neuer Werkstoffe, neuartige Konstruktionen
und Bauformen sowie Verfahren und Verwaltungsabläufe
führen. Zusätzlich gewinnt das rechnerunterstützte Zeich-
nen und Konstruieren zunehmend an Bedeutung. Diese
Entwicklungstendenzen sind Gründe für eine Neuregelung
dieses Berufs gewesen. 

Bundeskanzleramt

Entsprechend komplex und anspruchsvoll ist das Anforde-
rungsprofil des Bauzeichners geworden. Kern der Aufgabe
ist die Erstellung technischer Unterlagen. Der Bauzeich-
ner/die Bauzeichnerin muss aber auch Bauprozesse beglei-
ten und dabei beispielsweise Vermessungen erstellen, ge-
setzliche Bauvorschriften beachten, mit technischen Gerä-
ten umgehen sowie Verwaltungsabläufe und Termine
organisieren und koordinieren können. Es wird ein gutes
räumliches Vorstellungsvermögen verlangt. Bauzeichner
arbeiten meistens im Team und haben extern mit verschie-
denen Gewerken und Bauherren zu tun. Daher sind soziale
Fähigkeiten wie z. B. Kundenorientierung ebenso wichtig
wie die fachlichen Fertigkeiten. Teilweise unterscheidet sich
die Arbeit von Bauzeichnern und (Detail-)Konstrukteuren
nur wenig. Sie übernehmen Schal- und Bewehrungspläne,
kleinere statische Berechnungen und Nachweise sowie
Außenkontakte. Gute Bauzeichner mit langjähriger be-
trieblicher Erfahrung bekommen leicht eine Position als
Konstrukteur/-in angeboten. Dieser Schritt bedeutet eine
Stufe auf der Karriereleiter nach oben. Andere Aufstiegs-
möglichkeiten stehen mit entsprechender schulischer
Vorbildung offen. So erfüllt der Bauzeichner/die Bauzeich-
nerin mit abgeschlossener Berufsausbildung und ent-
sprechenden Jahren an Berufserfahrung die Eingangsvor-
aussetzungen für den Besuch der Staatlichen Techniker-
schule, in der Regel der Fachrichtung Bau oder Umwelt mit
dem Abschluss als staatlich geprüfte(r) Techniker/-in. Die
Berufsausbildung bietet auch eine ausgezeichnete Basis für
ein anschließendes Ingenieurstudium an einer Fachhoch-

schule oder einer Technischen Universität, wenn der Aus-
zubildende die Fachhochschulreife bzw. allgemeine Hoch-
schulreife nachweisen kann. Als Beispiel sei hier die schu-
lische Vorbildung von Auszubildenden in diesem Beruf aus
dem Jahr 1999 angeführt. Die Jugendlichen absolvierten
vor ihrer Lehre zu 38 Prozent das Gymnasium bzw. die
Fachhochschule, zu 37 Prozenet die Realschule, zu 9 Pro-
zent die Berufsfachschule und 11 Prozent die Hauptschule.4

Computer hielt Einzug

Der Umgang mit Informations- und Kommunikationstech-
niken wird heute in nahezu jedem neugeordneten Ausbil-
dungsberuf vermittelt. Dieses war bereits im geringen Um-
fang unter den „Grundlagen der Informationsverarbeitung“
in der alten Ausbildungsordnung aufgeführt, erhält aber
heute aufgrund der technologischen Entwicklung einen
höheren Stellenwert. In diesem Beruf spielt zudem das
rechnerunterstützte Zeichnen und Konstruieren eine be-
sondere Rolle. In den letzten Jahren hat sich das Zeichnen
am Computer bei vielen Architekten und Ingenieurbüros
als Standard durchgesetzt. Neben der Konstruktion und
Zeichnungserstellung können Statik und Berechnungen in
CAD (Computer Aided Design = computergestütztes Ent-
werfen) bearbeitet werden. Die CAD-Programme besitzen
für die entsprechende Branche fachspezifische Konstrukti-
onsmodule, die die Zeichenarbeit erleichtern. Diese Module
beinhalten bestimmte kombinierte Bauteilgruppen wie z. B.
Treppen, Dächer, Einrichtungsgegenstände, Kanalrohre an-
statt einzelner Grundelemente. Für den Zeichner am Bild-
schirm kommt es nicht nur auf sensormotorische Fähigkei-
ten, sondern auch darauf an, Zusammenhänge zu erken-
nen und insbesondere darauf, den Überblick zu bewahren.
Im Vergleich zum Zeichenbrett bildet der Computer nur ei-
nen kleinen Ausschnitt der gesamten Zeichnung ab. Um
die Flexibilität der Ausbildungsbetriebe zu erhalten wird
in den Ausbildungsordnungen generell keine spezielle
Software vorgeschrieben, sondern Ausbildungsinhalte wer-
den technikoffen und verfahrensneutral formuliert. 

In kaum einer Stellenanzeige fehlt heute die Anforderung:
„PC-Kenntnisse werden vorausgesetzt“. Dieses zieht sich
über alle Branchen, unabhängig davon, ob es sich um
kaufmännische oder um gewerblich-technische Berufe
handelt. Auch von dem Bauzeichner/der Bauzeichnerin
verlangt man, dass die Büroorganisation und -kommuni-
kation beherrscht wird. Gerade kleinere Büros sind oft auf
fachlich flexible Auszubildende angewiesen – Fachkräfte
die sowohl im kaufmännischen als auch im zeichnerisch-
konstruktiven Bereich Kenntnisse und Fertigkeiten besit-
zen. 
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Wesentliche Eckwerte der neuen
Ausbildungsordnung

Jedes Bauvorhaben wird sorgfältig geplant. Dabei geht es
nicht nur um die Raumgestaltung oder das äußere Erschei-
nungsbild, sondern auch um öffentlich-rechtliche Rege-
lungen und bautechnische Bestimmungen auf der Basis
städtebaulicher Ordnung. Zur ganzheitlichen Wahrneh-
mung von Arbeitsvorgängen müssen Auszubildende ler-
nen, sich selbstständig zu informieren, Aufgaben zu pla-
nen, Aufgaben durchzuführen und ihre Arbeit zu kontrol-
lieren und zu bewerten. Damit erfolgt in der Ausbildung
eine Orientierung auf alle Elemente einer vollständigen
Arbeitshandlung. Die Vermittlung derart komplexer ganz-
heitlicher Tätigkeiten spiegelt sich in der neuen Ausbil-
dungsordnung in den Positionen5 „Projektübernahme, Leis-
tungserfassung, Arbeitsplan und Arbeitsablaufplan, Büro-
organisation und -kommunikation, Verwaltungsabläufe“
wider. 
In den vergangenen Jahren gewannen qualitätssichernde
Maßnahmen zunehmend an Bedeutung. Daher wird die Po-
sition „Qualitätsmanagement“ in den Katalog der Fertig-
keiten und Kenntnisse neu aufgenommen. Ausgebildete
Bauzeichner sind gehalten, ihre eigenen Arbeitsvorgänge
kontinuierlich selbst zu kontrollieren und gegebenenfalls
zu verbessern. Dieses müssen Auszubildende bereits in der
Ausbildung lernen.

Ein Bauprojekt wird nicht nur aus technischer Sicht ge-
plant und umgesetzt, sondern hat auch den Belangen des
Umweltschutzes und der umgebenden Landschaft zu ent-
sprechen. Die Wichtigkeit des Umweltschutzes wird in der
Ausbildungsordnung unterstrichen, indem sie nun als ei-
genständige Standartqualifikation in die neue Ausbil-
dungsordnung aufgenommen wird und während der ge-
samten Ausbildung in Verbindung mit fachlichen Inhalten
zu vermitteln ist. Inhalte, die über die Standartposition
„Umweltschutz“ hinaus gehen, werden in die entsprechen-
den fachlichen Positionen im Qualifikationskatalog inte-
griert.
Die Pädagogik an den Berufsschulen orientiert sich an den
beruflichen Tätigkeiten und betrieblichen Arbeitsprozessen.
Seit einiger Zeit sieht die Kultusministerkonferenz7 in den
schulischen Rahmenlehrplänen bei allen neu geordneten
Berufen eine Strukturierung in Lernfelder vor. Damit wird
heute in jedem neu geordneten Ausbildungsberuf in der
Regel die sonst übliche Fächertrennung zu Gunsten kom-
plexer Lernfelder aufgehoben. Um den Rahmenlehrplan für
technologische und organisatorische Veränderungen offen
zu halten, werden auch hier die Lernziele in einem ange-
messenen Abstraktionsniveau formuliert.
Ob die bisherige Zuordnung des Ausbildungsberufes Bau-
zeichner/Bauzeichnerin zum Berufsfeld „Bautechnik“ be-
stehen bleibt, wird im Laufe des Neuordnungsverfahrens
anhand der Übereinstimmung der Lernziele des schulischen
Berufsgrundschuljahres (BGJ) und der neuen Lernziele im
betrieblichen Ausbildungsrahmenplan (ARP) des ersten
Ausbildungsjahres geklärt.
Die Praxisphase auf Baustellen – die Bestand der bisheri-
gen Ausbildung war – hat sich bewährt. Zur Unterstützung
des räumlichen Vorstellungsvermögens sammelt der zu-
künftige Bauzeichner/die Bauzeichnerin hier praktische
Erfahrungen und hat dabei Gelegenheit, die verschiedenen
Arbeitsabläufe und Materialien auf einer Baustelle kennen
zu lernen. Mit diesem Hintergrundwissen fällt das Zeich-
nen und Bearbeiten von Unterlagen im Konstruktionsbüro
leichter. Es ist vorgesehen, in der neuen Verordnung wei-
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terhin ein mehrwöchiges Baustellenpraktikum und Bau-
stellenbegehungen festzuschreiben.
Die Ausbildungsdauer wird wie bisher drei Jahre betragen.
Die Ausbildung setzt sich wie üblich aus Grundbildung
und Fachbildung zusammen. Um den Betrieben, Architek-
turbüros und Verwaltungen sowie den Auszubildenden
eine bedarfs- und marktgerechte Ausbildung zu ermög-
lichen, wird die Ausbildungsordnung flexibel gestaltet. Vor-
gesehen ist, die bisherige Ausbildungsstruktur mit ihrer
Gliederung in drei Schwerpunkte zu erhalten. Damit kann
eine schnelle Anpassung an strukturelle und technische
Veränderungen erfolgen. Der erste Schwerpunkt, bislang
mit dem Titel „Hochbau einschließlich raumbildender Aus-
bau“ beschrieben, erhält nun die Bezeichnung „Architek-
tur“. Die weiteren beiden Schwerpunkte betreffen wie
früher den Ingenieurbau und den Tief-, Straßen- und
Landschaftsbau. 

Entsprechend den Schwerpunkten gestalten sich die Ar-
beitsfelder. Im Bereich Architektur werden klassische Häu-
ser (Wohn-, Geschäfts-, Rathäuser sowie Verwaltungs- oder
Schulgebäude) und Inneneinrichtungen behandelt; wäh-
rend im Ingenieurbau das technische Know-how zu
Brücken, Türmen, Stützwänden, Kraftwerken oder Indus-
triebauten im Vordergrund steht. Im Tief-, Straßen- und
Landschaftsbau können Arbeiten zu Straßen oder Wegen,
Kanalbauten, Kläranlagen ebenso wie Unterlagen zur Be-
pflanzung von Gärten von den Auszubildenden gefordert

werden.
Zur Ausbildungsberufsbe-
zeichnung fand man in der
Erörterung zu den Eckdaten
bisher noch keinen Konsens.
Es gibt Tendenzen, die alte
Bezeichnung beizubehalten
wie auch Anregungen, eine
modernere Bezeichnung zu
wählen. Letzteres würde die
Attraktivität dieses Berufes
bei den Jugendlichen stei-
gern. Das BIBB hat den
Auftrag, in den Sachver-
ständigensitzungen wäh-
rend des Neuordnungsver-
fahrens die Berufsbezeich-
nung zu diskutieren, um sie
dann endgültig festschrei-
ben zu lassen. 
Bisher wurde zu folgenden
Eckwerten Übereinkunft er-
zielt:
•  Ausbildungsdauer
•  Struktur der Ausbildung
•  Katalog der Fertigkeiten

und Kenntnisse:

1. Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht
2. Aufbau und Organisation des Ausbildungsbetriebes
3. Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit
4. Umweltschutz
5. Projektübernahme, Leistungserfassung, Arbeitsplan und

Arbeitsablaufplan, Büroorganisation und -kommunika-
tion, Verwaltungsabläufe

6. Umgang mit Informations- und Kommunikationstech-
niken

7. Grundlagen des Bauzeichnens
8. Auswahl und Verwendung von Bau- und Bauhilfsstof-

fen
9. Durchführen von Bauarbeiten, Begleiten von Baupro-

zessen im Hoch-, Aus- und Tiefbau
10. Bestandsaufnahme und Vermessung
11. Rechnergestütztes Zeichnen und Konstruieren
12. Erstellen von Planungs- und Arbeitsunterlagen
13. Qualitätsmanagement und Kundenorientierung

Neuerungen der Berufsbildpositionen gegenüber der alten
Verordnung betreffen insbesondere die Position 3, 5, 9, 11
und 13. Mit dem gesamten Katalog der Kenntnisse und
Fertigkeiten werden sich im Verlauf des Neuordnungsver-
fahrens die Experten inhaltlich im Detail auseinander set-
zen. Erst am Ende des Verfahrens steht die genaue Defini-
tion der Berufsbildpositionen fest, also der Inhalte, die in
der Ausbildung vermittelt werden sollen.

Ausblick

Die Neuregelung der Berufsausbildung zum Bauzeich-
ner/zur Bauzeichnerin wird voraussichtlich am 1. August
2002 in Kraft treten. Betroffen sind derzeit ca. 11.000 Aus-
bildungsverhältnisse. 

Für eine solche Berufsausbildung entscheiden sich bundes-
weit mehr Frauen als Männer. Im Jahr 1999 betrug der
Frauenanteil der auszubildenden Bauzeichner/-innen fast
60 Prozent. Es streben jedoch nur wenige ausländische Ju-
gendliche diese Berufsausbildung an. Ihr Anteil betrug im
Jahr 1999 knapp 4 Prozent. Das Alter der Ausbildungsan-
fänger ist mit durchschnittlich 19,5 Jahre relativ hoch. Es
wird mit dem großen Anteil von Abiturienten in dieser
Ausbildung begründet. Die Erfolgsquote bei der Abschluss-
prüfung im Jahr 1999 wurde mit 90,4 Prozent angegeben.
Durchschnittlich werden die Auszubildenden mit 1.292,-
DM monatlich tariflich vergütet.8 Im bundesweiten Ver-
gleich der Ausbildungsvergütungen ist dieser Betrag relativ
hoch; für das gesamte Bundesgebiet lag der tarifliche Ver-
gütungsdurchschnitt im Jahr 2000 bei 1.085,- DM pro Mo-
nat. 
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Anmerkungen

1 Bekanntmachung der Verordnung über die
Berufsausbildung zum Bauzeichner/zur
Bauzeichnerin vom 17. Februar 1987.
Bundesanzeiger vom 13. März 1987, Jg.
38, Nr. 50 a.

2 BIBB-Forschungsprojekt 3.2006, Grundla-
gen für die Neuordnung der Berufsausbil-
dung zum Bauzeichner/zur Bauzeichnerin.

3 Der Abschlussbericht wird voraussichtlich
Ende 2001 veröffentlicht.

4 Quelle: Statistisches Bundesamt. Einzuse-
hen im Internet unter www.bibb.de – BIBB-
Datenblatt 6420 Bauzeichner/in

5 Der Katalog der Fertigkeiten und Kenntnisse
ist vorläufig und kann sich während des
Neuordnungsverfahrens ändern.

6 Foto entnommen aus: Batran, B. u. a.:
Fachstufen Bauzeichner. Handwerk und
Technik, Hamburg 3. Aufl. 1999, S. 12

7 Vgl. Sekretariat der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland. Handreichungen
für die Erarbeitung von Rahmenlehrplänen
der KMK für den berufsbezogenen Unter-
richt in der Berufsschule und ihre Abstim-
mung mit Ausbildungsordnungen des Bun-
des für anerkannte Ausbildungsberufe.
Stand 15. 09. 2000

8 Quelle: Statistisches Bundesamt. Einzuse-
hen im Internet unter www.bibb.de – BIBB-
Datenblatt 6420 Bauzeichner/-in



� Seit kurzem finden Ausbilderinnen und

Ausbilder ein speziell auf ihre Bedürfnisse zu-

geschnittenes virtuelles Forum zur berufsbe-

gleitenden Weiterbildung „Foraus.de“ im

Internet. Foraus.de dient gleichzeitig als Platt-

form für die Verbesserung des überbetrieb-

lichen Wissenstransfers und Erfahrungsaus-

tausches. Im Beitrag werden ausgehend von

der pädagogischen Intention Aufbau, Struktur

und Inhalte des Forums vorgestellt.

Für das Bildungspersonal sind „Wissen und Erfahrung“
zentraler Qualifizierungsbestandteil. Gehört es doch zu
ihren Aufgaben, sich stets mit neuen Bildungsinhalten,
Vermittlungsansätzen oder veränderten Ansprüchen der je-
weiligen Auszubildendengenerationen auseinander zu set-
zen. Die Arbeitssituation dieser Zielgruppe erfordert es, sie
schnell, arbeitsplatznah, d. h. ohne längere Abwesenheiten
und den damit verbundenen Vertretungssorgen, mit not-
wendigen Informationen zu versorgen. Foraus.de bietet
diese Möglichkeiten.

Knowledge Communities: Informelle
„Räume“ für das Wissensmanagement
und für formelles Lernen 2

Knowledge Communities sind nach unserem Verständnis
integrierte Wissensmanagement- und Bildungssysteme. Es
ist eine mediengestützte und auf dem Internet basierte
Form des Fernlernens und Wissensmanagements zugleich.
Konkret verstehen wir darunter eine interaktive, auf die
Organisation von Gruppen- und Individualkommunikation
optimierte Datenbanktechnologie, die sich in ihren Ausge-
staltungsstrukturen an den Ideen orientiert, wie sie bei-
spielsweise von HAGEL und
ARMSTRONG in ihrem Buch Net-
Gain3 dargestellt werden.

Im Zusammenspiel mit ver-
schiedenen wissenschaftlich
begründeten oder mit experi-
mentellen Erfahrungen unter-
legten Ansätzen zum Themen-
feld mediengestütztes (Fern-)
Lernen4 legitimiert sich die
Idee der Knowledge Commu-
nity und empfiehlt sich als
eine konzeptionelle Basis für
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nologischen Werkzeugen der think-

house GmbH, Moers.1



zukunftsweisende medienbasierte E-Learning- und Wis-
sensmanagementsysteme.
Ziel ist es, eine vergleichsweise homogene Interessenge-
meinschaft zu schaffen, die sich von einem fremd orga-
nisierten Service – mit zunehmender Dauer und kommu-
nikativer Verdichtung – zu einem virtuell konstituierten
„sozialen Organismus“ mit partizipativer Ausprägung ent-
wickelt. Die Aspekte gemeinschaftliches Lernen, Erfah-
rungsaustausch, gegenseitige Hilfe bilden zusammen mit
einschlägigen Informationsbedarfen, die den redaktionel-
len „Input“ in die Community steuern, die Katalysatoren
für die Herausbildung von Gruppen- und Individualbezie-
hungen, die letztlich die virtuelle Community langfristig
stabilisieren. Dieser angestrebte Effekt bildet den Kontra-
punkt zur ansonsten häufig bemerkten Flüchtigkeit und
Fragilität „sozialer Gemeinschaften“ im Netz und schafft
die Voraussetzung, dass sich die Community inhaltlich, or-
ganisatorisch und die Qualität der Sozialbeziehungen be-
treffend entwickeln und differenzieren kann. Eine Gemein-
schaft entsteht, die am Ende nicht nur im herkömmlichen
Sinne lernt, sondern auch untereinander informell kom-
muniziert und sich über einen regen Informations- und Er-
fahrungsaustausch mit den Organisatoren bzw. im infor-
mellen Beziehungsgeflecht gegenseitig hilft und ergänzt.

Die soziotechnische Konzeption einer Community-Platt-
form ist langfristig auf die Herausbildung selbst tragender
Kompetenz- und Wissensnetzwerke ausgerichtet. Know-
ledge Communities tragen u. E. ein großes bildungspoliti-
sches, aber auch kommerzielles Potenzial in sich, das durch
die systematische Einbeziehung vier wesentlicher Ressour-
cen hervorgebracht und gestärkt wird: netzbasierte Kom-
munikations- und Informationstechnologien, Rohstoff
Wissen, Produktivkraft Kommunikation und Humanres-
sourcen Autoren, Moderatoren und Tutoren.
Im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung und des
Wissensmanagements eröffnen Community-Plattformen
Möglichkeiten, neue Formen des Fernlernens respektive Wis-
senstransfers zu gestalten, die eine auf die individuellen
Fähigkeiten und Bedürfnisse der Mitglieder ausgerichtete
dauerhafte berufliche Weiterbildung respektive eine Verbes-
serung inner- und überbetrieblichen Wissenstransfers er-
möglichen. Aus diesem Grund werden in der Knowledge
Community neben didaktisch strukturierten Lernprozessen

im formell organisierten Lernbereich auch informelle For-
men selbst bestimmten Wissenstransfers angeboten. 

www.foraus.de – Ziele, Aufbau und
Struktur

Aufbau und Struktur des virtuellen Forums orientieren sich
am Community-Gedanken. Ziel ist es, Personen mit ähnli-
chen beruflichen Interessen und Erfahrungen zusammen-
zubringen und über gemeinschaftliches Lernen, den Aus-
tausch von Erfahrungen sowie gegenseitige Hilfe eine Aus-
bilder-Interessengemeinschaft zu bilden. Mitglieder der
Gemeinschaft können und sollen sich in die Organisation
und Gestaltung der Community einbringen, indem sie z. B.
Themenvorschläge für neue Lernangebote, Chats oder Fo-
ren unterbreiten, Arbeitsgruppen einrichten oder Erfah-
rungsaustausch anregen. Foraus.de stellt die technischen
Werkzeuge hierfür zur Verfügung und gibt Hilfestellung bei
der Durchführung. 

Foraus.de bietet Ausbildern und ausbildenden Fachkräften
ein dreifaches Angebot:
1. Aktuelle und umfangreiche Informationen zu verschie-

denen Aspekten der Ausbildung. Dazu gehören viele
Praxistipps, Literaturhinweise, Wissenswertes aus der
Ausbildung etc.

2. Die Möglichkeit, sich über das Internet handlungsorien-
tiert weiterzubilden. Dabei werden neun Lernmodule aus
drei Handlungsfeldern der Ausbilder-Eignungsverord-
nung (AEVO) angeboten, die über Foren und Chats ver-
tieft werden können. 

3. Eine Plattform, über die die Mitglieder von foraus.de Er-
fahrungen austauschen, Kontakte knüpfen und über
zentrale Fragen der Berufsausbildung diskutieren kön-
nen.

Die Funktionsbereiche der virtuellen Ausbilder-Community
werden in Abbildung 1 verdeutlicht.
Im Einzelnen lassen sich die Bereiche wie folgt charakteri-
sieren:
1. Der Informationsbereich, in dem zeitnah berufsbildende

Informationen publiziert werden. Dazu gehört eine On-
line-Zeitschrift, in der kurze redaktionelle Beiträge zu
Rubriken wie Medientipps, Neues in der Ausbildung,
Praxistipps veröffentlicht werden. Hinzu kommt die
Bibliothek, in der ausbildungsrelevante Literatur gesucht
werden kann. Zum Dritten gehört hierzu auch der Chat-
bereich, in dem mit Expertenunterstützung in regel-
mäßigen Abständen Informationsveranstaltungen zu
zentralen Fragen in der Berufsausbildung durchgeführt
werden.

2. Der Lernbereich, in dem Lerneinheiten zu berufstypi-
schen Aufgabenstellungen des Ausbildungspersonals
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eingestellt sind, die mit den Handlungsfeldern der neuen
Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) korrespondieren. 
Das zugrunde gelegte Lernkonzept wird am besten mit
dem Begriff „ressource based learning“ umschrieben, bei
dem die Nutzer das verfügbare Selbstlernmaterial im
Wesentlichen eigenständig erarbeiten können. Für Nach-
fragen und ergänzende Informationen oder Hilfestellun-
gen stehen Foren zur Verfügung.

3. Der Kommunikationsbereich, der das gesamte Commu-
nity-System durchzieht. Die Nutzer erhalten damit so-
wohl die Möglichkeit zum Einsatz synchroner als auch
asynchroner Kommunikationsmittel, wie beispielsweise
Online-Messaging, Chat und Foren und mit deren Hilfe
sie mit anderen Community-Mitgliedern Kontakt auf-
nehmen und pflegen können. 

4. Der Präsentationsbereich in Form einer persönlichen
Homepage. Über sie können sich die Mitglieder persön-
lich vorstellen, um damit anderen Communitymitglie-
dern die Möglichkeit zu eröffnen, eine Auswahl interes-
santer Kooperations- und Kommunikationspartner/-in-
nen vornehmen zu können.

5. Dem Bereich der Erfahrungsaustauschgruppen, in dem
sich auf die Initiative einzelner Mitglieder oder von Teil-
gruppen der Mitglieder weitgehend selbst gesteuerte so-
ziale Einheiten bilden können, die mit einem „Werkzeug-

arrangement“ ausgestattet werden, das aus beliebig di-
versifizierbaren Chats und Foren und einer Pinwand be-
steht. Hier erhalten Ausbilderinnen und Ausbilder Gele-
genheit, sich über aktuelle Fragen der Berufsausbildung
auszutauschen, sich gegenseitig Hilfestellung anzubie-
ten, z.B. Ausbildungsmaterialien auszutauschen, auf in-
teressante Unterlagen, Veranstaltungen, Weiterbildungen
etc. hinzuweisen oder neue Kontakte zu knüpfen.

Inhalte virtueller Weiterbildung in
foraus.de

Das Bildungspersonal fragt i. d. R. Bildung dann nach,
wenn es die Situation erfordert, z. B., wenn Fragen oder
Probleme auftreten, neue Aufgaben zu bewältigen sind etc.
Deshalb bietet foraus.de in seinem virtuellen Lernzentrum
aufgaben- und problembezogene Lernmodule an, deren
Themenstellungen typische Aufgaben- und Fragestellun-
gen aus dem Berufsalltag von Ausbilderinnen und Ausbil-
dern behandeln.
Konzeptionelle Basis und Fundstelle für die Themenauswahl
sind die Handlungsfelder der neuen Ausbilder-Eignungs-
verordnung (AEVO).5 Mit dieser Themenauswahl verbunden

Abbildung 1  Struktogramm der Knowledge Community „foraus.de“
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ist, dass Ausbilderweiterbildung sowohl in der neuen AEVO
als auch in foraus.de nach den selben Grundsätzen erfolgt:
handlungsorientiert und praxisbezogen.6

Aus den sieben Handlungsfeldern der AEVO sind für for-
aus.de drei ausgewählt und modulartig aufbereitet worden:
„Am Arbeitsplatz ausbilden“; „Lernen fördern“, „Gruppen
anleiten“ (vgl. Abb. 2). Diese drei Handlungsfelder stehen
im Mittelpunkt jeder Berufsausbildung und sollen deshalb
auch in foraus.de besonders intensiv angeboten werden.

Am Arbeitsplatz ausbilden

Der Arbeitsplatz ist der zentrale Lernort der Berufsausbil-
dung. Er ist jedoch nicht per se zugleich auch Lernort. Ob
am Arbeitsplatz eine systematische Ausbildung stattfindet,
hängt von den Fähigkeiten des Bildungspersonals ab,
Arbeiten und Lernen zu verknüpfen. Um hierfür geeignete
Lernarrangements aufzuzeigen, werden in foraus.de Lern-
module angeboten, die das Ausbilden mit Lernaufträgen,
mit dem Internet sowie mit Leittexten fördern.

LERNAUFTRÄGE FORMULIEREN

Zur Förderung von Handlungsfähigkeit in der Berufsaus-
bildung wird das Ausbilden mit Lernaufträgen empfohlen.
Lernaufträge sind Lernaufgaben, die (meist) schriftlich for-
muliert und nach den sechs Stufen der vollständigen
Handlung bearbeitet werden.7 Aufgabe von Ausbilderinnen
und Ausbildern ist es, Lernen und Arbeiten am Arbeitsplatz
mit einander zu verknüpfen und dafür betriebliche Tätig-
keiten mit Bildungszielen und -inhalten über die Formu-
lierung von Lernaufträgen zu verbinden.

LEITTEXTE

Der Einsatz von Leittexten eignet sich insbesondere für die
Ausbildung am Arbeitsplatz und ist – ebenso wie die Aus-
bildung mit Lernaufträgen – dazu geeignet, selbst gesteu-
ertes Planen, Durchführen und Kontrollieren in der Berufs-
ausbildung zu fördern. Aufgabe von Ausbilderinnen und
Ausbildern ist es, über eine systematische Fragestellung ei-
nen Arbeitsauftrag zu strukturieren und Auszubildende an-
zuregen, die Bearbeitung der Arbeitsaufgabe anhand der
Fragen eigenständig nachzuvollziehen. Die Leittextme-

thode eignet sich besonders für die Vermittlung von ein-
deutig im Ablauf festgelegten Arbeitstätigkeiten (algorith-
mische Strukturen).8

INTERNET

Der Einsatz des Internets ist in vielen Firmen bereits All-
tag; andere werden folgen. Ausbilderinnen und Ausbilder
sollten wissen, wie sie das Internet für die Bearbeitung von
Ausbildungsaufgaben einsetzen. Ziel ist es, Ausbilder an-
zuleiten, Netzkompetenz ihrer Auszubildenden systema-
tisch auszubilden sowie die Fähigkeit zur kritischen Be-
wertung und Einordnung von Informationen im Rahmen
selbst organisierten Lernens zu fördern.

Lernen fördern

Wirtschaftlicher und technologischer Wandel erfordern ein
Lernen und Arbeiten in komplexen Systemzusammenhän-
gen. Hierfür sind Qualifikationen wie z. B. „Denken in Zu-
sammenhängen“ notwendig. Deshalb wird in foraus.de ein
Lernmodul angeboten, der geeignete Lern- und Arbeits-
techniken zur Vermittlung dieser Qualifikationen beispiel-
haft zum Mind-Mapping vermittelt. 
Mind-Mapping fördert strukturelles Denken und hilft, sich
einen schnellen Überblick über komplexe Sachverhalte zu
verschaffen. In Mind-Mapps werden Gedanken in Bildern
und Stichworten festgehalten. Sie werden deshalb auch als
„Landkarten“ des Gehirns bezeichnet.9

LERNERFOLGE

Lernen fördern heißt auch, Misserfolge vermeiden. For-
aus.de bietet hier einen Modul an, der zeigt, wie Lernmoti-
vation über Lernerfolge gefördert und auf diesem Weg
Misserfolg vermieden werden kann. 

LERN- UND VERHALTENSSCHWIERIGKEITEN

Jede Ausbilderin, jeder Ausbilder wird in mehr oder weni-
ger großem Umfang mit Lernschwierigkeiten und/oder Ver-
haltensauffälligkeiten konfrontiert. Deshalb gehören For-
men des Umgangs mit Konflikten in Bildungssituationen
ins Repertoire der Lernangebote von foraus.de. Ausbilder
müssen sich hier grundsätzlich drei Fragen stellen: Wo lie-
gen die Ursachen, was kann ich tun, wo liegen die eige-
nen Grenzen?

Gruppen anleiten

Die Fähigkeit, in Teams zu arbeiten, ist heute eine viel ge-
fragte Qualifikation. Formen der Ausbildung in Teams oder
die Anleitung von Gruppen gehören deshalb in den Tätig-
keitskatalog von Ausbilderinnen und Ausbildern. Gruppen
anleiten findet i. d. R. nicht unmittelbar am Arbeitsplatz
statt, sondern ist ein von Ausbildern geplanter und gesteu-
erter Lernprozess. Es obliegt Ausbildern, Lernziele, Lern-
formen zu planen, Arbeitsaufträge und Medien auszu-
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Abbildung 2  Themenfelder von foraus.de
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wählen und gezielt zum Einsatz zu bringen; foraus.de bie-
tet hier einen Modul „Medieneinsatz“ an. Zum Gruppen-
anleiten gehört es auch, informationelle Inputs an geeig-
neter Stelle zu geben oder Unterweisungen und Einführun-
gen in das infrage kommende Wissensgebiet zu halten.
Deshalb gehören in diesen Aufgabenkomplex nicht nur die
Anleitung zur Gruppenarbeit selbst – siehe Lernmodul
„Moderationsmethode“, sondern auch Formen der Vermitt-
lung von Kenntnissen,10 hierfür ist ein Modul „Vorträge
halten“ eingestellt. 

Lernszenarien in foraus.de

Mit der anwendungsbezogenen Inhalteauswahl der The-
menfelder im Lernzentrum von foraus.de wird das
Anliegen, eine arbeitsplatznahe, internetgestützte Ausbil-
derplattform für Wissensmanagement und Erfahrungs-
austausch zu sein, ebenso unterstützt wie durch den an-
wendungsbezogenen Aufbau der Lernmodule. 
Die Lernmodule in foraus.de sind kurz, selbst erklärend
und können selbstständig ohne Anleitung bearbeitet wer-
den. Alle Module sind verbunden mit einer Literaturliste,
Glossar, E-Mail-Kontakt und einer Linkliste zu weiter-
führenden Informationsquellen. Zu jedem Modul gehört
ein Informations- und Diskussionsforum, das für Fragen,
weiterführende Kontakte und Anregungen bereitsteht.

Der Aufbau der Lernmodule
• ist aufgabenorientiert, d. h. die Themenauswahl erfolgt

entlang typischer Aufgabenstellungen aus dem Berufs-
alltag von Ausbilderinnen und Ausbildern;

• ist modular strukturiert, d. h., jedes Thema wird in einem
Modul angeboten, der für sich verständlich ist und ohne
Bezug zu den anderen Modulen bearbeitet werden kann;

• ist selbstlernstrukturiert, d. h., die Module sind so auf-
bereitet, dass sich die Lernenden mit dem Material ei-
genständig ohne tutorielle Betreuung beschäftigen kön-
nen. Dies setzt voraus, dass das Material einen hohen
Selbsterklärungswert besitzt.

• ermöglicht Onlinebearbeitung, d. h., Lernen erfolgt durch-
gehend netzbasiert. Hierfür werden die Module mit
kurzen informativen Texten und vielen Links, Tipps,
Hinweisen, Downloads zu externen Ressourcen ausge-
stattet, die es dem Nutzer erlauben, die interaktiven
Möglichkeiten des Internets voll auszuschöpfen und
selbst gesteuert aus dem vorstrukturierten Angebot Lern-
inhalt, -tiefe und -umfang zu bestimmen.

Ausblick

Das virtuelle Forum für Ausbilderinnen und Ausbilder im
BIBB wurde im Frühsommer getestet und ging im Sommer
2001 ans Netz. Wenn Sie das Weiterbildungsangebot nut-
zen wollen, Ansprechpartner in der Berufsbildung suchen,
über Neuigkeiten in der Ausbildung informiert werden
wollen, dann nutzen Sie foraus.de. Foraus.de will kein star-
res Angebot unterbreiten, sondern mit den Wünschen und
Bedarfen seiner Mitglieder wachsen. Über gemeinsames
Lernen, Erfahrungsaustausche und Hilfestellung bei Fragen
der beruflichen Aus- und Weiterbildung will foraus.de Per-
sonen in der beruflichen Bildung mit ähnlichen Interessen
und Erfahrungshintergrund zu einer Ausbilder-Interessen-
gemeinschaft entwickeln. Wenn Sie Interesse haben, dann
finden Sie foraus.de im Internet unter www.foraus.de. 
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Abbildung 3  Aufbau der Lernmodule
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� Seit Mitte der Neunzigerjahre schließen die

Tarifparteien in zunehmenden Maße tarifver-

tragliche Vereinbarungen ab, die darauf abzie-

len, die Ausbildungs- und Beschäftigungs-

chancen junger Menschen zu verbessern. Das

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat

eine Auswertung der im Jahr 2000 geltenden

Regelungen zur tariflichen Ausbildungsförde-

rung durchgeführt. Im nachfolgenden Beitrag

werden Strukturen und inhaltliche Schwer-

punkte dieser tariflichen Regelungen vorge-

stellt.

Wie in vielen anderen Tarifbereichen auch, verständigten
sich beispielsweise die Tarifparteien der westdeutschen
Chemischen Industrie in der Tarifrunde 2000 erneut auf
Regelungen zur Ausbildungsförderung. Vereinbart wurde
die Fortführung und der weitere Ausbau der Ausbildungs-
platzinitiative in der chemischen Industrie. In diesem Zu-
sammenhang wurde zugesagt, die 1998 vereinbarte Er-
höhung der Ausbildungsplatzzahl um 5 Prozent bis Ende
2000 zu erfüllen und eine Steigerung um weitere 5 Pro-
zent bis Ende 2002 anzustreben. Insbesondere alle bisher
nicht ausbildenden Betriebe wurden aufgefordert, im In-
teresse der Zukunftssicherung Ausbildungsplätze zur Ver-
fügung zu stellen. Dabei wurde noch einmal der Grundsatz
bekräftigt, dass Ausbildung vor Übernahme geht. Vorgese-
hen wurde außerdem, dass die regionalen „Runden Tische
für Arbeitsmarktfragen“ ihre bisherigen Arbeiten fortset-
zen und alle Initiativen unterstützen, die auf eine Verbrei-
terung des Ausbildungsplatzangebots abzielen. Hierzu
zählt auch das Programm „Start in den Beruf“, durch das
Jugendliche mit geringen Ausbildungsplatzchancen beson-
ders gefördert werden.
Mit dem Tarifabschluss 2000 wurde in der Chemischen In-
dustrie Westdeutschlands auch eine bereits bestehende Re-
gelung über abgesenkte Tarifsätze für Berufsanfänger ver-
längert. Danach werden bei unbefristeten Arbeitsverhält-
nissen im ersten Beschäftigungsjahr nur 95 Prozent der
tariflichen Entgeltsätze gezahlt. Ist die Übernahme aller-
dings nur auf Arbeitsplätzen mit berufsfremden Tätigkeiten
oder in Teilzeitbeschäftigung möglich, gilt der volle Ent-
geltsatz. Soweit Auszubildende nach ihrem Abschluss le-
diglich einen befristeten Arbeitsvertrag erhalten, soll die
Dauer des Arbeitsverhältnisses möglichst nicht weniger als
zwölf Monate betragen. Bei der Wiederbesetzung von Ar-
beitsplätzen, die durch die Altersteilzeitregelung frei wer-
den, sollen vorrangig zur Übernahme geeignete Ausbil-
dungsabsolventen und -absolventinnen berücksichtigt wer-
den.
Dieses Regelungswerk zur tariflichen Ausbildungsförde-
rung aus dem Tarifbereich der  westdeutschen Chemischen
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Industrie ist nicht repräsentativ. Es steht allerdings als be-
sonders umfassende Vereinbarung exemplarisch für eine
Vielzahl anderer, meist weniger umfangreicher tariflicher
Regelungen zur Ausbildungsförderung. Die Bedeutung der
tariflichen Ausbildungsförderung hat insgesamt seit Mitte
der Neunzigerjahre erheblich zugenommen.1 Wichtiger An-
stoß für die Bedeutungszunahme tariflicher Ausbildungs-
förderung waren die Wirtschaftskrise 1992/93 und die in-
dustrielle Strukturkrise, auf die viele Unternehmen mit
massivem Personalabbau und einem rückläufigen Ausbil-
dungsangebot reagierten. Zur gleichen Zeit drängte eine
zunehmende Zahl junger Menschen ins Ausbildungs- und
Beschäftigungssystem. Anfänglich noch regionale Ange-
botsengpässe entwickelten sich ab dem Jahr 1996 zu ei-
nem bundesweiten Defizit in der Ausbildungsbilanz. Eben-
falls Besorgnis erregend war die seit 1993 ansteigende Zahl
arbeitsloser Ausbildungsabsolventen und -absolventinnen.2

Diese dramatische Entwicklung prägte immer stärker die
Tarifpolitik. „1994 wurden erstmals in nahezu allen Bran-
chen Ausbildungs- und Übergangsfragen als regelungsbe-
dürftige Probleme anerkannt und seitdem in Tarifverträ-
gen behandelt.“3 Im Jahr 1996 begann das Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftliche Institut in der Hans-Böckler-
Stiftung (WSI) mit der jährlichen Dokumentation aller je-
weils geltenden tariflichen Regelungen zur Ausbildungs-
förderung.4

Das BIBB hat im Rahmen des Vorhabens „Tarifliche Aus-
bildungsförderung“ die Aufgabe übernommen, auf Grund-
lage der vom WSI angefertigten Dokumentationen in wei-
ter gehenden Analysen Strukturen und Entwicklung der ta-
riflichen Ausbildungsförderung sowie Hinweise zu deren
Wirksamkeit zu untersuchen. Das Vorhaben wird mit Mit-
teln des BMBF durchgeführt. 

Strukturen der tariflichen
Ausbildungsförderung

Erfasste Vereinbarungen und ihre
Geltungsbereiche 

Im Jahr 2000 waren insgesamt 91 Vereinbarungen zur ta-
riflichen Förderung eines ausreichenden Ausbildungsange-
botes und der Übernahme von Ausbildungsabsolventen in
Kraft.5 Die Zahl der Auszubildenden in den Geltungsberei-
chen der Tarifvereinbarungen ist nicht bekannt. Der hohe
Stellenwert der tariflichen Regelungen lässt sich jedoch
daran abschätzen, dass in ihrem Geltungsbereich insgesamt
10,7 Mio. Beschäftigte und damit knapp zwei Fünftel (39
Prozent) der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in
Deutschland vertreten sind. 
Die einzelnen Vereinbarungen zur tariflichen Ausbildungs-
förderung sind in ihrer quantitativen Bedeutung äußerst
unterschiedlich. Dies liegt an dem sektoral und regional

sehr differenzierten Tarifsystem in Deutschland. In insge-
samt rund 300 unterschiedlichen Wirtschaftszweigen gibt
es derzeit aufgrund meist zusätzlicher regionaler Unter-
gliederungen mehr als 1.100 verschiedene Tarifbereiche mit
Flächentarifverträgen.6 Daneben gibt es noch über 6.400
tarifliche Regelungen für einzelne Unternehmen (Haustarif-
verträge).7 Da durch die Flächentarifverträge, die jeweils
für viele Unternehmen gelten, erheblich mehr Beschäftigte
erfasst werden, kommt ihnen insgesamt eine erheblich
größere Bedeutung zu als den Haustarifverträgen. 
Von den 91 verschiedenen Vereinbarungen zur tariflichen
Ausbildungsförderung im Jahr 2000 entfallen 68 auf
Flächentarifbereiche mit 10,1 Mio. Beschäftigten und 23
auf Haustarifbereiche von Einzelunternehmen mit insge-
samt 0,6 Mio. Beschäftigten. 
Sehr viele Regelungen zur tariflichen Ausbildungsförde-
rung sind im Verarbeitenden Gewerbe getroffen (siehe
Übersicht 1) und hier schwerpunktmäßig im Metall- und
Elektrobereich. Relativ stark vertreten ist auch der Dienst-
leistungsbereich, wobei Gebietskörperschaften und Sozial-
versicherungen ein besonderes Gewicht haben.

Der zahlenmäßig größte Teil der Vereinbarungen – insge-
samt 49 – wurde für Tarifregionen bzw. Unternehmen aus-
schließlich in Westdeutschland geschlossen, in deren Gel-
tungsbereichen allerdings nur 2,4 Mio. Beschäftigte vertre-
ten sind. 14 Regelungen gelten ausschließlich für Gebiete
bzw. Unternehmen in den neuen Ländern mit insgesamt
0,5 Mio. Beschäftigten. Von der Größe der Tarifbereiche her
gesehen sind die Vereinbarungen am bedeutendsten, die
für Regionen in den alten und neuen Ländern gemeinsam
bzw. für Unternehmen mit Standorten im gesamten Bun-
desgebiet getroffen wurden; dies betrifft 28 Regelungen
mit insgesamt 7,8 Mio. Beschäftigten. 
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Übersicht 1  Vereinbarungen zur tariflichen Ausbildungsförderung nach Wirt-
schaftszweiggruppen

Wirtschaftszweiggruppe

Energiewirtschaft, 

Wasserversorgung, Bergbau

Verarbeitendes Gewerbe:

Chemie, Mineralöl, Kunststoff

Metall, Elektro

Sonstiges verarbeitendes Gewerbe

Baugewerbe

Handel

Verkehr, Nachrichtenübermittlung

Kreditinstitute, Versicherungen

Sonstige private Dienstleistungen

Gebietskörperschaften, 

Sozialversicherung

Zahl der
Regelungen

12

49

5
12

32

1

7

4

3

8

7

Zahl der Beschäftigten in Mio.

0,2

5,4

0,7
3,6

1,1

0,3

0,7

0,4

0,8

0,2

2,7



Betrachten wir die Ausbildungsbereiche, so wurden die mit
Abstand meisten Vereinbarungen zur tariflichen Ausbil-
dungsförderung im Bereich Industrie und Handel geschlos-
sen. In den Geltungsbereichen der betreffenden 74 Verein-
barungen sind insgesamt 7,4 Mio. Beschäftigte vertreten.
Zehn Regelungen beziehen sich auf das Handwerk bzw. die
Bereiche Handwerk sowie Industrie und Handel gemein-
sam. Ihre Geltungsbereiche umfassen 0,5 Mio. Beschäftige.
Die übrigen sieben Vereinbarungen mit insgesamt 2,7 Mio.
Beschäftigten entfallen auf sonstige Bereiche, insbesondere
den Öffentlichen Dienst.

Inhaltliche Schwerpunkte der
Vereinbarungen 

Bei den tariflichen Regelungen sind zwei Hauptziele zu
unterscheiden: Erstens die Erhöhung bzw. Bestandssiche-
rung der betrieblichen Ausbildungskapazitäten und zwei-
tens die Sicherung bzw. Verbesserung der Übernahme von
Ausbildungsabsolventen in ein Beschäftigungsverhältnis.
Bei den im Jahr 2000 geltenden Vereinbarungen steht das
zweite Ziel eindeutig im Vordergrund (siehe Übersicht 2):
41 Regelungen beziehen sich ausschließlich auf die Über-
nahme von Absolventen und 16 ausschließlich auf die Be-
reitstellung von Ausbildungsplätzen; 34 Vereinbarungen
richten sich auf beide Ziele gleichzeitig. Damit beinhalten
insgesamt 50 Regelungen das Ziel der Verbesserung der
Ausbildungsplatzsituation bzw. Bestandssicherung und 75
Regelungen das Ziel der Verbesserung der Übernahme.

• Ziel: Erhöhung bzw. Bestandssicherung der betrieblichen
Ausbildungskapazitäten

Die Vereinbarungen zum ersten Ziel der tariflichen Ausbil-
dungsförderung beziehen sich größtenteils auf die Ausbil-
dungskapazitäten im gesamten Tarifbereich, die erhöht
bzw. gesichert werden sollen (siehe Übersicht 3). In vielen
dieser Vereinbarungen sind konkrete Festlegungen bezo-

gen auf den Tarifbereich
enthalten, wie z. B. die Ge-
samtzahl der Ausbildungs-
plätze um einen festen Pro-
zentsatz bzw. um eine abso-
lute Zahl zu erhöhen, eine
bestimmte Ausbildungs-
quote zu erreichen oder die

erreichte hohe Ausbildungskapazität beizubehalten. Sehr
häufig ist allerdings auch eine Steigerung der Ausbil-
dungskapazitäten im Tarifbereich vereinbart, ohne den ge-
nauen Umfang der Erhöhung zu bestimmen. Einige wenige
Regelungen, die nur von geringer quantitativer Bedeutung
sind, beinhalten ausschließlich eine Entlastung aller Aus-
bildungsbetriebe im Tarifbereich durch abgesenkte bzw.
„eingefrorene“ Ausbildungsvergütungen, die zu einer Stei-
gerung bzw. dem Erhalt der Ausbildungsleistungen beitra-
gen sollen. 
Erheblich seltener ist die Regelungsart, bei der im Rahmen
von Flächentarifverträgen die einzelnen Betriebe im Tarif-
bereich besonders motiviert werden sollen, zusätzliche
Ausbildungsstellen zur Verfügung zu stellen. Hierbei sind
finanzielle Entlastungen für den einzelnen Ausbildungsbe-
trieb vorgesehen, sofern dieser eine bestimmte Bedingung
im Hinblick auf seine Ausbildungsleistung erfüllt, z. B. die
Zahl der Ausbildungsplätze um einen bestimmten Prozent-
satz steigert, eine festgelegte Ausbildungsquote erreicht
oder erstmalig ausbildet. In wenigen Fällen ist die Entlas-
tungsmöglichkeit an eine Erhöhung der Ausbildungskapa-
zitäten geknüpft, deren Umfang jedoch nicht festgelegt ist.
Die Entlastung der jeweiligen Betriebe besteht fast immer
darin, die Ausbildungsvergütungen kürzen zu können.

• Ziel: Sicherung bzw. Verbesserung der Übernahme von
Ausbildungsabsolventen

Drei von vier der insgesamt 75 Regelungen zur Übernahme
von Absolventen beinhalten eine konkrete Übernahmever-
pflichtung für die Ausbildungsbetriebe im Tarifbereich
(siehe Übersicht 4). Nur relativ wenige Regelungen sehen
hierbei allerdings eine unbefristete Übernahme in ein Be-
schäftigungsverhältnis vor. In einem (sehr kleinen) Tarif-
bereich werden die Auszubildenden – je nach Berufszu-
gehörigkeit – zum Teil unbefristet und zum Teil befristet
übernommen. In den mit Abstand meisten Tarifbereichen
ist eine zeitlich befristete Übernahme aller Auszubildenden
- überwiegend für  mindestens zwölf Monate – vereinbart. 
Die grundsätzliche Übernahmepflicht ist allerdings meist
durch Ausnahmeregelungen wieder eingeschränkt. So müs-
sen die Betriebe ihre Auszubildenden oft nur dann über-
nehmen, wenn ihre wirtschaftliche Lage es zulässt bzw.
wenn sie nicht über Bedarf ausgebildet haben. Teilweise
kommen akzeptable Prüfungsergebnisse als Anforderung
hinzu. In einigen Fällen ist die Übernahmeverpflichtung
auch geknüpft an die persönliche Eignung und zum Teil
an die Mobilitäts- oder Flexibilitätsbereitschaft der Ausbil-

38 BWP 5/2001

Übersicht 2  Vereinbarungen nach den Hauptzielen der tariflichen Ausbildungs-
förderung 

F A C H B E I T R A G
Förderung

besonders der

Übernahme

Reglungsinhalte

Ziel 1
Erhöhung/Bestandssicherung 

der Ausbildungskapazitäten

Ziel 2
Sicherung/Verbesserung 

der Übernahme von
Ausbildungsabsolventen

Ziel 1 und Ziel 2
gleichzeitig

Zahl der
Regelungen

16

41

34

Zahl der Beschäftigten 
in Mio.

Hauptziele

0,5

4,4

5,8

Ziel 1:
50 Regelungen

6,3 Mio. Beschäftigte

Ziel 2:
75 Regelungen

10,2 Mio. Beschäftigte



dungsabsolventen. Manchmal sind z. B. auch kleinere Be-
triebe von der Übernahmeregelung ausgenommen.
In 19 Tarifbereichen wurden an Stelle einer konkreten
Übernahmeverpflichtung andere, weniger verbindliche Re-
gelungen getroffen (siehe Übersicht 4). So ist beispielsweise
häufiger eine größere Übernahmebereitschaft zugesichert,
ohne jedoch hierzu Näheres festzulegen. Auch gibt es Ver-
einbarungen, durch Altersteilzeitregelungen frei gewordene
Stellen mit Ausbildungsabsolventen zu besetzen. In meh-
reren Tarifbereichen sollen Betriebe ausschließlich über ab-
gesenkte Eingangslöhne bzw. -gehälter motiviert werden,
verstärkt Ausbildungsabsolventen einzustellen.

• Grundsatz „Ausbildung geht vor Übernahme“
Von den insgesamt 34 Regelungen, die sowohl die Er-
höhung bzw. Bestandssicherung der Ausbildungskapazitä-
ten als auch die Sicherung bzw. Verbesserung der Über-
nahme von Ausbildungsabsolventen zum Ziel haben, be-
inhalten elf Vereinbarungen (Geltungsbereich: 4,1 Mio.
Beschäftigte) den Grundsatz: „Ausbildung geht vor Über-
nahme“. Die betreffenden Tarifparteien betonen damit den
grundsätzlichen Vorrang, Jugendlichen eine qualifizierte
Ausbildung zu ermöglichen, auch wenn im Ausbildungs-
betrieb keine Übernahmeperspektive besteht.

• Generelle finanzielle Entlastung der Betriebe
Um den Betrieben die vereinbarten Ausbildungs- bzw.
Übernahmeleistungen zu erleichtern, ist häufiger auch eine
gewisse finanzielle Entlastung vorgesehen. Insgesamt bein-
halten 27 Regelungen (Geltungsbereich: 1,6 Mio. Beschäf-
tigte) Kostenerleichterungen für alle Ausbildungsbetriebe.8

Meist ist hierbei eine generelle Kürzung bzw. verzögerte Er-
höhung der Ausbildungsvergütungen oder eine Absenkung
der Einstiegslöhne bzw. -gehälter für Ausbildungsabsolven-
ten um bis zu 10 Prozent vereinbart. Eine Regelung bietet
die Möglichkeit, Betriebsvereinbarungen zur Absenkung der
Löhne und Gehälter der Beschäftigten abzuschließen, wenn
Ausbildungsabsolventen übernommen werden. Eine andere
Regelung sieht die Zahlung eines Bildungsbeitrags durch
jeden Arbeitnehmer im Tarifbereich vor. 

• Vereinbarungen von Gesprächsrunden
In sechs Tarifbereichen wurde über die vorangehend
beschriebenen Regelungen hinaus die Einrichtung bzw. die
Fortsetzung von Runden Tischen bzw. Arbeitskreisen ver-
einbart (Geltungsbereich: 0,9 Mio. Beschäftigte). Dort
sollen weitere Gespräche bzw. Verhandlungen der Tarifver-
tragsparteien über die Förderung der Ausbildung geführt
werden.

• Verbindlichkeitsgrad der Vereinbarungen
Entscheidend für die Wirksamkeit der Vereinbarungen zur
tariflichen Ausbildungsförderung ist ihr Verbindlichkeits-
grad. Dieser reicht von der tarifrechtlich verbindlichen Re-
gelung bis hin zu bloßen Appellen oder Empfehlungen der
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Übersicht 3  Vereinbarungen zum Ziel 1 „Erhöhung/Bestandssicherung der
Ausbildungskapazitäten

Übersicht 4  Vereinbarungen zum Ziel 2 „Sicherung bzw. Verbesserung der
Übernahme von Ausbildungsabsolventen“

Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze
bzw. Bestandssicherung bezogen auf den

gesamten Tarifbereich

41 Regelungen – 5,8 Mio. Beschäftigte

Entlastung des einzelnen Ausbildungs-
betriebs unter der Bedingung einer

bestimmten Ausbildungsleistung

9 Regelungen – 0,5 Mio. Beschäftigte

Steigerung der Ausbildungsplätze 
in einem festgelegten Umfang

9 Regelungen – 0,8 Mio. Beschäftigte

Steigerung der Ausbildungsplätze 
ohne festgelegten Umfang

20 Regelungen – 2,0 Mio. Beschäftigte

Beibehalten der erreichten
Ausbildungskapazitäten

9 Regelungen – 3,0 Mio. Beschäftigte

nur Entlastung 
der Ausbildungsbetriebe

3 Regelungen – 0,02 Mio. Beschäftigte

Entlastung bei genau festgelegtem
Umfang der Ausbildungsleistung

7 Regelungen – 0,4 Mio. Beschäftigte

Entlastung ohne genau festgelegten
Umfang der Ausbildungsleistung

2 Regelungen – 0,1 Mio. Beschäftigte

Ziel 1:
50 Regelungen

6,3 Mio. Beschäftigte

Konkrete Verpflichtung zur Übernahme 
von Ausbildungsabsolventen 

in ein Beschäftigungsverhältnis

56 Regelungen – 8,8 Mio. Beschäftigte

Weniger verbindliche
Regelungen zur Übernahme
von Ausbildungsabsolventen

19 Reg. – 1,5 Mio. Besch.

unbefristete Übernahme 

7 Regelungen
0,4 Mio. Beschäftigte

keine erkennbare
Einschränkung 

16 Reg. – 0,9 Mio. Besch.

teilweise unbefristete,
teilweise befristete

Übernahme 

1 Reg. – 0,1 Mio. Besch.

nur wenn nicht über
Bedarf ausgebildet,

wenn wirtschaftliche
Lage es zulässt

24 Reg. – 3,9 Mio. Besch.

befristete Übernahme 
für mindestens 
zwölf Monate

31 Reg. – 7,4 Mio. Besch.

nur bei akzeptablem
Prüfungsergebnis, wenn
wirtschaftliche Lage es

zulässt

4 Reg. – 3,2 Mio. Besch.

befristete Übernahme 
für mindestens 
sechs Monate

17 Reg. – 0,9 Mio. Besch.

nur bei persönlicher
Eignung und z. T. Mobi-
lität bzw. Flexibilität

6 Reg. – 0,6 Mio. Besch.

sonstige Einschrän-
kungen, z. B. nur ab

bestimmter Betriebsgröße

6 Reg. – 0,2 Mio. Besch.

Zusicherung einer größeren
Übernahmebereitschaft
ohne genauere Festlegung

8 Reg. – 0,5 Mio. Besch.

Vereinbarung, durch
Altersteilzeit freiwerdende

Stellen für Übernahme 
zu nutzen

2 Reg. – 0,6 Mio. Besch.

Vermittlung nicht
übernommener Auszu-

bildender durch
Arbeitgeberverband

1 Reg. – 0,03 Mio. Besch.

nur Absenkung 
der Einstiegslöhne 

bzw. -gehälter 
zur Übernahmeförderung 

8 Reg. – 0,3 Mio. Besch.

Ziel 2:
75 Regelungen

10,2 Mio. Beschäftigte

EinschränkungenÜbernahmedauer



Tarifvertragsparteien an die Unternehmen (siehe Übersicht
5). Bei den Regelungen zur Erhöhung bzw. Bestandssiche-
rung der Ausbildungskapazitäten haben Absichtserklärun-
gen der Tarifvertragsparteien bzw. der Arbeitgeberseite so-
wie Appelle bzw. Empfehlungen der Tarifvertragsparteien
an die Unternehmen den größten Stellenwert. Verbindliche
tarifliche Vereinbarungen und Tarifzusagen der Unterneh-
men im Tarifbereich sind dagegen von deutlich geringerer
quantitativer Bedeutung. Einige Regelungen sehen lediglich
eine finanzielle Entlastung der Ausbildungsbetriebe vor.
Bei den Vereinbarungen zur Sicherung bzw. Verbesserung
der Übernahme haben verbindliche tarifliche Regelungen
und Tarifzusagen der Unternehmen eine ebenso hohe
quantitative Bedeutung wie die eher unverbindlichen Ab-
sichtserklärungen, Appelle oder Empfehlungen der Tarif-
vertragsparteien. Einige Regelungen beinhalten auch hier
ausschließlich eine finanzielle Entlastung der Betriebe.

Resümee

Die Bedeutung der tariflichen Regelungen zur Ausbil-
dungsförderung hat seit Mitte der Neunzigerjahre erheb-
lich zugenommen. Im Ausbildungskonsens des Bündnisses
für Arbeit bekräftigten die Sozialparteien ihre Absicht, die-
ses Instrument auch weiterhin intensiv zu nutzen.9 Aller-
dings fällt auf, dass die bisher getroffenen Regelungen zur
Förderung eines ausreichenden Ausbildungsangebotes
überwiegend einen eher unverbindlichen Charakter haben.
Hingegen ist die Übernahme von Ausbildungsabsolventen,
wie im eingangs geschilderten Beispiel der Chemischen In-
dustrie, in vielen Fällen verbindlich geregelt. Jedoch gilt
hierbei oft das Prinzip: „Keine Regel ohne Ausnahme“. 

Aus der Perspektive der ausbildungsplatzsuchenden Ju-
gendlichen bzw. der Auszubildenden ist die durch die ta-
riflichen Vereinbarungen verbesserte Aussicht auf einen
Ausbildungsplatz bzw. einen anschließenden Arbeitsver-
trag bei näherer Betrachtung nicht ganz ungetrübt. Für sie
sind mit der tariflichen Ausbildungsförderung oft auch
Nachteile verbunden. Hervorzuheben ist hier insbesondere
der häufiger vereinbarte Verzicht auf das volle tarifliche
Entgelt für Berufsanfänger, der auch aus Sicht gewerk-
schaftlicher Tarifpolitik nicht unproblematisch sein dürfte.
Zudem stellt sich die Frage, welche Perspektiven die oft ge-
troffenen Regelungen zu einer zeitlich befristeten Über-
nahme für einen erfolgreichen Start ins Erwerbsleben
tatsächlich bieten. 

Zur Wirksamkeit tariflicher Ausbildungsförderung gibt es
bislang nur wenige Informationen.10 Die Dokumentation
der Regelungen gibt hierüber kaum Aufschluss. Allerdings
lässt der meist geringe Verbindlichkeitsgrad der Regelun-
gen auf eine eher eingeschränkte Wirkung schließen. Wei-
terreichende Hinweise zur Wirksamkeit sollen durch Fall-
studien gewonnen werden, die im Rahmen des Vorhabens
in diesem Jahr in exemplarisch ausgewählten Tarifberei-
chen durchgeführt werden. 
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Ziel 1:
Erhöhung/Bestandssicherung der

Ausbildungskapazitäten

Ziel 2:
Sicherung/Verbesserung der Übernahme

von Ausbildungsabsolventen

Verbindliche tarifliche Vereinbarung

12 Regelungen – 0,5 Mio. Beschäftigte

Tarifzusage der Unternehmen 
des Tarifbereichs

8 Regelungen – 0,2 Mio. Beschäftigte

Absichtserklärung der Tarifvertrags-
parteien bzw. der Arbeitgeberseite

11 Regelungen – 3,5 Mio. Beschäftigte

Appelle bzw. Empfehlungen der
Tarifvertragsparteien an die Unternehmen

16 Regelungen – 2,0 Mio. Beschäftigte

nur Regelung zur finanziellen Entlastung
der Betriebe

3 Regelungen – 0,02 Mio. Beschäftigte

Verbindliche tarifliche Vereinbarung

32 Regelungen – 4,9 Mio. Beschäftigte

Tarifzusage der Unternehmen 
des Tarifbereichs

7 Regelungen – 0,1 Mio. Beschäftigte

Absichtserklärung der Tarifvertrags-
parteien bzw. der Arbeitgeberseite

7 Regelungen – 0,1 Mio. Beschäftigte

Appelle bzw. Empfehlungen der
Tarifvertragsparteien an die Unternehmen

21 Regelungen – 4,8 Mio. Beschäftigte

nur Regelung zur finanziellen Entlastung
der Betriebe

8 Regelungen – 0,3 Mio. Beschäftigte

Verbindlichkeitsgrad



� Die IuK-Technologien erweitern die techni-

schen Möglichkeiten mediengestützten Ler-

nens am Arbeitsplatz. Formale, nonformale

und informelle Lernformen können damit

besser arbeitsplatznah realisiert werden. Mit

der Entwicklung entsprechender Lern- und

Medienkonzepte stellt sich erneut die Frage,

wie Arbeiten und Lernen vereinbart werden

können. Lernen Einzelner in Organisationen,

Organisationslernen und Organisationsent-

wicklung stehen in einem Wechselverhältnis,

das bei der Einführung und Umsetzung von

Lern- und Medienkonzepten in Arbeitszusam-

menhänge zu berücksichtigen ist. Im Beitrag

werden diese Zusammenhänge dargestellt

und erste Schlussfolgerungen für mögliche

Entscheidungshilfen zur Einführung von

E-Learning in Arbeitszusammenhänge vorge-

stellt. 

Selbstlernzentren

Die Einrichtung von Selbstlernzentren geht bis in die 60er-
Jahre zurück. Bereits 1965–67 wurde z. B. am damaligen
Edelstahlwerk Freital unter Führung der Technischen Uni-
versität Dresden ein Theoretisches Zentrum eingerichtet.
Dem Zentrum wurden mehrere Funktionen zuteil. Einer-
seits waren das lehrergeführte Lernprozesse (Unterweisun-
gen, Unterricht), andererseits selbst gesteuertes Lernen in
Form von Erfahrungsaustausch, Nutzung programmierter
Unterweisungen und anderer Printmedien. Ein entschei-
dendes Ausstattungskriterium war das Streben „nach ei-
nem Maximum an Griffbereitschaft“ im Zugang auf Bil-
dungsmedien; es ging um die Ermöglichung der „Selbstbe-
dienung mit dem wissenschaftlichen Werkzeug“. Die
funktionale Idee des Theoretischen Zentrums wurde als
eine „Verflechtung von Forschung, Produktion und Bil-
dung“ beschrieben. Heute würde man dies mit dem Begriff
„Wissensmanagement“ beschreiben.“1

Ähnliche Versuche fanden etwa zeitgleich in Westdeutsch-
land statt. Doch diese Selbstlernzentren, in denen Lernpro-
gramme in Buchform, Sprachlehranlagen und später auch
computergestützter Unterricht Anwendung fanden, führten
nur selten zum erwarteten Erfolg.2

Gegenwart und Zukunft: Lernende
Unternehmen

Ende der 80er-Jahre wird im Kontext sich immer schneller
vollziehender Innovationszyklen deutlich, dass Bildung im
Betrieb als integraler Bestandteil komplexer Veränderungs-
prozesse „lernender Unternehmen“3 verstanden werden
muss. Das Konzept des Lernenden Unternehmens ist ein er-
neuter Versuch, Lernen in Arbeitsprozesse zu integrieren.
Was macht Lernende Unternehmen aus? – FISCHER nennt
vier Kernelemente, die seiner Ansicht nach das lernende
Unternehmen charakterisieren sollten:
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• Unmittelbare Rückkopplungen von Handlungsergebnis-
sen,

• Etablierung kontrollierter Selbstorganisation,
• Integration von Arbeiten und Lernen und
• Austausch von Wissen und Erfahrung im Betrieb4

Wissensmanagement ist Konzeptbestandteil des Lernenden
Unternehmens. In diesem Kontext erfährt das Lernen eine
erweiterte Bedeutung: Es geht nicht nur um die Anpassung
der individuellen Qualifikation an die sich verändernden
Qualifikationsanforderungen einzelner Arbeitsplätze, son-
dern, wie auch bei den Selbstlernzentren der 60er-Jahre,

um die Teilhabe an der Orga-
nisationsentwicklung des Un-
ternehmens. Arbeit, Bildung
und Organisationsentwicklung
rücken enger zusammen. Or-
ganisationsstrukturen müssen
in einem Lernenden Unterneh-
men so gestaltet sein, dass sie
diese Art des Lernens ermögli-
chen und provozieren. Die

Möglichkeit der Mitgestaltung ist ein entscheidendes Krite-
rium für die Motivation der Mitarbeiter, an diesem Prozess
teilzunehmen. Doch diese Motivation alleine reicht nicht
aus. Wissensmanagement heißt Wissenstransfer in beide
Richtungen – hin zum einzelnen Mitarbeiter und weg vom
Mitarbeiter hin zum Kollegen oder in das „Zwischenlager“
einer Datenbank im Sinn einer Wissensdokumentation. Das
bedeutet aus Sicht des Facharbeiters die Preisgabe von
„Experten- und Herrschaftswissen“. 
Verbunden damit ist für ihn die mögliche Angst vor Ar-
beitsplatzverlust. Das ist ein ganz entscheidender Punkt.
Beteiligt er sich nicht an diesem Austauschprozess, schei-
tert das Lernende Unternehmen. In diesem Konflikt steckt
der Facharbeiter: Motivation zur Mitgestaltung auf der ei-
nen, Verlust an Expertenwissen auf der anderen Seite.
Scheitert das Wissensmanagement, bedeutet das für das
Unternehmen Verlust an Wettbewerbsfähigkeit. Für den
Facharbeiter kann das auf Dauer ebenfalls Arbeitsplatzver-
lust bedeuten. Zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und
der Qualifikation des Mitarbeiters und im Interesse des Un-
ternehmens muss er deshalb – langfristig und objektiv be-
trachtet – an dem Wissensmanagementprozess teilnehmen.
Diese Einsicht muss dem Mitarbeiter vermittelt werden. Ein
Element Lernender Unternehmen wird sein, dass man  dazu
„lernförderliche technische Systeme im Arbeitsprozess zur
Verfügung stellt – seien es Arbeitssysteme mit tutoriellen
Eigenschaften oder auch ausgesprochene Lernsysteme“.5 Sie
sind dort von Bedeutung, wo direkter Wissensaustausch
nicht möglich ist oder nicht ausreicht. Es geht darum, Wis-
sen zu speichern, es bereitzustellen und über zeitliche und
örtliche Distanzen auszutauschen bzw. zu vermitteln. Der
Auftrag der Bildungstechnologieforschung ist es, dafür
entsprechende konzeptionelle Grundlagen zu entwickeln. 

Neue Möglichkeiten der
Bildungstechnologie: E-Learning
und Lernplattformen

Im Gebrauch sind gegenwärtig zwei unterschiedliche De-
finitionen von E-Learning: Die eine versteht E-Learning als
Oberbegriff computergestützten Lernens und schließt com-
putergestützte Simulationen, multimediale, telemediale und
netzgestützte Lehr- und Lernformen ein.6 Die andere richtet
sich auf internetgestütztes Lernen.7 Ausgehend von ver-
wandten, gebräuchlichen Anglizismen wie z. B. e-com-
merce und e-business, stehen diese Begriffe für internet-
gestützte Anwendungen, so dass diesem Verständnis fol-
gend, E-Learning als netzgestütztes Lernen verstanden
wird. 
Warum ist E-Learning gegenwärtig so gefragt? Erstens
sind es die technischen Möglichkeiten, die von den Anbie-
tern vollständig vermarktet werden wollen. Im Bildungs-
bereich eröffnet sich für Software-Entwickler ein neuer
Markt. So lagen die Umsatzerwartungen in den USA laut
IDC (International Data Cooporation) im E-Learning-Markt
1999 bei $1.1 Mrd. und werden voraussichtlich für 2003
auf $11.4 Mrd. steigen.8

Zweitens erwarten die Unternehmen, die E-Learning ein-
setzen, Rationalisierungspotenziale u. a. dadurch, dass Mit-
arbeiter für Fortbildung nicht mehr im herkömmlichen
Maße von der Arbeit freigestellt werden müssen. Sie er-
warten außerdem, dass der wachsende Leidensdruck, der
daraus resultiert, dass spezielle Qualifikationsbedarfe mit
herkömmlicher, organisierter Fortbildung im Hinblick auf
Inhalt, Zeitpunkt und Organisationsform nicht genügend
bedient werden können, mit E-Learning gemindert wird. 
Drittens können sich Rationalisierungspotenziale dadurch
ergeben, dass durch E-Learning neue Inhalte schnell einer
breiten Zahl von Nutzern zugänglich gemacht werden, die
Möglichkeit der Wissensspeicherung gegeben und der In-
formationsaustausch über Distanzen möglich ist. 
Als Nachteile traditioneller Lernformen im Vergleich mit
E-Learning werden z. B. von einem amerikanischen Anbie-
ter benannt:

Grenzen traditioneller Trainings- und Fortbildungsmaß-
nahmen innerhalb des Unternehmens hinsichtlich:
• zu organisierender Räume und qualifizierten Lehrperso-

nals im Verhältnis zu den sich rasch ändernden Qualifi-
kationsbedarfen;

• der Kosten für die Herauslösung der Mitarbeiter aus dem
Produktionsprozess und der Unterbringung am Lernort;

• der Messbarbarkeit des Lernerfolgs und der Verwertbar-
keit des Gelernten in der Arbeit.

Grenzen traditioneller Trainings- und Fortbildungsmaß-
nahmen für den einzelnen Teilnehmer:
• Die Kursinhalte sind nicht auf die Lernbedürfnisse des

Einzelnen zugeschnitten.
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• Die Lerninhalte sind eher fachsystematisch und weniger
problemorientiert (nicht situationsbezogen) organisiert.9

Die Nachteile sind natürlich relativ. Es ist keineswegs
zwangsläufig, dass der Lernerfolg von E-Learning für das
Unternehmen besser messbar ist als bei traditionellen Fort-
bildungsmaßnahmen. Genauso ist nicht garantiert, dass die
Inhalte des E-Learnings passgenau für den Anwender sind.
Dem Anwender ist es zunächst freigestellt, sich die Inhalte
auszuwählen. Gerade das macht Probleme, wie selbst ein
Protagonist des E-Learnings kürzlich eingestehen musste:
„In vielen Unternehmen keimt mittlerweile Skepsis auf, ob
das Lernen im Internet wirklich den erwarteten Nutzen
bringt. Die Angebote sind häufig unübersichtlich und Pla-
nung bzw. Verwaltung der Lerninhalte äußerst unzurei-
chend. Die Folge: Der Effizienzgewinn durch E-Learning
wird zunehmend infrage gestellt. Und die Akzeptanz durch
die Mitarbeiter droht dabei verloren zu gehen.“10 Bestätigt
scheint diese Sorge um die Akzeptanz durch eine kürzlich
veröffentlichte Befragung von 300 Großunternehmen, von
denen 62 Prozent die Nutzerakzeptanz als Engpass bei der
Einführung von E-Learning benennen.11

Man wird künftig einfach nicht davon ausgehen dürfen,
dass E-Learning das Medium für alle Gelegenheiten ist,
sondern dass es spezifische Merkmale hat, die für bestimm-
te Lernbedarfe von Vorteil sind. Es kann sein, dass in einer
Arbeitssituation ein Bedarf besteht, der durch E-Learning
bedient werden kann (learning on demand). Man wird aber
immer wieder organisierte Formen des Lernens integrieren,
um z. B. Inhalte zu systematisieren, zu relativieren und
nicht zuletzt auch, um den Lernfortschritt zu erfassen.
Neue apparative Medien wie Multimedia, CD-ROM und In-
ternet müssen nicht zwangsläufig neue mediendidaktische
Konzepte im Sinne der pädagogischen Gestaltung der
Lernmedien mit sich bringen. Was beim E-Learning
tatsächlich neu ist, ist – ähnlich wie schon bei der Einfüh-
rung von Multimedia - die zunehmende Kombination ver-
schiedener medialer Elemente und – zusätzlich - die orts-
unabhängige Navigation und Kommunikation in einem vir-
tuellen Raum zum Zwecke des Selbstlernens, also zunächst
ohne Trainer oder Lehrer. Um hier einen Rahmen zu schaf-
fen, entstehen gegenwärtig Lernplattformen. Bildlich aus-
gedrückt, wird dabei ein Teil der freien Natur des Internets
eingezäunt, kultiviert, mit Wegen und Orientierungsmar-
ken versehen und geordnet. Ein Teil des Internets wird
pädagogisch gestaltet (vgl. Abb. 1).  
Mit dem E-Learning ist die Möglichkeit entstanden, den
realen Lernverband, die Lerngruppe, aufzulösen, um ihn
anschließend wieder „virtuell“ zusammenzubringen. Ein-
zellernen und Gruppenlernen können so scheinbar belie-
big oft wechseln. Der Lernplatz ist zeitlich und örtlich frei
wählbar. Einzige Voraussetzung ist ein Computer mit ei-
nem Internetanschluss. Der Lernplatz kann scheinbar prob-
lemlos an den Arbeitsplatz verlegt werden. Ob dabei feste
Lernbausteine mit einer vorgegebenen didaktischen Struk-

tur, mit definiertem Inhalt und Zielstellung, z. B. als Leit-
text, oder lediglich Einzelinformationen, die frei zugäng-
lich und als Hypertext angelegt sind, den Inhalt bestim-
men, ist zunächst offen. Möglicherweise erfolgt das Lernen
auch im Rahmen von Diskussionsforen. E-Learning er-
möglicht das Lernen in drei miteinander mehr oder weni-
ger verbundenen Zusammenhängen (Abb. 2).
Typisches Beispiel für eine solche Lernplattform ist das im
Aufbau befindliche und in diesem Heft vorgestellte Forum
für Ausbilder und Ausbilderinnen www.foraus.de (siehe
Beitrag S. 31).

Greift man den im vorangegangenen Abschnitt dargestell-
ten Gedanken wieder auf, dass man zur Realisierung Ler-
nender Unternehmen lernförderliche technische Systeme
im Arbeitsprozess zur Verfügung stellt – seien es Arbeits-
systeme mit tutoriellen Eigenschaften oder auch ausge-
sprochene Lernsysteme, so beschreibt E-Learning genau
diese Systeme. Unter diesem Aspekt ist E-Learning ein
Instrument zur Organisationsentwicklung in Lernenden
Unternehmen. 
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Abbildung 2  Richtungen des E-Learning

Abbildung 1  Elemente einer Lernplattform
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mittels Computer und

Software

Kommunikative Umset-
zung über Datenbank,
Intranet und Internet

Anwender
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Lernmodule
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Knowledge Management



Beitrag der Bildungstechnologiefor-
schung zum E-Learning in Lernenden
Unternehmen

Bildungstechnologieforschung hat zwei Funktionen: Zum
einen untersucht sie die pädagogische Gestaltung von Me-
dien, zum anderen deren systematischen Einsatz. 
So hat die Bildungstechnologieforschung bezogen auf das
E-Learning ebenfalls zwei Aufgaben zu erfüllen:

• Erstens geht es um die innere Gestaltung der Lernme-
dien. – Wie ist E-Learning pädagogisch zu gestalten?
Welche Lernziele und Inhalte sind z. B. am Lernort Ar-
beitsplatz mittels E-Learning umsetzbar? Welche E-Lear-
ning-Formen bilden sich heraus usw.

• Zweitens geht es um die Rahmenbedingungen, unter de-
nen E-Learning genutzt wird. – Wie müssen Arbeitsplatz-
umgebungen gestaltet und organisiert sein, um Lernen
am Arbeitsplatz mit Medien zu ermöglichen? Wie kann
in diesem Umfeld der Lernerfolg gemessen werden? Wie
kann Lernen ermöglicht und gesteuert werden? 

Gegenwärtig haben wir eine Situation, in der durch me-
diale Werkzeuge im Sinne von apparativen IT-Medien
einschließlich bestimmter Software-Tools ein breites Spek-
trum an Möglichkeiten für die lernförderliche Ausgestal-
tung der Arbeitsplätze vorhanden ist. Die Bildungstechno-
logieforschung hat in diesem Zusammenhang den Auftrag,
zu untersuchen, wie man diese neuen apparativen Medien
didaktisch und wirtschaftlich sinnvoll einsetzt. Es geht um
die Lernpotenziale der neuen Medien, speziell des E-Lear-
nings, vor dem Hintergrund der Kosten-Nutzen-Relation.

Hier gibt es nach wie vor Defizite. Laut einer kürzlich vor-
gelegten Studie werden von Betrieben, die E-Learning be-
reits nutzen, Kostenfaktoren als nicht ausschlaggebend be-
urteilt. Kosten-Nutzen-Relationen bleiben zumeist kaum
abschätzbar. Ferner wird die Qualität der meisten CBT/WBT
als sehr kritisch beurteilt, bei den Lernenden wird eine
mangelnde Selbstlernfähigkeit festgestellt, und entschei-
dende Hinderungsfaktoren werden in der nicht ausrei-
chenden Qualität der betrieblichen Lernkultur erkannt.12

Lernpotenziale der neuen Medien, so sie denn existieren,
können sich dann nicht ausreichend entfalten. 

Heute zeichnet sich ab, dass zwar die Notwendigkeit des
Lernens in der Arbeit allgemein akzeptiert ist, doch die
breite Umsetzung scheitert vielerorts an massiven Hinder-
nissen. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn es sich bei
der beabsichtigten Zielgruppe um Facharbeiter handelt. In
Unternehmen ist diese Klientel, obwohl als Mitarbeiter im-
mer wieder von Veränderungsprozessen und von dem da-
mit einhergehenden Wandel der Qualifikationsanforde-
rungen betroffen, meist nicht aktiv in Veränderungspro-
zesse involviert und wird eher vor vollendete Tatsachen
gestellt: Die Mitarbeiter werden von den immer komplexer
werdenden Veränderungen tangiert, ohne genügend an
Veränderungsprozessen beteiligt zu sein. Das führt auf-
grund von Unklarheiten, Unsicherheiten und Ungewisshei-
ten zunehmend zu Handlungsbarrieren, sowohl bei den
Mitarbeitern als auch bei den Führungskräften. Gerade be-
triebliche Veränderungsprozesse sind es aber, die Lernen
erforderlich machen. 
Veränderungen können vielgestaltig sein: Neue Produkte,
neue Technik oder aber auch veränderte Organisationsfor-
men und Führungsstrategien. Aus Sicht der Facharbeiter
sind diese Veränderungen in den meisten Fällen von außen
bestimmt. So wird von dieser Gruppe Veränderung häufig
als Bedrohung und Verunsicherung erlebt, egal ob es sich
um technologische, organisatorische oder produktverän-
dernde Maßnahmen handelt. Sich auf die neue Situation
einzustellen, ist für sie eine Zwangsmaßnahme. Oft fehlen
ihnen organisatorische und zeitliche Freiräume, um sich
mit neuen Situationen vertraut zu machen, sich mit Ver-
änderungen zu identifizieren und ihr Know-how anzupas-
sen. Trotz objektiven Lernbedarfs fehlt es dann an der Mo-
tivation. Das „lernende Unternehmen“ funktioniert nicht.
Um dies zu umgehen, muss, wie bereits weiter oben ver-
deutlicht, die Entwicklung von E-Learning-Konzepten in
die Organisationsentwicklung eingebunden sein und E-
Learning am Arbeitsplatz als Maßnahme zur Organisati-
onsentwicklung verstanden werden. Um also apparative
Medien als lernförderliche Gestaltungselemente am Ar-
beitsplatz zu integrieren, erfordert das einen ganzheitlichen
mit der Organisations- und Unternehmensentwicklung ab-
gestimmten Ansatz.

Ein ganz wesentliches Merkmal des E-Learning ist es, dass
der Lernende ohne direkte Lehrer- oder Trainerführung
Lernen als vollständige Handlung vollzieht. Dem Charak-
ter nach ist E-Learning weniger ein von Lehrenden gesteu-
ertes Trainieren und Schulen und mehr ein aktives, selbst
bestimmtes Lernen, das von den Lernenden ausgeht. Diese
Lernprozesse im Zusammenhang mit neuen Medien sind
jedoch nur wenig untersucht. Vertiefte Kenntnisse über
Lernpotenziale – gemeint sind Lernbedarfe, Lernchancen
und Lernwirksamkeit – des Lernens in der Arbeit, speziell
des E-Learnings, fehlen. Diese Kenntnisse sind aber eine
weitere Voraussetzung, will man Aufwand und Nutzen des
E-Learnings beurteilen und optimieren.
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Notwendig sind Instrumente und Kriterien, anhand derer
der Einsatz neuer Medien an Arbeitsplätzen geprüft und
entschieden werden kann. Zur Entscheidung ist ein Ver-
gleich der vorgefundenen Situation mit dem Nutzenpoten-
zial der neuen Medien erforderlich. Dazu gehört auch ein
Kosten-Nutzen-Vergleich. Im Falle der positiven Entschei-
dung benötigt man ferner Kriterien, die bei der Implemen-
tation zu berücksichtigen sind. Es geht dabei neben tech-
nischen Voraussetzungen vor allem um die Vorbereitung
der Mitarbeiter sowie um die Anpassung der Arbeitsumge-
bungen und Arbeitsorganisation.

Problembeschreibung als Ausgangs-
punkt künftiger Untersuchungen

Folgende drei Problemkreise lassen sich zusammenfassen:

• Die Machbarkeit und der mögliche Nutzen des E-Lear-
nings am Arbeitsplatz ist noch immer zu wenig unter-
sucht: In welchen Zusammenhängen ist E-Learning ge-
genüber anderen Medien(-konzepten) aus didaktisch-
methodischer Sicht und aus Kosten-Nutzen-Gründen
überlegen? – Es fehlt an methodischen Werkzeugen, um
Betriebe für den Einsatz von E-Learning kompetent be-
raten zu können und ihnen damit Entscheidungshilfen
für die Planung entsprechender Medien an die Hand zu
geben.14

• E-Learning am Arbeitsplatz ist Bestandteil des Organi-
sationsentwicklungsprozesses. Diese Wechselwirkung
wird noch nicht ausreichend bei der Konzipierung ent-
sprechender Lösungen berücksichtigt. E-Learning-Lö-
sungen werden gegenwärtig eher „neben die Organisa-
tion“ und nicht in die Organisation gestellt.

• Es gibt nicht näher definierte Grenzwerte in Bezug auf
die Kosten-Nutzen-Relation des E-Learning. Das hängt
mit der Schwierigkeit zusammen, dass sich der Nutzen,
sprich die Lerneffekte, nur schwer messen und quantifi-
zieren lassen.

Die Gefahr, dass E-Learning am Arbeitsplatz, ähnlich wie
die anfangs genannten Selbstlernzentren der 60er-Jahre,
scheitert, ist nicht von der Hand zu weisen. Zur erfolgrei-
chen Einführung und Umsetzung von E-Learning sind Ent-
scheidungshilfen notwendig, die sich an folgenden Kriteri-
enbündeln orientieren: 

1. Organisationskriterien: Ist die Nutzung von E-Learning
im Kontext der Arbeitsumgebung realisierbar?

2. Didaktisch-methodische Kriterien: Ist E-Learning ge-
eignet und anderen Lernformen und Medien überlegen?

3. Kosten-Nutzen-Kriterien: Ist E-Learning gegenüber an-
deren Lernformen wirtschaftlicher?

Am Bundesinstitut für Berufsbildung wird an der Entwick-
lung solcher Entscheidungshilfen gearbeitet.15 Weitere ver-
wandte Projekte am BIBB befassen sich mit der Qualitäts-
bewertung und der Umsetzung computergestützten Lernens
für bestimmte Beschäftigungsfelder und Branchen.16
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Bericht über die Sitzung 2/2001
des Hauptausschusses 
am 20. Juni 2001 in Bonn

GUNTHER SPILLNER

Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung
hatte auf seiner zweiten Sitzung im Jahr 2001 unter ande-
rem über die neue mittelfristige Forschungsplanung und
über ein Konzeptionspapier des Bundesinstituts zur Inter-
nationalisierung der beruflichen Bildung zu beraten.

Mit der Vorlage einer neuen „Mittelfristigen Forschungs-
planung“ will das Bundesinstitut den Dialog mit seinen
Partnern in Politik, Wissenschaft und Praxis über seine
Forschungsarbeiten und über seine Vorstellungen künftiger
Berufsbildungsforschung intensivieren. Das vorgelegte
Programm ist die erforderliche Fortschreibung und zu-
gleich Neufassung der bislang gültigen Forschungs-
prioritäten.

Das mittelfristige Forschungsprogramm, das in dieser Form
das Forschungsprofil des Instituts für die nächsten Jahre
dokumentiert, wird sich dynamisch weiterentwickeln. Ein-
mal im Jahr wird in einem gemeinsamen Forschungskol-
loquium mit dem Forschungsunterausschuss des Haupt-
ausschusses der Anpassungs- und Überarbeitungsbedarf
geprüft. Künftige Forschungsergebnisse und neue Erkennt-
nisse der Berufsbildungsforschung – auch außerhalb des
Bundesinstituts – werden hiermit kontinuierlich aufge-
nommen und integriert. Damit wird ein jeweils aktueller
Begründungszusammenhang auch für neue Forschungs-
perspektiven geschaffen.

Mit dieser Konzeption werden gleichzeitig sowohl die
Abstimmungsprozesse innerhalb des Instituts als auch im
Forschungsausschuss gestrafft. Der Diskussion von For-

schungsergebnissen wird ein höherer Stellenwert zukom-
men als bisher. Von besonderer Bedeutung sind dabei auch
Fragen zur Umsetzung und Vermarktung der Forschungs-
ergebnisse, d. h. des Ergebnistransfers, sowie Schlussfolge-
rungen für die Aktualisierung und Modifikation des mit-
telfristigen Forschungsprogramms.

Der Hauptausschuss beschließt das mittelfristige For-
schungsprogramm des Bundesinstituts für Berufsbildung in
der vorgelegten Fassung einstimmig. Es wird ins Internet
eingestellt und in Broschürenform veröffentlicht werden.

Das im Auftrag des Bundesbildungsministeriums vom Bun-
desinstitut erarbeitete Konzeptionspapier zur Internati-
onalisierung der beruflichen Bildung wird von allen Bän-
ken als gute Diskussionsgrundlage für die weitere interna-
tionale Arbeit des Bundesinstituts gewürdigt. Seine Inhalte
sollen aber noch im Einzelnen einer intensiven Analyse
unterzogen werden. Besonders wichtig sei es, neben Bera-
tung und kooperativem Austausch unser Berufsbildungs-
system für andere transparent zu machen. Im Übrigen
stelle die Konzeption keine Neuorientierung dar, sondern
sei vielmehr eine Fortschreibung der bewährten Prinzipien
der internationalen Arbeit des Bundesinstituts. Zwischen
Arbeitnehmern, Ländern und Bund herrscht Einigkeit dar-
über, dass ein solches Konzeptionspapier geeignet sei, das
Profil des Bundesinstituts im internationalen Bereich zu
schärfen, und dass auf seiner Grundlage über personelle
und finanzielle Ressourcen nachgedacht werden müsse.
Das Konzeptionspapier wird von allen Bänken eingehend
geprüft, das Ergebnis dieser Beratungen in die kommende
Sitzung des Ständigen Ausschusses 5/2001 am 21. Septem-
ber eingebracht, damit dort über den Entwurf des Konzep-
tionspapiers abschließend beraten und Beschluss gefasst
werden kann.

Frau Pahl, stellvertretende Vorsitzende des Hauptausschus-
ses und Beauftragte des Bundes, informiert mit Bezug auf
die letzte Sitzung des Ständigen Ausschusses über den
Stand der Entscheidungsfindung innerhalb der Bundesre-
gierung zum In-Kraft-Treten der Verordnung zur Berufs-
ausbildung Kosmetiker/-in. Es bestehe innerhalb der Bun-
desregierung keine Einigkeit darüber, die Verordnung un-
befristet in Kraft zu setzen, wie dies die Sozialparteien
übereinstimmend und mit Nachdruck – auch im Hinblick
auf den Meinungsstand im Bündnis für Arbeit, Ausbildung
und Wettbewerbsfähigkeit –  fordern. Ein Kompromissvor-
schlag des Bundeswirtschaftsministeriums als Verord-
nungsgeber sehe nun ein unbefristetes In-Kraft-Treten in
zwei Jahren, zum 1. August 2003, vor. Nach zum Teil hef-
tiger Debatte beschließt der Hauptausschuss als Empfeh-
lung an die Bundesregierung, die Verordnung über die
Berufsausbildung zum Kosmetiker/zur Kosmetikerin unbe-
fristet und unverzüglich, möglichst noch zum 1. August
2001, in Kraft zu setzen.
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Der Hauptausschuss beschließt einstimmig, die neuen For-
schungsprojekte 1.3004 –„Beitrag von regionalen Netz-
werken (RN) zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit im
deutsch-französischen Vergleich“– und 3.3011 – „Stützung
des beruflichen Erfahrungslernens durch virtuelle Kompe-
tenzzentren“– in das Forschungsprogramm aufzunehmen.

Im weiteren Verlauf diskutiert der Hauptausschuss über die
Aufnahme von IT-Qualifikationen in alle neuen und zu
modernisierenden Ausbildungsordnungen. Hierüber besteht
ein gewisser Dissens zwischen den Beauftragten der Ar-
beitgeber einerseits und dem Bund als Verordnungsgeber
sowie den Beauftragten der Arbeitnehmer andererseits.
Nach deren Auffassung sind IT-Qualifikationen grundsätz-
lich in allen Berufsausbildungen zu vermitteln. Die Arbeit-
geber vertreten die Meinung, IT-Grundkenntnisse müssten
bei Bewerbungen als Allgemeinbildung grundsätzlich vor-
ausgesetzt werden können, die Ausbildungsordnungen
sollten darüber hinaus, wo erforderlich, berufsspezifische
IT-Qualifikationen enthalten. Sie verwahrten sich gegen
eine IT-Standardberufsbildposition.

Im Hinblick auf das Ende der laufenden Amtsperiode des
Hauptausschusses und seiner Unterausschüsse am 31. Au-
gust 2001 fasst der Hauptausschuss einstimmig den Be-
schluss, dass die Unterausschüsse über den Zeitpunkt des
Endes ihrer Amtszeit hinaus ihre Sitzungstätigkeit wahr-
nehmen können, bis neue Unterausschüsse durch den neu
konstituierten Hauptausschuss eingesetzt werden.

Der Vorsitzende beschließt die Sitzung mit einer besonde-
ren Würdigung aller mit Ende der Amtszeit ausscheiden-
den Mitglieder des Hauptausschusses. Er dankt ihnen im
Namen des Hauptausschusses für ihre Arbeit und ihr En-
gagement, verbunden mit den besten Wünschen für ihre
weitere berufliche und persönliche Zukunft. 

Realistische Berufsperspektiven durch
Assessment-Verfahren

LOTHAR MÜLLER-KOHLENBERG, ULRICH SCHMIDT,  GABRIELE

WALTER

� Um junge Menschen bei ihrer individuellen

Berufs- und Bildungswegplanung zu unterstüt-

zen und um mit ihnen leistungsadäquate

Berufsperspektiven zu entwickeln, wurden

klassische Assessment-Verfahren auf die

Bedürfnisse dieses Klientels abgestimmt. Prak-

tisch erprobt wurde dieses neue Orientierungs-

verfahren erstmals im Bezirk des Arbeitsamtes

Bergisch Gladbach mit ca. 50 Jugendlichen und

unter Beteiligung des BIBB evaluiert.

Hintergrund dieses Modellprojektes war die erschreckend
hohe Zahl an Ausbildungsabbrüchen. Über 40 Prozent der
Ausbildungsabbrüche erfolgen aufgrund unzureichender
Vorstellungen über Anforderungen des gewählten Berufes
und über persönliche Kompetenzen. Durch eine systemati-
sche Erfassung der Potenziale Jugendlicher und eine Kon-
frontation mit dem Arbeitsalltag im Rahmen eines projekt-
orientierten Assessments können die Jugendlichen sowohl
mehr über ihre eigenen Stärken und Schwächen erfahren
als auch die Anforderungen verschiedener Berufsfelder
praktisch und hautnah kennen lernen.
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Individuelle Kompetenzprofile statt
Auswahlverfahren

Anders als bei den üblicherweise von Unternehmen bei
ihren Personalauswahlverfahren eingesetzten Assessments
erhalten hier sämtliche Teilnehmerinnen und Teilnehmer
jeweils eine differenzierte bildungsdiagnostische Potenzi-
alanalyse mit konkreten Bildungs- bzw. Berufswegpers-
pektiven. Diese Kompetenzprofile umfassen sowohl inter-
und intrapersonelle Kompetenzen (Verhaltensdimensionen)
als auch kognitive Potenziale. Die Kompetenzprofile kön-
nen  bei der betrieblichen Auswahl von Bewerberinnen
und Bewerbern um die Besetzung freier Ausbildungsplätze
als wertvolle, weil zuverlässige Grundlage herangezogen
werden, soweit dies von dem/der Teilnehmer/-in ge-
wünscht wird.

Zielgruppe und Kompetenzentwicklung

Der Berufsfindungsprozess im Übergang von der Schule in
den Beruf ist für viele jungen Menschen mit einer lähmen-
den Orientierungs- und Ziellosigkeit verknüpft. Hier soll
die Teilnahme am Assessment nachhaltige Planungshilfe
zum Entwickeln realisierbarer Bildungs- und Berufsper-
spektiven leisten. Mit einem Zeitaufwand von insgesamt
sechs Tagen für Gespräche, Tests, individuelle Arbeitspro-
ben und Gruppenaufgaben erreichen die Teilnehmer ein
hohes Maß an Strukturierung und nachhaltiger Klärung ih-
rer individuellen Entscheidungssituation. In berufsbezoge-
nen Kontexten werden fachliche und soziale Kompetenzen
systematisch beobachtet und analysiert, um das Entschei-
dungsverhalten des Jugendlichen nachhaltig zu fördern. So
werden berufsfeldspezifische Dimensionen wie Arbeitsor-
ganisation und Sorgfältigkeit durch Fachexperten beob-
achtet, berufsfeldübergreifende Dimensionen wie Kommu-
nikationsfähigkeit, Konfliktfähigkeit und Teamfähigkeit
werden durch ein geschultes Beobachterteam erfasst.

Methodenvielfalt

Die abschließende Gesamtauswertung stützt sich auf Er-
gebnisse von kognitiven Testverfahren („Eligo“), auf die
Beobachtungswerte von jeweils zwei geschulten Beobach-
tern/-innen (Stichwort „Intersubjektivität“) sowie auf be-
rufsbezogene Bewertungen von Arbeitsproben durch Fach-
anleiter/-innen als Sachverständige. Mithilfe der systema-
tisch strukturierten und doch in sich abwechslungsreichen
Breitbanddiagnostik wird eine hohe prognostische Validität
angestrebt, die die Ergebnisse der Berufsberatungsge-
spräche in wesentlicher Weise ergänzt und absichert.
Entscheidungsoptimierung mittels Kompetenzprofil bedeutet:
• Abstimmung individueller Wunschvorstellungen mit

persönlichen Leistungspotenzialen
• Abstimmung individueller Wunschvorstellungen mit be-

rufsspezifischen Anforderungsprofilen (Berufseignung)
• Abstimmung individueller Wunschvorstellungen mit der

Angebotsstruktur des Arbeitsmarktes (Auswahlkriterien)
• Vermeidung von Fehlentscheidungen in Bezug auf die

Berufswahl

Kooperationspartner und Förderer

Für die Entwicklung und weitere Optimierung des aufwän-
digen Projektes ist die Einbindung in ein Netzwerk von
verlässlichen Kooperationspartnern in der Region ent-
scheidend: Das Assessment wurde nur möglich durch ei-
nen engen Verbund mit der örtlichen Kreishandwerker-
schaft, der Industrie- und Handelskammer, der Berufsbe-
ratung und dem Psychologischen Dienst des Arbeitsamtes,
den Berufs-Kollegs, dem BIBB und der Landesregierung
NRW, die die grundlegenden Entwicklungsarbeiten im Rah-
men des Programmes IBA (Information – Beratung – Ak-
quisition) gefördert hat. 
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Abbildung 2  Leistungspotenzialanalyse (LPA) durch projektorientiertes
Assessment

Abbildung 1  Modellprojekt C-BOLA (Centrum für berufliche Orientierung und
Leistungsanalyse)
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KIBB – Kommunikations- und
Informationssystem Berufliche
Bildung
Verbesserung des Wissensmanagements
in der beruflichen Bildung

BETTINA EHRENTHAL, KORNELIA RASKOPP, KLAUS TROLTSCH,

JOACHIM G.  ULRICH

� Ein „Kommunikations- und Informations-

system Berufliche Bildung“ (KIBB) für Exper-

ten der Bildungsverwaltung und -forschung

soll es ermöglichen, sich mit gezielten Anfra-

gen an einen festen Kreis von qualifizierten

Mitarbeitern zu wenden, welche die zur

Beantwortung erforderliche Recherche über-

nehmen und die gewonnenen Informationen

rasch und adressatengerecht aufarbeiten.

Zugleich soll KIBB den internetgestützten Wis-

sensaustausch unter den Experten fördern. 

Moderne Informations- und Telekommunikationstechniken
haben zu einer explosionsartigen Vermehrung von Infor-
mationsangeboten und -anforderungen geführt. Aber we-
der die Diversifikation der Angebote noch die Form ihrer
Präsentation sichern alleine die Umsetzung in konkretes,
problemlösungsorientiertes Wissen.1 Zudem stoßen auch
die modernen IT-Techniken an Grenzen der Wissensaus-
schöpfung, insbesondere wenn es sich um implizite Wis-
sensbestände (Erfahrungswissen von Experten, Auswer-
tungsmöglichkeiten von empirisch erhobenen Daten u. Ä.)
oder um komplexe Informationsanforderungen handelt, die
eine kombinierte Nutzung unterschiedlicher Informations-
arten und -quellen erforderlich machen.

Geeignete Informationsquellen ausfindig zu machen, sie
aufzubereiten, dabei gegebenenfalls auch dafür zu sorgen,
dass implizit vorliegende Informationen in explizit nutz-
bare Informationen umgewandelt werden – all dies benö-
tigt ein anspruchsvolles und zuverlässiges Informations-
und Wissensmanagement. In vielen Unternehmen und Ver-
waltungen werden komplexe, IT-gestützte Wissensmana-
gementsysteme installiert, da viele Mitarbeiter bei ihrer
Arbeit zunehmend auf neue Informationsbestände zurück-
greifen müssen und nicht die Zeit für eigene Recherchear-
beit aufbringen können. Dies muss durch speziell qualifi-
ziertes Personal geschehen. Damit werden die Mitarbeiter
zu einem wichtigen Scharnier zwischen Wissenserzeugern,
Wissensverwaltern und Wissensnutzern.

Auch im Bereich der beruflichen Bildung führt der rasche
Wandel in Technik und Wirtschaft zu stetig kürzeren In-
novationszyklen. Dies stellt die Bildungsverwaltung vor
neue Herausforderungen. In immer geringeren Zeitabstän-
den müssen mehr Informationen mit wachsendem Kom-
plexitätsgrad möglichst rasch abgerufen und verarbeitet
werden. Zwar existiert eine Reihe von Einrichtungen, die
Informationen zur beruflichen Bildung erarbeiten. In der
bisherigen Zuordnung von Bildungsforschung und Bil-
dungsverwaltung fehlt es allerdings bislang an einer fach-
kompetenten Schnittstelle, die einen zügigen und pass-
genauen Austausch der erforderlichen Informationen si-
chert und fördert.
Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie werden zurzeit die
Möglichkeiten untersucht, die Wissensausschöpfung im Be-
reich der beruflichen Bildung durch den Aufbau eines
Kommunikations- und Informationssystems Berufliche Bil-
dung für Experten (KIBB) substanziell zu verbessern.

Mögliches Leistungsportfolio von KIBB

Personen, die sich professionell mit Fragen der beruflichen
Bildung beschäftigen, wenden sich mit Informationsanfra-
gen unmittelbar an einen festen Kreis von qualifizierten
KIBB-Mitarbeitern. Die erforderlichen Informationsrecher-
chen werden dann auf der Basis klarer Absprachen und ei-
nes Regelwerks zur Zusammenarbeit zeitnah, problemori-
entiert und adressatengerecht durchgeführt. Als Recher-
chebasis dienen nicht nur gängige Informationsquellen wie
Datenbanken, Internet, Litera-
tur und sonstige „künstliche“
Informationsträger, sondern
auch das noch nicht in Veröf-
fentlichungen dokumentierte
Fachwissen von Experten. An-
fragen können im persönli-
chen Kontakt, telefonisch,
über E-Mail oder sonstige Te-
lekommunikationseinrichtun-
gen erfolgen. 
Ein weiterer Aufgabenkreis der
KIBB-Mitarbeiter besteht da-
rin, die internetgestützte Kom-
munikation zwischen Experten
der beruflichen Bildung vor-
anzutreiben. Als Kommunika-
tionsplattform sollen ins-
besondere Foren (Pin-Boards)
sowie Chats fungieren. Dies
dient zudem der Erweiterung des Expertenkreises und der
Beantwortung komplexer Anfragen, die nur im direkten
Austausch von (impliziten) Fachkenntnissen erarbeitet wer-
den können. 
Die Attraktivität und Nutzungshäufigkeit des KIBB im In-
ternet soll weiterhin dadurch gefördert werden, dass neben
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statt.



den kommunikativen Möglichkeiten in begrenzter Form
Basisinformationen bereitgestellt werden. Möglichst alle
Anfragen an KIBB und die diesbezüglichen Rechercheer-
gebnisse sollen zur Verstetigung der Wissensbestände ar-
chiviert werden, im Internet nachlesbar sein und letztend-
lich zur Entlastung bei der Informationsrecherche führen.
Zu den Basisinformationen zählen beispielsweise auch le-
xikalische, nach detaillierten Sachbegriffen gegliederte
Linkleisten, die den Nutzer mit immer aktuellen Informati-
onsquellen im Netz verbinden. 

Personalwirtschaftliche und organisatorische
Aspekte 

Die definierten Aufgabenkreise von KIBB erfordern auf
Seiten der Mitarbeiter ein breites und hochwertiges Quali-
fikationsprofil. Unabdingbar sind nicht nur grundlegende
Kenntnisse im Bereich der beruflichen Bildung oder über-
durchschnittliche Fähigkeiten bei der Informationsrecher-
che und -präsentation, vielmehr müssen sich die KIBB-Mit-
arbeiter auch als „Kommunikationsmanager“ verstehen
und die hierzu notwendigen Schlüsselqualifikationen mit-
bringen. Angestrebt wird, KIBB in das BIBB einzugliedern
und für eine organisatorische Anbindung zu sorgen, wel-
che die notwendige Selbstverantwortung der KIBB-Mitar-
beiter fördert. 

Grundsätze der Machbarkeitsstudie 

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie sollen Umfeld und Be-
dingungen zum Aufbau von KIBB geklärt und in Abhän-
gigkeit der Ergebnisse ein Konzept erarbeitet werden, wie
KIBB schrittweise aufgebaut werden und als ein leistungs-,
lern- und anpassungsfähiges Dienstleistungssystem im
BIBB bestehen kann. 
Damit wird die Frage nach der informationellen und kom-
munikativen Vernetzung zwischen den Mitarbeitern des
BIBB und des KIBB aufgeworfen. Das BIBB wird als wich-
tigste Informationsquelle für die KIBB-Mitarbeiter in sei-
ner Arbeits- und Informationsorganisation nicht unberührt
bleiben. Deshalb ist es unabdingbar, dass KIBB die Unter-
stützung der BIBB-Mitarbeiter findet, die spezifischen Be-
dingungen der fachlichen Arbeit im BIBB berücksichtigt
werden, die Zusammenarbeit nach klaren Regeln erfolgt
und Nutzen für die Arbeit des Instituts insgesamt und für
den einzelnen Wissenschaftler stiftet. 

Methodischer Ansatz der Machbarkeitsstudie

Die Machbarkeitsstudie, die das Zentrum für Evaluation
und Methoden (ZEM) an der Rheinischen-Friedrich-Wil-
helms Universität Bonn übernommen hat, wird nach den
Grundsätzen der Aktions- bzw. Modus-2-Forschung2

durchgeführt. Konzeptionelle Vorschläge werden unmittel-
bar im engen Kontakt und Austausch mit dem Umfeld der
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Abbildung 1  Leistungsmodule der Machbarkeitsstudie zum Aufbau eines Kommunikations- und Informationssystems Berufliche Bildung
(KIBB) für Experten der Bildungsverwaltung und -forschung
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bedingungen der
Implementation

Marktanalyse

● Positionierung KIBB zu
anderen Angeboten
aufgrund Marktanalyse

● Anforderungen seitens
externer Nutzer an KIBB 

Kooperationsanalyse

● Kooperationsmöglichkeiten
mit Experten und
Institutionen

● IST-Zustand internetge-
stützter Kommunikation
zwischen externen Experten

BIBB als 
Informationszentrum

● IST-Zustand des instituts-
internen Informations- und
Wissensmanagements

● gegenwärtige Nutzung der
IT-gestützten Informations-
und Kommunikations-
prozesse

KIBB-Konzeption

● Gestaltung der Kooperation
zwischen BIBB-Mitarbeitern,
KIBB-Mitarbeitern und
externen Nutzern

● Arbeitsorganisation, Tätig-
keits-, Qualifikationsprofile
und organisatorische Veran-
kerung von KIBB

● Stufenmodell zur schritt-
weisen Implementation und
Planung der Pilotphase

● interne und externe
formative Evaluation
von KIBB

● Öffentlichkeitsarbeit und
Marketing von KIBB

● technische Gestaltung der
Informations- und
Kommunikationsprozesse

IT-Technologie im BIBB
● IST-Zustand Ausstattung

Informationstechnologie

● IST-Zustand Nutzung der
IT-Ausstattung

Humankapital im BIBB

● Vorstellungen und Erwar-
tungen der Mitarbeiter zur
KIBB-Systemkonzeption

● Erfahrungen von
Mitarbeitern mit
Informationstätigkeiten

interne Rahmen-
bedingungen der
Implementation

BIBB als 
Kompetenzzentrum

● Stellung und Funktion des
BIBB als Wissenserzeuger
und Informationsvermittler

Vorarbeiten

● Theoretische Konzeptionen
zu K + I-Systemen
(Literaturanalyse,
Internetrecherchen)

● Erfahrungswissen externer
Anbieter



späteren Nutzer und Anwender von KIBB entwickelt. Die
kontinuierliche kommunikative Validierung der Ergebnisse
erfolgt durch direkte Rückkopplung und Diskussion mit
den in die Untersuchung einbezogenen Personen. Dieser
Ansatz ist transdisziplinär, praxisorientiert und strebt eine
gleichgewichtige Berücksichtigung technischer, organisa-
tionswissenschaftlicher und psychologischer Aspekte an.

Die in der Abbildung dargestellten Leistungsmodule kön-
nen nur mit einer Vielzahl unterschiedlicher Methoden an-
gegangen werden. Die Erfassung von Erfahrungen mit dem
Aufbau vergleichbarer Wissensmanagementsysteme und
die Analyse der Kooperationsmöglichkeiten mit anderen
Institutionen sind in Form strukturierter Experteninter-
views vorgesehen. Auch im Rahmen einer Marktanalyse
vorhandener und geplanter Informationsangebote im Be-
reich der beruflichen Bildung wird neben der üblichen
Portfolio-Analyse und dem Best-Practice-Ansatz das
Instrument der Expertenbefragung, insbesondere zur Er-
wartungshaltung künftiger Nutzer von KIBB, eingesetzt.
Die informationssoziologischen Untersuchungen, die Be-
reiche wie Aufbau und Funktionsweise des Wissensmana-
gements im BIBB umfassen, werden als face-to-face-Inter-
views im Rahmen des Modus-2-Ansatzes zum einen mit
Leitung, Fachbereichen und Personalvertretung, zum ande-
ren mit einer gezielten Auswahl an Mitarbeitern durchge-
führt. Die mehr informationstechnisch ausgerichtete Ana-
lyse zum Stand und zur Planung der IT-Technik im BIBB
wird neben den erforderlichen Interviews durch eine Mate-
rial- und Dokumentenanalyse ergänzt. Die für die Mach-
barkeitsstudie zentrale Mitarbeiterbefragung zu ihren Er-
fahrungen mit Informationstätigkeiten und zu Vorstellun-
gen und Erwartungen an KIBB ist als schriftliche Erhebung
geplant. Soweit dies von der technischen Machbarkeit her
möglich ist, könnte alternativ eine Online-Befragung
durchgeführt werden. Zur Zusammenführung, Diskussion
und Interpretation der gesammelten Daten werden ein bis
zwei Informationsveranstaltungen im BIBB durchgeführt
und die Einrichtung eines Informations- und Diskussions-
forums im Intranet vorgeschlagen. Ebenso sind zwei Work-
shops mit externen und internen Experten geplant.  

Lernen im Tandem – JobRotation,
die Schule machen könnte

HUBERTUS SCHICK,  KARL WÖSTMANN

� Spätestens seit dem 6. Spitzengespräch des

Bündnisses für Arbeit im vergangenen Jahr ist

die JobRotation in aller Munde. In den meis-

ten Bundesländern findet ein Übergang von

der Modellphase zur Verstetigung statt, die

Branchen und Qualifizierungsniveaus, die in

Rotationsmodelle einbezogen werden, neh-

men zu, und neue Formen und Ideen entste-

hen, wie Problemsituationen in der JobRotati-

on gelöst werden können. Über ein Beispiel

wird im Folgenden berichtet.

Im Rahmen von JobRotation hat sich die internationale
Zusammenarbeit der meisten Projekte im Rahmen der Ge-
meinschaftsinitiative ADAPT der EU als sehr produktiv er-
wiesen: Ausgehend von den positiven nationalen Erfah-
rungen und der breiten Anwendung, die in Dänemark seit
Ende der 80er-Jahre stattfindet, hat man sich Mitte der
90er-Jahre zu einem Netzwerk „EU-Jobrotation“ zusam-
mengeschlossen, tauscht darüber Informationen über die
spezifische Nutzung des Instruments in den Mitgliedslän-
dern aus, organisiert transnationale Weiterbildung für das
Management von JobRotation und fördert so die Ausbrei-
tung der Idee in ganz Europa. In Diesem Zusammenhang
hat auch das Bremerhavener Projekt im Kfz-Bereich durch
ein gelungenes Modell auf sich aufmerksam gemacht.*
Unter der Regie des JobRotation-Trägers, des Arbeitsför-
derungs-Zentrums, haben zwei Bildungsträger und 11 Be-
triebe an diesem Modellprojekt mitgewirkt und dabei fol-
gende Frage in den Mittelpunkt gestellt: Wie kann eine
Eingliederung des betriebsfremden Arbeitnehmers in den
Arbeitsablauf so gestaltet werden, dass sie von allen Betei-
ligten als Lernsituation in einem möglichst effektiven  und
reibungslosen Arbeitsalltag begriffen wird?

Kein einfaches Unterfangen. Was hier angesprochen wird,
stellt eine Kernfrage jeder JobRotation dar. Denn: Arbeits-
lose ersetzen Stammkräfte eines Betriebs, während diese
für eine bestimmte Frist ihren Arbeitsplatz verlassen, um
an einer Weiterbildung teilzunehmen, so lautet das einfa-
che Prinzip der JobRotation, eines erfolgreichen Instru-
ments der Wirtschaftsförderung und Arbeitsmarktpolitik
zugleich. Der Betrieb kann leichter einer solchen Weiter-
bildung seiner Mitarbeiter zustimmen, der Stammkraft wird
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es ermöglicht, sich auch während der Arbeitszeit fortzubil-
den und dem arbeitslosen Stellvertreter wird die Tür zum
ersten Arbeitsmarkt geöffnet, durch die er im günstigsten
Fall sogar zu einer Festeinstellung gelangt. Aber gelingt
dieser Sprung in den Betrieb auch und kann der Stellver-
treter den gewünschten Ersatz auch bewerkstelligen?

Ein Modell mit Vorteilen für Stellvertreter
und Mitarbeiter

Der Arbeitsansatz des Bremerhavener Projekts ist die Ver-
zahnung von Aufstiegsfortbildung für Stammkräfte und
Anpassungsqualifizierung für arbeitslose Stellvertreter. Die
Erfahrungen zeigen, dass man der für den bisher Arbeits-
losen schwierigen Situation besondere Aufmerksamkeit
schenken sollte. Das Bremerhavener Tandem-Modell wid-
met sich dem Verhältnis Stammkraft – Stellvertreter und
macht es zu einem Fixpunkt einer erfolgreichen Vertre-
tung; besonders in der ersten Zeit der Rotation werden Zei-
ten eingeplant, in denen beide gemeinsam im Betrieb ar-
beiten.

Die Vorteile für den betrieblichen Mitarbeiter liegen auf der
Hand:
• Die Konkurrenzsituation zwischen der Stammkraft und

dem Stellvertreter wird von Anfang an entschärft. Im-
merhin sehen nämlich nicht wenige Mitarbeiter in „dem
Neuen“ weniger eine Hilfe als vielmehr einen Konkur-
renten, der ihnen zwar vielleicht nicht gleich den Ar-
beitsplatz wegschnappt, dem man aber doch durch ein
gewisses „Platzhirschverhalten“ Grenzen aufzeigen
muss. Dagegen arbeitet das Tandem-Modell: Durch die
direkte Kooperation und die übertragene Verantwortung
für die Einführung des Stellvertreters in die Arbeit wer-
den hier erst einmal Barrieren abgebaut und die Erfah-
rung der Stammkraft produktiv genutzt.

• Damit einher geht eine Kompetenzerweiterung für die
Stammkraft, denn die Übertragung der Einführung eines

Kollegen durch die Geschäftsführung stellt eine neue
Aufgabe dar, die durchaus auch einen neuen Umgang
mit den gewohnten Arbeitsgängen und eine neue Ver-
antwortlichkeit erforderlich macht.

• Und was sicherlich ebenso wichtig ist: Die Stammkraft
kann mit einer ganz anderen Motivation in die Weiter-
bildung gehen, wenn sie den Stellvertreter in den eige-
nen Arbeitsablauf eingefädelt hat und einigermaßen si-
cher sein kann, dass nach der Rückkehr nicht derselbe
Berg an Arbeit wartet wie vor der Weiterbildungsphase.

Auch für den Stellvertreter wird so die neue Situation im
Betrieb erleichtert:

• Die Stammkraft steht mit ihrer Kompetenz und Erfah-
rung im Betrieb in längeren Phasen für den Informati-
onsbedarf des Stellvertreters zur Verfügung. Der Infor-
mationsfluss ist gerade zu Beginn einer solchen Rota-
tion entscheidend für das Gelingen einer möglichst
reibungslosen Arbeitsübernahme durch den Stellvertre-
ter. Der für viele betriebsfremde bzw. neue Mitarbeiter
bekannte und nervtötende Satz: „Bei uns machen wir
das aber so!“ bzw. häufiger noch: „... so nicht!“ verliert
auf diese Weise seinen hämische Unterton; und dass in
solchen Situationen Informationsbedarf entsteht, wird
umgekehrt zur Selbstverständlichkeit einer kooperativen
Arbeits- und Lernsituation.

• Dies erleichtert dem Stellvertreter den Einstieg, der an
ihn ja ohnehin schon durchaus hohe Anforderungen
stellt – besonders, wenn er vorher für längere Zeit ar-
beitslos war und die sich schnell wandelnde Betriebsrea-
lität ihm nicht mehr ganz präsent ist.

• Und noch einen weiteren Vorteil hat das Tandem-Mo-
dell: Mit der Unterstützung durch die Stammkraft wird
der Stellvertreter schneller an anspruchsvollere und da-
mit interessantere Aufgaben herangeführt. Mit dem an-
fänglichen Gegencheck durch den Mitarbeiter ist dem
Betriebsinteresse an Verlässlichkeit genüge getan und
zumindest der Einstieg in die Übernahme ganzer Ar-
beitsaufträge geschafft.

Eine neue Form kooperativer Anleitung in
der betrieblichen Praxis

Schaut man sich unter den genannten Gesichtspunkten das
Modell ein wenig näher an, so wird deutlich, dass hier
durchaus eine neue Anleitungssituation entstanden ist.
Denn anders als in der klassischen Ausbildungs- oder An-
leitungssituation im Handwerk sollen hier ja keine eigenen
Lernsequenzen im Betrieb eingebaut werden; der Stellver-
treter ist neuer Mitarbeiter, also weder Azubi noch Prakti-
kant. Man setzt voraus, dass er – auch aufgrund eines spe-
ziellen vorgeschalteten Trainings für die Stellvertretung –
zumindest über die grundlegenden Fachkompetenzen ver-
fügt, die für die Arbeitsaufgaben nötig sind.
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JobRotation im Kfz-Handwerk Bremerhavens
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qualifizierung

im
Kfz-Handwerk

Weiterbildung
zum

Kfz-Service-
Mechaniker

Stellvertreter kommen während ihrer Anpassungsqualifizierung an zwei Tagen in den Be-
trieb, werden von der Stammkraft als „Tandem-Partner“ in die Arbeit eingeführt und setzen
diese dann im Tagesverlauf fort, während die Stammkraft in die Aufstiegsqualifizierung geht.

Stellvertreter Stammkraft
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Gleichzeitig gilt, dass Fachkompetenz zwar notwendig,
aber eben noch lange nicht hinreichend ist für eine kor-
rekte Abwicklung von Arbeitsaufträgen oder Teilarbeiten.
Denn die spezifische betriebliche Situation, die vielleicht
neue und ungewohnte Automarke, die Maschinen und
Werkzeuge vor Ort, die organisatorische Abwicklung von
Aufträgen und – nicht zuletzt – das Wissen um mögliche
personelle oder auch sachbezogene Probleme innerhalb des
Betriebs sind als Erfahrungswissen mindestens ebenso re-
levant für die erfolgreiche und gute Erledigung von
Arbeitsaufträgen. Hier stellt die anleitende Hilfestellung
und Informationsgebung durch erfahrenere Kollegen einen
überaus wertvollen Beitrag zum erfolgreichen Einstieg in
den neuen Betrieb dar – gleichgültig ob sich nach der
Stellvertretung eine Festeinstellung anschließt oder nicht.
Als weiteres Moment dieser spezifischen Anleitungssitua-
tion ist die Übertragung von Aufgaben im Rahmen der
konkreten Arbeitsaufträge zu leisten. Fingerspitzengefühl
von beiden Seiten ist nötig, um das richtige Maß an
Schwierigkeiten und Pensum zu finden, das man sich bzw.
als Stammkraft dem anderen zutraut.

Kommunikationstraining verbessert
Kooperation im Betrieb und mit dem Kunden

Hilfreich für die schwierigen interpersonellen Prozesse, die
in einer solchen Situation ablaufen, ist ein spezielles Trai-
ning, das beide Seiten, Stammkraft und Stellvertreter, im
Rahmen ihrer jeweiligen Fortbildung absolviert haben.
Man geht davon aus, dass eine Einführung in die typischen
Kommunikationssituationen innerhalb der Werkstatt, aber
auch gegenüber dem Kunden, zu einer wesentlichen Ver-
besserung der Kooperation führen kann. Diese Kommuni-
kationssituationen werden in unterschiedlichen Formen
vorgestellt, in der Gruppe analysiert und in Rollenspielen
bearbeitet, sodass die Teilnehmer sich ein Bewusstsein da-
von bilden können, dass sie selbst durch Auftreten, Infor-
mationsverarbeitung und eigene Ausdrucksweise wesent-
lich die Kommunikation beeinflussen.
Alle beteiligten Betriebe bestätigten mit wachsendem In-
teresse, dass sowohl die Stammkraft wie auch der Stellver-
treter gerade durch dieses spezielle Training wesentliche
Fortschritte in der Abarbeitung von Aufträgen, in der
Kooperation untereinander und mit anderen in der Werk-
statt gemacht haben.

Die Fähigkeiten, die die Mitarbeiter darüber herausbilden,
sind für die Qualität der Zusammenarbeit im Betrieb ent-
scheidend:
• sich gegenüber Kollegen klar und effektiv artikulieren,
• selbstständig Probleme benennen und Lösungsmöglich-

keiten vorschlagen,
• Arbeitsteilung im Tandem absprechen, was ja nicht nur

in unserem Modell, sondern in den meisten Fällen der
Auftragsarbeit notwendig wird,

• Probleme und Lösungsmöglichkeiten auch gegenüber
der Betriebsleitung artikulieren können

Diese Punkte sind nur eine Auswahl von Situationen in
kleinen, handwerklich orientierten Betrieben, die Kommu-
nikationsfähigkeit als Schlüsselqualifikation erforderlich
machen.

Ein Rotationsmodell zur besseren
Verzahnung von Theorie und Praxis

Das Bremerhavener Modell hat seine „Rotationsstruktur“
entsprechend ausgerichtet und Überschneidungsphasen
eingeplant, in denen sich der Stellvertreter im Tandem an
seine neuen Arbeiten „herantasten“ konnte:
In der ersten Phase fand die Kooperation an zwei Tagen
statt: dienstags und donnerstags waren die Stellvertreter in
den Betrieben und wurden vormittags von ihren Tandem-
Partnern in die Arbeit eingeführt. Nachmittags übernah-
men sie dann die Arbeit oder einzelne Arbeitsaufgaben in
eigener Verantwortung, während die Stammkraft den Wei-
terbildungskurs besuchte. Das hatte zusätzlich den überaus
positiven Effekt, dass für beide Seiten, Stammkraft und
Stellvertreter, Fortbildung und Arbeit sich permanent ab-
wechselten und dadurch nicht selten die am Vortag hinzu-
gewonnenen Kenntnisse anschließend in der Werkstatt an-
gewendet werden konnten. In der zweiten Phase arbeitete
der Stellvertreter dann durchgängig im Betrieb und konnte
so insgesamt in einer mehrmonatigen Stellvertretung ei-
nen längeren betrieblichen Einsatz absolvieren.
Und in einer weiteren organisatorischen Frage war das
Modell wegweisend: Da die Aufstiegsfortbildung der
Stammkräfte und die Anpassungsfortbildung der Stellver-
treter in einer Hand lagen, konnten Elemente aus der erst-
genannten Veranstaltung in die Konzeption der Weiterbil-
dung für die Stellvertreter übernommen werden, so dass
auf der Grundlage dieser Parallelität dann auch fachliche
Fragen im Tandem gemeinsam angegangen werden konn-
ten. Dass dadurch die Situation und eventuelle Probleme
im Tandem ebenfalls schnell und effektiv bearbeitet wer-
den konnten, hat sicherlich mit zu dem erfolgreichen Ver-
lauf beigetragen.

Von den 18 als Stellvertreter
eingesetzten ehemaligen Ar-
beitslosen wurden 17 in eine
Festeinstellung übernommen.
So hat sich das konzeptionell
sinnvolle Modell denn auch
noch durch das härteste Krite-
rium bestätigt, das Maßnah-
men mit Arbeitslosen kennen:
die nahezu hundertprozentige
Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt. 
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* Das Projekt wurde aus Mitteln der EU
(Gemeinschaftsinitiative ADAPT), der
Bundesanstalt für Arbeit und des Landes
Bremen gefördert. Beteiligt waren, neben
dem Arbeitsförderungs-Zentrum des Landes
Bremen als Koordinator, die Kfz-Innung
Bremerhaven-Wesermünde, die Gewerbli-
chen Lehranstalten Bremerhaven und die
Kreishandwerkerschaft und das Arbeitsamt
Bremerhaven - ebenfalls ein bemerkenswer-
tes Beispiel der Kooperation.
Ein Projektbericht kann beim Arbeitsförde-
rungs-Zentrum angefordert werden, telefo-
nisch unter 0471/98 33 917 oder per
E-Mail über Karl.Woestmann@arbeitsfoer-
derungs-zentrum.de



Junge Dienstleistungsunternehmen
wünschen sich mehr Information und
gezielte Beratung 

GISELA WESTHOFF

� Unternehmen aus jungen, wachsenden

Dienstleistungsbereichen beteiligen sich an

der betrieblichen Ausbildung, weil sie qualifi-

zierte Fachkräfte benötigen. Allerdings ließe

sich das Angebot nach ihrer Auffassung ins-

gesamt deutlich erhöhen, wenn Informationen

und Beratungsangebote für ihre spezifischen

Anforderungen verbessert würden.

Diese Aussage ist eines der zentralen Ergebnisse einer bun-
desweiten empirischen Studie des BIBB zum Thema Aus-
bildung und Beschäftigung bei 1.412 Unternehmen aus der
Informations- und Kommunikationswirtschaft, Multime-
dia/Film, Call Center, Messe- und Veranstaltungswirtschaft,
Unternehmensberatungen sowie Handwerksbetrieben in der
Informationselektronik.1 Es handelt sich hier vorwiegend
um kleine und mittlere Betriebe in neuen Wirtschaftsberei-
chen, die vielfach erst in jüngster Zeit neu gegründet wur-
den und denen zumeist eine Ausbildungstradition fehlt,
insbesondere dann, wenn die Unternehmensgründer selbst
ihre Qualifikation im Hochschulbereich erworben haben. 
In der Studie konnte differenziert nachgewiesen werden,
dass solche unternehmensbezogenen Dienstleistungsberei-
che über ein deutlich erkennbares Potenzial an betriebli-
chen Ausbildungsplätzen verfügen, das derzeit noch nicht
ausgeschöpft ist. An der Befragung beteiligten sich sowohl
Unternehmen, die bereits ausbilden als auch solche, die
bisher noch nicht damit begonnen haben. Eine eigene be-
triebliche Ausbildung halten die meisten von ihnen für
sinnvoll oder notwendig.

Ausbildungsbeteiligung

Jedes dritte der befragten dienstleistungsbezogenen Unter-
nehmen bildete zum Befragungszeitpunkt aus. Dies ist ein
unerwartet hoher Anteil, zumal ein erheblicher Teil unter
ihnen (zwei Drittel) maximal zehn Jahre alt war und es im
Allgemeinen nicht ganz einfach ist, eine Ausbildungstradi-
tion zu entwickeln. Hinzu kommt, dass es sich auch um
neue Wirtschaftsbereiche handelt. Als Vergleich sei er-
wähnt, dass 1999 von den insgesamt 1,67 Millionen Betrie-
ben in der Bundesrepublik knapp jeder Vierte ausbildete.2

Je nach Zugehörigkeit der Unternehmen zu den einzelnen
Dienstleistungsbereichen stellt sich die Ausbildungsbeteili-
gung auch unterschiedlich dar (Abb. 1):
An der Spitze liegt das Informations- und Kommunikati-
onshandwerk (63 Prozent), bei dem es sich zwar um einen
Wirtschaftsbereich mit vorhandener Ausbildungstradition
handelt, der jedoch auch von neuen Anforderungen an
Ausbildung und Beschäftigung gekennzeichnet ist. So trat
im August 1999 der neue Ausbildungsberuf Informations-
elektroniker/-in in Kraft, dessen praktische Umsetzung
noch nicht abgeschlossen ist.
Den nächst höheren Rang bei der Ausbildungsbeteiligung
nimmt der recht junge Wirtschaftsbereich der Call Center
ein, möglicherweise eine Konsequenz der Unternehmen aus
ihrem erklärten Bedarf an Fachpersonal auf der Ebene der
Fachangestellten. Unternehmensberatungen dagegen bil-
den nur zu 16 Prozent aus und liegen damit um die Hälfte
unter dem Durchschnitt der befragten Unternehmen. In den
Interviews wiesen die Befragten wiederholt auf die akade-
mische Tradition ihres Bereichs hin und dem folglich sehr
geringen Bedarf an betrieblich ausgebildetem Personal.

Ausbildung und Fachkräftebedarf

Die von den Betrieben am häufigsten genannten Gründe
für eine Ausbildungsbeteiligung sind in Abbildung 2 zu-
sammengefasst.
Die Qualifizierung des eigenen Nachwuchses und der
Fachkräftemangel sind danach die wichtigsten Gründe für
eine Ausbildungsbeteiligung.
Die näheren Umstände für die Entscheidung pro oder kon-
tra Ausbildung konnten in den mündlichen  Interviews
und Gesprächen mit unterschiedlichen betrieblichen Ex-
perten exemplarisch identifiziert werden. Dabei wurde ins-
besondere festgestellt, dass viele Unternehmen ähnliche
Anlaufschwierigkeiten bei der Ausbildung haben. Das gilt
für die Auswahl der passenden Berufe sowie der Bewerbe-
rinnen und Bewerber, aber auch für die Lösung organisa-
torischer Fragen, der Ausbildungsberechtigung oder der
Abstimmung mit der Berufsschule bzw. anderen regiona-
len Partnern. Die Unterstützung von Seiten der Kammern,
des Arbeitsamtes und der Berufsschule wurde zwar er-
wähnt, aber auch deutlich für verbesserungsbedürftig ge-
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Abbildung 1  Anteil der Ausbildungsbetriebe nach Bereichen
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halten. Offensichtlich benötigen die Unternehmen dieser
neuen Wirtschaftsbereiche besonders auf sie zugeschnit-
tene Angebote zur Information, Beratung und Organisati-
onsentwicklung. 

Voraussetzung für eine Ausbildungsbeteiligung

Betriebe, die derzeit nicht ausbilden, wurden gefragt, was
wichtig wäre, um dies künftig zu ändern (Abb. 3).

Den Wunsch nach passenderen Berufen äußern Betriebe -
wie auch in diesem Fall – in Befragungen häufig. Gleich-
zeitig weist hier fast jede fünfte Nennung auf Informati-
onsdefizite über Ausbildungsberufe hin. Wenn diese Defi-
zite ausgeglichen wären, könnte das vorhandene Angebot
an Berufen ggf. schon ausreichen. 
Generell spiegelt sich der Wunsch nach verbesserter Bera-
tung und Information in fast allen genannten Vorausset-
zungen für eine Ausbildungsbeteiligung wider. Bisher
scheinen die vorhandenen Angebote in diesen neuen Wirt-
schaftsbereichen zu wenig anzukommen. Die Handlungs-
anforderungen aus diesem Befund bedürfen der weiteren
Diskussion.

Ausbildung als Integration junger Frauen in
zukunftsweisende Berufe

Bei den ausbildenden Unternehmen konnte trotz aller
Schwierigkeiten eine deutliche Bereitschaft erkannt wer-
den, sich auf neue Konzepte und Ideen bei der Qualifizie-
rung und Personalgewinnung einzulassen. Beispiele hier-
für sind: Ausbildung im Verbund, Ausbildung in neuen Be-
rufen sowie Ausbildung und Beschäftigung junger Frauen
in bisher männerdominierten Bereichen.

Insgesamt beträgt der Ausbildungsanteil junger Frauen in
den befragten Dienstleistungsunternehmen 40 Prozent. In
den einzelnen Branchen gibt es nur geringe Unterschiede,
mit Ausnahme der Messe- und Veranstaltungswirtschaft
(61 Prozent weibliche Auszubildende).

Die Ausbildung bezieht sich zwar vorrangig (noch) auf tra-
ditionelle Berufe, jedoch sind auch die neuen Medien- und
die IT-Berufe in der Ausbildung vertreten – ein Hinweis
auf den Beginn einer Veränderung, die von der Berufsbil-
dungspolitik gefördert und unterstützt wird. In Unterneh-
men, die generell innovativ handeln, könnte auch die
Anwendung neuer Qualifikationsansätze bei ggf. intensi-
vierter Unterstützung erfolgversprechend sein. Die Befra-
gungsergebnisse legen diese Schlussfolgerung nahe.
Betriebe berichten z. B. von positiven Erfahrungen mit der
Ausbildung junger Frauen in Berufen des IuK-Bereichs –
auch dem Fachinformatiker/der Fachinformatikerin – in

denen bisher vorrangig junge Männer anzutreffen waren.
So hält der Inhaber eines Software-Entwicklungs-Unter-
nehmens die Arbeit und die
Ausbildung in gemischten
Teams für erfolgreicher, da
Frauen oft eine andere Heran-
gehensweise bei Problemlö-
sungen hätten und die Arbeit
sich immer mehr entferne vom
„eigenbrötlerischen Computer-
freak“. Stattdessen seien kom-
munikationsfähige Teammit-
arbeiter/-innen gefragt. Diese
Einschätzung teilten auch an-
dere Befragte und verwiesen
auf praktische Erfolge – sicher-
lich ein weiterer Beitrag zur
Verbesserung der beruflichen
Perspektiven junger Frauen. 

Abbildung 2  Gründe auszubilden Mehrfachnennungen –
Nur ausbildende Unternehmen (n = 469)
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Anmerkungen

1 Forschungsprojekt des BIBB, in Zusam-
menarbeit mit der Forschungsgruppe
SALSS, Bonn: Mehr Ausbildungsplätze in
wachsenden Dienstleistungsbereichen
(6.2001). In einem gestuften Verfahren
wurden Betriebe schriftlich und zu beson-
deren Themen mündlich befragt. Vgl. hier-
zu auch: Westhoff, G.: Mehr Ausbildungs-
plätze in wachsenden Dienstleistungsberei-
chen – kann Forschung hierzu einen
Beitrag leisten? In: BWP 29 (2000) 4,
S. 29–33; Schöngen, K.: Steigender Anteil
an Dienstleistungen – eine Chance für
mehr Ausbildung und Beschäftigung.
Berufsbildungsbericht 2001, Hrsg.: BMBF,
Bonn 2001, Kapitel 4.3.1.

2 Laut Beschäftigtenstatistik, vgl. Berufsbil-
dungsbericht 2001, a. a. O., S. 107

Abbildung 3  Welche Voraussetzungen müssten gegeben sein, damit Ihr Unter-
nehmen in Zukunft (wieder) ausbildet ? Mehrfachnennungen –
Nur nicht ausbildende Unternehmen (n = 952)
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Offenes Lernen zur Förderung von
Beschäftigungsfähigkeit

WERNER KOOP,  SONJA SCHELPER

� Der Modellversuch „Offenes Lernen: Effizi-

enzsteigerung durch den Einsatz von Multi-

media und Telelernen“ wird in der Stiftung

Berufliche Bildung (SBB) durchgeführt. Es soll

die Effizienz des Offenen Lernens, wie es in

der SBB entwickelt und praktiziert wurde und

wird, überprüft und unter Einbeziehung

„Neuer Medien“ weiterentwickelt werden.* 

Von besonderem Interesse sind die Fragen, wie Selbststän-
digkeit und Eigenverantwortung im Lernprozess unterstützt
werden können, um das Lernen und Lehren effizienter und
erfolgreicher zu machen. Einen wichtigen Anhaltspunkt
stellen die Einschätzungen der ehemaligen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer dar: Inwieweit haben ihnen die Wei-
terbildungsmaßnahmen beim anschließenden Prozess der
Arbeitssuche und bei der Bewältigung der beruflichen An-
forderungen geholfen?

Offenes Lernen in der SBB 

Offenes Lernen ist ein pädagogisches Konzept, das den in-
dividuellen Lernprozess in den Mittelpunkt stellt. Die Wis-
sensvermittlung für alle im Frontalunterricht wird in
großen Teilen durch selbstständiges Arbeiten mit Lernma-
terialien ersetzt. Die Lernenden übernehmen zunehmend
die Verantwortung für ihren eigenen Lernprozess und die
Zielerreichung; auf diesem Weg werden sie durch Lernbe-
ratung unterstützt. Die Gestaltung der Lernarrangements
erfolgt je nach pädagogischer Zielsetzung im Wechsel zwi-
schen angeleiteten und selbstständigen Lernphasen, Ein-
zellernen und Kooperation.
Wesentliche Elemente des Offenen Lernens in der SBB sind:
•  Lernen mit Zielvereinbarungen,
•  individuelle Qualifizierungs- und Vermittlungspläne für

alle Teilnehmenden,
•  komplexe, motivations-

fördernde Lernaufgaben
aus der praktischen Ar-
beit,

•  Nutzung von Selbstlern-
materialien, die für un-
terschiedliche Lernvor-
aussetzungen und Lern-
ziele geeignet sind.

ZIELE UND ZIELVEREINBARUNGEN 

Grundlegendes Ziel des Offenen Lernens in der SBB ist die
Förderung der persönlichen Kompetenzen der Lernenden
in Bezug auf Selbstständigkeit und Eigenverantwortlich-
keit. Sie sind ihrerseits Voraussetzungen für das Bündel
von Kompetenzen, das häufig mit „Beschäftigungsfähig-
keit“ umschrieben wird – die beste Basis für die Integra-
tion von bisher Benachteiligten in den Arbeitsmarkt.

Eine Voraussetzung selbst verantwortlichen Lernens ist er-
füllt, wenn die Ziele des Lernens klar fixiert und verein-
bart werden. Für die Zieldefinition im Rahmen der Qualifi-
zierung sind wesentliche Schritte:
• Ermittlung der erfolgsentscheidenden Kompetenzen und 
• Überführung in überprüfbare Verhaltensbeschreibungen.

Für berufsvorbereitende Maßnahmen wie für Umschulun-
gen besonders wichtig sind die Kompetenzen, die mit dem
Begriff „Employability“ verbunden werden. Die Beschäfti-
gungsfähigkeit konkretisiert sich neben beruflicher Orien-
tierung in Zielen wie: Strategien zur Informationsgewin-
nung entwickeln, in eigener Initiative und mit Selbstver-
trauen die passenden Bewerbungen tätigen, Flexibilität
zeigen, zu Teamarbeit fähig sein, mit Konflikten umgehen
können.
In der Berufsvorbereitung handelt es sich um eher kurzfris-
tige Maßnahmen; für einen großen Teil dieser Maßnahmen
besteht ein wesentliches Ziel in der Diagnose der Arbeits-
marktperspektiven der Teilnehmenden. Die Lernorganisa-
tion ist in den letzten Jahren durch Zielvereinbarungen,
Qualifizierungs- und Vermittlungspläne sowie Rückkopp-
lungen und Überprüfungen der Zielerreichung schrittweise
systematisiert worden. 
Für die Umschulungen gelten neben den schon genannten
Zielsetzungen weitere berufs- bzw. arbeitsplatzrelevante
Ziele. Sie beziehen sich auf das Beherrschen komplexer be-
ruflicher Handlungssituationen und orientieren sich an den
erforderlichen Kenntnissen, Fertigkeiten und Verhaltens-
weisen. In den Betrieben sollen sich die späteren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter schnell in betriebliche Abläufe
hineindenken können, ein Selbstbewusstsein über ihre
Kompetenzen und Grenzen entwickeln, Verantwortung
übernehmen und eigenständiges Arbeiten und Auftragsar-
beiten ebenso gewöhnt sein wie Teamarbeit und effektive
Informationsbeschaffung.
Mit den Teilnehmenden sollen Ziele in den Blick genom-
men und konkret vereinbart werden, die sich an der Fra-
gestellung orientieren: „Was brauche ich, um in dem ange-
strebten Beruf erfolgreich zu sein (einen Arbeitsplatz zu
finden und zu behalten)?“ Das ist der Fokus, der den Lern-
prozess von Beginn an strukturiert.
Individuelle Zielsetzungen und die Individualisierung der
Lernwege sind in den letzten Jahren zu wesentlichen Be-
standteilen des Vorgehens in den Umschulungen der SBB
geworden, die zukünftig weiter ausgebaut werden sollen. 

56 BWP 5/2001

* Weitere Informationen zum Modellversuch
Offenes Lernen, zu der am 30. 10. 2001
geplanten Fachtagung „Zukunft des Ler-
nens“ sowie alle bisherigen Veröffentli-
chungen finden Sie unter: www.sbb-ham-
burg.de (Offenes Lernen)
Projektleitung: Sonja Schelper, E-Mail:
sonja.schelper@sbb-hamburg.de
Wissenschaftliche Begleitung: Werner
Koop, E-Mail: trendkontor@t-online.de
Fachliche Betreuung: Dr. Christel Balli,
E-Mail: balli@bibb.de 
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Kompetenzentwicklung in den
Einschätzungen der Teilnehmenden

In einer standardisierten Befragung zum beruflichen Ver-
bleib der ehemaligen Teilnehmer/-innen, die im Jahr 2000
aus ihren Maßnahmen ausgetreten sind, haben die Befrag-
ten u. a. eingeschätzt, ob und in welchem Maß die Teilnah-
me an der Maßnahme zur Entwicklung von Kompetenzen
beigetragen hat, die allgemein am Arbeitsmarkt und im Er-
werbsleben gefordert sind. Die Einschätzungen basieren
auf den Erfahrungen bei der Arbeitssuche und – im Er-
folgsfall – mit der Bewältigung der Anforderungen im
neuen Beschäftigungsverhältnis. Knapp 1.600 Personen,
etwa ein Drittel des Jahres 2000, haben sich beteiligt. 
Für die ehemaligen Teilnehmer/-innen aus der Berufsvor-
bereitung ergibt sich, dass sie „Wirkungen“ der Maßnahme
ganz besonders in Bezug auf Aspekte sehen, die im Vor-
feld einer Arbeitsaufnahme liegen. Mehr als die Hälfte der
Ehemaligen hat ihre Bewerbungsfähigkeiten durch die
Maßnahme verbessert, und mehrheitlich geben die Befrag-
ten an, dass ihr Selbstvertrauen für Bewerbungen durch die
Teilnahme gestärkt wurde. Jeweils der größte Teil der Be-
fragten benennt einen hohen Beitrag der Maßnahme zur
Stärkung der eigenen Teamfähigkeit, zur Verbesserung der
Fähigkeit der selbstständigen Wissensaneignung und zur
Möglichkeit der Bewerbung auf Stellen mit neuen Anfor-
derungen.
Die ehemaligen Umschüler/-innen sehen in ähnlicher
Weise mehrheitlich durch die Maßnahme ihre Teamfähig-
keit gestärkt, ihre Fähigkeit zur selbstständigen Wissens-
aneignung verbessert, ebenso ihre Bewerbungsfähigkeiten,
ihr Selbstvertrauen für Bewerbungen und die Möglichkeiten,
sich auf Stellen mit neuen Anforderungen zu bewerben.
Die inzwischen erwerbstätigen Umschüler/-innen können
die fachlichen Anforderungen gut erfüllen, zwei Drittel ge-
ben an, dass die Maßnahme hierzu wesentlich beigetragen
habe. Mehrheitlich äußern sie, die Maßnahme habe ihnen
dazu verholfen, den heutigen beruflichen Standard zu er-
füllen und sich in neue Aufgabenfelder einarbeiten zu kön-
nen. Auf die Motivation, neue Arbeitsaufgaben zu über-
nehmen, hat sich die Maßnahme ebenfalls positiv ausge-
wirkt.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Die ehemaligen Teil-
nehmer/-innen sowohl der Berufsvorbereitung wie auch der
Umschulung äußern sehr positive Auswirkungen auf ihre
„Beschäftigungsfähigkeit“. Die Umschülerinnen und Um-
schüler, die sich erfolgreich in den Arbeitsmarkt integrieren
konnten, sehen darüber hinaus deutliche Auswirkungen im
Hinblick auf die Kompetenzen, die zur Erfüllung ihrer be-
ruflichen und fachlichen Anforderungen wichtig sind.
Die vorstehenden Einschätzungen beziehen sich nicht spe-
ziell auf das Offene Lernen, sondern auf die Teilnahme an
den Maßnahmen insgesamt; sie stellen nach unserer Ein-
schätzung eine Bestätigung der Konzeption „Offenes Ler-
nen“ dar, wie es in der SBB praktiziert wird. 

Berufliche Bildung in der Zeit der
Modernisierung

KLAUS HAHNE

Zeit der Modernisierung – Zugänge einer
Modernisierungstheorie beruflicher Bildung 

(mit umfangreicher CD-ROM), Reihe: Weiter@lernen, 

Frank Michael Orthey
S. Hirzel Verlag Stuttgart 1999, 208 Seiten, DM 88,- 

Frank Michael Orthey reflektiert auf systemtheoretischer
Grundlage den Wandel beruflicher Bildung. Es gelingt Or-
they, den Leser in ein diskursives Sprachspiel einzubezie-
hen, welches fast alle in der beruflichen Bildung in den
letzten Jahrzehnten aufgetauchten Schlüsselbegriffe,
Schlag- und Reizworte in ihrer historischen, prozessualen
Bedeutung reflektiert und sie gleichzeitig ironisch-distan-
ziert als Sprachspiele im sich modernisierenden System der
beruflichen Bildung kenntlich macht.
Ortheys Arbeit kreist zunächst um das Modernisierungs-
problem zwischen Arbeit und Beruf. Orthey beschreibt den
Funktionswandel und das Wechselverhältnis von Arbeit
und Beruf im Übergang von der „Moderne“ zur „Postmo-
derne“ als „Modernisierungsvibrieren“, womit er ein wech-
selseitiges Veränderungsverhältnis als Modernisierungsbe-
ziehung kennzeichnet. Orthey zeichnet die Veränderungen
der Qualität der Arbeit im Einzelnen auf, wobei er darauf
hinweist, dass im Post-Taylorismus die Arbeit zunehmend
ihren Ganzheitscharakter verliert und zum ständigen Frag-
ment wird. Ebenso stellt er eine Tendenz zunehmender Re-
flexivität der Arbeit fest. Im Folgenden zeigt er die mit
dem Berufsbegriff verbundenen Probleme auf, um eine
Modernisierungsperspektive zu formulieren, die die stabili-
sierenden Wirkungen des Berufsbegriffs mit der Krise
zukünftiger Berufserziehung verbindet. „Die individuelle
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und inhaltliche Perspektive heißt nicht mehr ‚Ausbildungs-
beruf als Lebensberuf‘, sondern sie heißt ‚vom Lebensbe-
ruf zu Erwerbskarrieren‘“ (S. 31). Damit wird „Beruf“ zu ei-
ner offenen Struktur, auch wenn der Mythos vom Beruf
dabei stabil bleibt. Für Orthey bedeutet „einen Beruf ausü-
ben vor allem die generalisierte Kompetenz, eine profes-
sionelle Balance zwischen den sich verändernden Tätigkei-
ten und veränderten Fähigkeiten dauerhaft zu erhalten“.
„Beruf“ behält seine ganzheitlich lebenslängliche Diskus-
sion jedoch nicht über die Kontinuität, sondern durch die
permanente Veränderung beruflichen Lernens (S. 34). Er
fasst seine Überlegungen zu Arbeit und Beruf zusammen
als „sich selbst schärfendes Leistungsverhältnis arbeitsori-
entierten beruflichen Lernens für die Modernisierung zwi-
schen Arbeit (Tätigkeiten) und Beruf (Fähigkeiten).“ (S. 36) 
Danach beleuchtet Orthey das Spannungsverhältnis von Be-
ruf und Betrieb, wobei er dem gängigen Verständnis von
Berufsbildung folgend zunächst davon ausgeht, dass der
Beruf für andere Qualifikationen steht, als für ausschließlich
betriebliche oder einzelbetriebliche Zwecke. Der Fokus der
umfangreichen Betrachtung zum Verhältnis von Beruf und
Betrieb ist die Bearbeitung betrieblicher Rationalisierungs-
und Modernisierungsmotive in ihren Auswirkungen auf Be-
ruflichkeit und die Leistungen beruflicher Bildung. Techno-
logierung, Rationalisierung, Pädagogisierung und Post-tay-
loristische Betriebs- und Arbeitsformen sind ebenso wie die
Projektarbeit, virtuelle Unternehmen und Management Stu-
fen einer Betrachtung, die Rationalisierung als ein Steige-
rungsprinzip für Modernisierung ausmacht und eine Ver-
änderung der Beziehungsqualität von Beruf und Betrieb

identifizieren kann. Die Leistungen beruflicher Lernprozesse
für den Betrieb wandeln sich dahingehend, dass sie nicht
mehr nur die traditionelle Qualifizierung der Belegschaft
beinhalten, sondern „vielmehr mit multioptionalen Hoff-
nungen besetzt“ werden können. Lernen ist dabei das uni-
versale Veränderungsmodell geworden.
Im folgenden Abschnitt „Betrieb und Berufsschule“ setzt
sich Orthey mit dem dualen System der Berufsausbildung
in der Diskussion auseinander, wobei er die Krisendiskus-
sion des dualen Systems unter ausführlichem Bezug auf
ihre hauptsächlichen Protagonisten als „Auseinanderfallen
der Systemzeiten von Arbeitstätigkeiten und Berufen“ in-
terpretiert. Es folgen ähnlich ertragreiche Abschnitte zu
Systemen und Subjekten, zur Individualität und radikalen
Pluralität, zur Bildung und Qualifizierung sowie zur Aus-
und Weiterbildung, in denen Orthey überall die Moderni-
sierungsdynamik entfaltet.

Orthey hat ein schwieriges Buch vorgelegt, das (vor allem
mit der CD-ROM) auch den nicht systemtheoretisch ge-
schulten Wissenschaftlern manchen Denkanstoß geben
kann. Der Rezensent hat im Laufe seiner Lektüre des Bu-
ches und im häufig spielerischen Umgang mit der wesent-
lich umfangreicheren beigelegten CD-ROM seine bisherige
Meinung aufgeben müssen, dass der systemtheoretische
Theorieansatz keine besondere Erklärungsmächtigkeit für
ein historisch gewachsenes duales oder plurales Berufsbil-
dungssystem in Deutschland mit seinen vielfältigen Wider-
sprüchen und seinen vielfältigen Entwicklungen und Pro-
blemen aufzeigen kann.
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Nachruf auf Gustav Fehrenbach

Am 6. Mai 2001 ist Gustav Fehrenbach gestorben. Mit ihm hat das Bundesinstitut für Berufsbildung einen engen Wegge-

fährten und engagierten Mitstreiter für die Belange der Beruflichen Bildung verloren. 

Gustav Fehrenbach wurde am 17. Februar 1925 in Lörrach geboren, besuchte die Volksschule und begann seine berufliche

Laufbahn als Postjungbote. Nach Kriegsdienst und Kriegsgefangenschaft trat er Ende 1945 in die Deutsche Postgewerkschaft

(DPG) ein. Von 1965 bis 1982 Stellvertretender DPG-Vorsitzender und zugleich Mitglied der Sozialausschüsse der Christlich-

Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA), hatte er von 1982 bis zum Eintritt in den Ruhestand 1990 den Stellvertreten-

den Vorsitz des Deutschen Gewerkschaftsbundes und die Leitung der Abteilungen Beamte / Öffentlicher Dienst, Allgemeine

und Berufliche Bildung inne. Ebenfalls seit 1982 war er Vorsitzender der CDA-Arbeitsgemeinschaft Christlich-Demokratischer

DGB-Gewerkschafter.

Vor allem die Achtzigerjahre waren geprägt durch die enge Zusammenarbeit Gustav Fehrenbachs mit dem Bundesinstitut. Seit

dem 24. Februar 1983 war er Mitglied des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung als Nachfolger von Maria

Weber, für die er zugleich auch den Stellvertretenden Vorsitz übernahm. In den Jahren 1985 und 1988 leitete er als Vorsit-

zender den Hauptausschuss. Anliegen waren ihm stets die Schaffung eines ausreichenden Ausbildungsplatzangebots und

von Chancengleichheit in der Beruflichen Bildung sowie die Förderung und Finanzierung der Überbetrieblichen Ausbil-

dungsstätten. Besonders hervorzuheben ist sein Einsatz für die Interessen des Bundesinstituts bei der Erarbeitung des Berufs-

bildungsförderungsgesetzes und bei der Vorbereitung und Durchführung der Evaluierung des Bundesinstituts Mitte der Acht-

zigerjahre. Mit dem Ausscheiden aus dem Berufsleben endete auch seine herausragende Arbeit für das Bundesinstitut.

Die Kollegen und Kolleginnen des Bundesinstituts für Berufsbildung werden Gustav Fehrenbach für seine wichtigen Impulse

und tatkräftige Unterstützung in ehrendem Angedenken behalten.
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